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Teil A  
Einsetzung, Auftrag und Verfahren des 13. Parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses 

I. Vorgeschichte 
 
Im Februar 2010 wurden in den Medien1 nach Hausdurchsuchungen Informatio-
nen über einen möglichen Fördermittelskandal öffentlich gemacht. 
 
Den Angaben zufolge hatten Beamte des Landeskriminalamtes und der zustän-
digen Polizeidirektion in Dessau-Roßlau, Wittenberg, Kemberg und Eisleben Un-
ternehmen und Privatwohnungen durchsucht. Der Verdacht der Staatsanwalt-
schaft Halle lautete auf Fördermittelbetrug. 
 
Den Medien war zu entnehmen, dass das Land Sachsen-Anhalt mehrere Millio-
nen Euro Fördergelder für Bildungsmaßnahmen zu Unrecht an die Unternehmen 
ausgezahlt haben soll. Die Unternehmen waren die Antragsteller und Zuwen-
dungsempfänger der Fördermittel. Es wurde vermutet, dass der ehemalige Regi-
onalbereichsleiter des Bildungszentrums der Industrie- und Handelskammer Hal-
le/Dessau, Herr Baumung, die Bildungsmaßnahmen vermittelt und zusammen 
mit seinen Mitarbeitern bei der Antragstellung Hilfe geleistet hatte. Das IHK-
Bildungszentrum erhielt zudem häufig von den Unternehmen den Auftrag, die 
Bildungsmaßnahmen durchzuführen. Eine größere Zahl dieser Maßnahmen hat 
das IHK-Bildungszentrum durch Unteraufträge an andere, häufig dieselben Bil-
dungsfirmen vergeben. Es wurde vermutet, dass die Unternehmen die Fördermit-
tel zwar erhalten hatten, aber die Bildungsmaßnahmen entweder gar nicht oder 
nicht wie beantragt durchgeführt wurden mit der Folge, dass sowohl die Unter-
nehmen als auch die mit der Durchführung der Maßnahmen beauftragten Bil-
dungsunternehmen einen geldwerten Vorteil erlangten. 
 
Auslöser der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen waren den Angaben zufolge 
die Ermittlungen des Privatdetektivs Herrn Jüngling, den die Geschäftsleitung 
des IHK-Bildungszentrums mit der Untersuchung der Bildungsmaßnahmen be-
auftragt hatte, nachdem Auffälligkeiten im Geschäftsbereich des Regionalbe-
reichsleiters Herrn Baumung festgestellt worden waren. Im Oktober 2008 legte 
Herr Jüngling, der zugleich zeitweilig Präsident des Sportvereins Dessau 05 war, 
seinen Abschlussbericht vor, aus welchem unter anderem hervorging, dass zu 
führende Anwesenheitslisten von den Teilnehmern einer Bildungsmaßnahme un-
terschrieben worden waren, obwohl diese nicht an der Maßnahme teilgenommen 
hatten. Die Staatsanwaltschaft hatte Kenntnis von den Ermittlungsergebnissen 
des Herrn Jüngling. Parallel hatte das Landesverwaltungsamt als Bewilligungs-
behörde bei Vor-Ort-Kontrollen hinsichtlich der Durchführung von Bildungsmaß-
nahmen Unregelmäßigkeiten bemerkt und sich im November 2008 mit der 
Staatsanwaltschaft in Verbindung gesetzt.  
 
In der Öffentlichkeit wurde gemutmaßt, das zwischen den bekannt gewordenen 
Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe von Fördermitteln an Unternehmen im 
Raum Dessau und möglichen Spenden an den CDU-Kreisverband ein Zusam-
menhang bestünde. Dies wurde vor allem daraus abgeleitet, dass einige Inhaber 

                                                 
1 vgl. z.B. Mitteldeutsche Zeitung vom 25. Februar 2010, Leipziger Volkszeitung vom 24. Februar 2010 
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und Geschäftsführer von Unternehmen Mitglied der CDU sind oder waren und in 
Ehrenämtern entweder im Stadtrat oder beim Sportverein Dessau 05 waren. 
Wegen dieser öffentlich bekannten Informationen beantragte die Fraktion DIE 
LINKE am 5. Juli 2012 eine Aktuelle Debatte zur „Bewertung des Dessauer För-
dermittel- und CDU-Spendenskandals“.2 Es wurde unter anderem vermutet, dass 
der betreffende Regionalbereichsleiter des IHK-Bildungszentrums die Fördermit-
telbegünstigten aufgefordert hatte, an die CDU zu spenden. Zur Begründung der 
Aktuellen Debatte wurde ausgeführt, dass diese Tatsache eine öffentliche Positi-
onierung der Landesregierung und der im Landtag vertretenen Fraktionen ver-
langt. Darüber hinaus war es nach Auffassung der Fraktion DIE LINKE außeror-
dentlich verwunderlich, dass nach vierjähriger Ermittlung der Staatsanwaltschaft 
kein greifbares Ergebnis dieser Ermittlungen vorlag und die zuständige Staats-
anwaltschaft sich weigerte, Ermittlungen zu den CDU-Spenden in diesem Zu-
sammenhang überhaupt aufzunehmen. Nach der Begründung der Aktuellen De-
batte gewann der Fördermittelskandal eine besondere Brisanz dadurch, dass es 
offensichtlich direkte Beziehungen in das Ministerium für Wissenschaft und Wirt-
schaft (ehemals Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) des Landes Sachsen-
Anhalt gegeben haben soll, ohne dass über Jahre hinweg notwendige Konse-
quenzen gezogen wurden. Es wurde vermutet, dass der für den in Rede stehen-
den Bereich zuständige Referent im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Herr 
Schröder, mit dem Regionalbereichsleiter des IHK-Bildungszentrums Herrn 
Baumung zusammengearbeitet und Einfluss auf die Fördermittelbearbeitung ge-
nommen hatte. Die Aktuelle Debatte fand am 13. Juli 2012 statt.3 
 
Zudem hatte sich auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN der Aus-
schuss für Wissenschaft und Wirtschaft darauf verständigt, dieses Thema im 
Rahmen der Selbstbefassung gemäß § 14 Abs. 3 der Geschäftsordnung des 
Landtages von Sachsen-Anhalt in seiner 13. Sitzung am 19. Juli 2012 zu behan-
deln. Die Landesregierung erstattete in dieser Sitzung Bericht.4  
 
Die Oppositionsfraktionen kamen nach dieser Sitzung und der Aktuellen Debatte 
zu dem Schluss, dass „bisherige Erklärungen und Aussagen der Landesregie-
rung zu den Vorgängen, einschließlich getroffener Bewertungen und gezogener 
Konsequenzen, nicht das berechtigte Interesse der Öffentlichkeit an der vollstän-
digen Aufklärung der Sachverhalte befriedigen konnten und als nicht hinreichend 
anzusehen sind. Sie stellten in der 32. Sitzung des Landtages am 18. Oktober 
2012 einen Antrag auf Einsetzung eines Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses.5 
 
Der Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Koalitionsfraktionen beschlossen.6 
Der Einsetzungsbeschluss liegt in der Drucksache 6/1540 vor. 
 
 
 

                                                 
2 Drucksache 6/1267 
3 Planarprotokoll 6/29 vom 13. Juli 2012, S. 2207ff. (TOP 29) 
4 Niederschrift über die 13. Sitzung des Ausschusses für Wissenschaft und Wirtschaft vom 19. Juli 2012, S. 15ff. 
5 Drucksache 6/1498 
6 Plenarprotokoll 6/32 vom 18. Oktober 2012, S. 2509ff. (TOP 1a) 
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II. Rechtsgrundlagen der Tätigkeit des 13. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses 
 
Die ersten neun Beratungen des 13. Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses fanden auf der Grundlage des Gesetzes über die Einsetzung und das 
Verfahren von Untersuchungsausschüssen (Untersuchungsausschussgesetz - 
UAG) vom 29. Oktober 1992 (GVBl. LSA S. 757), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 14. Februar 2008 (GVBl. LSA S. 58) statt. Das Untersuchungsausschuss-
gesetz wurde durch Gesetz vom 18. Dezember 2013 (GVBl. LSA 2013, 536) ge-
ändert, so dass diese Änderungen mit Ausnahme der in der Übergangsvorschrift 
genannten Regelungen mit der 10. Sitzung am 24. Januar 2014 zur Anwendung 
kamen. Insbesondere fand für den 13. Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss weiterhin § 21 UAG a.F. Anwendung, wonach den Zeugen weiterhin das 
Protokoll über die Vernehmung zuzustellen war und die Entscheidung über den 
Abschluss der Vernehmung erst ergehen durfte, wenn nach der Zustellung des 
Vernehmungsprotokolls zwei Wochen verstrichen waren oder der Zeuge auf die 
Einhaltung dieser Frist verzichtet hatte. 
 

III. Besetzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses  
 
Ein interfraktioneller Antrag zur Besetzung des 13. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses7 lag dem Landtag von Sachsen-Anhalt in seiner 32. Sitzung 
am 18. Oktober 2012 zur Abstimmung vor. Entsprechend der Stärkeverhältnisse 
der Fraktionen ergab sich folgende Sitzverteilung: 
 
 
Fraktion der CDU:    5 Mitglieder und  

5 stellvertretende Mitglieder 
 
Fraktion DIE LINKE:    4 Mitglieder und  

4 stellvertretende Mitglieder 

Fraktion der SPD:    3 Mitglieder und  
3 stellvertretende Mitglieder 

 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 1 Mitglied und  

1 stellvertretendes Mitglied. 
 
 
Mit der Einsetzung des Untersuchungsausschusses wurde die namentliche Be-
setzung der Mitglieder und deren Stellvertreter durch Beschluss bestätigt.8 
 
 
 
 
 
 

                                                 
7 Drucksache 6/1528 
8 Drucksache 6/1541 
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Der Ausschuss setzte sich wie folgt zusammen: 
 

Mitglieder: stellvertretende Mitglieder: 
  
CDU: CDU: 
Harms, Uwe Sturm, Daniel 
Jantos, Eduard Koch-Kupfer, Edwina 
Krause, Dietmar Schwenke, Wiegbert 
Rotter, Peter Feußner, Eva 
Thomas, Ulrich Zimmer, Lars-Jörn 
  
Die LINKE: DIE LINKE: 
von Angern, Eva Thiel-Rogée, Edeltraud 
Lüderitz, André Knöchel, Swen 
Dr. Thiel, Frank Loos, Uwe 
Tiedge, Gudrun Hoffmann, Frank 
  
SPD: SPD: 
Erben, Rüdiger Grimm-Benne, Petra 
Hampel, Nadine Wanzek, Patrick 
Steppuhn, Andreas Hövelmann, Holger 
  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Erdmenger, Christoph Prof. Dr. Dalbert, Claudia 

 
Mit dem Beschluss zur personellen Zusammensetzung des 13. Parlamentari-
schen Untersuchungsausschusses  bestätigte der Landtag von Sachsen-Anhalt 
in seiner 32. Sitzung am 18. Oktober 2012 
 

Abg. Herrn Peter Rotter 
 
als Vorsitzenden des Untersuchungsausschusses. Als seine Vertreterin wurde 
 

Abg. Frau Eva von Angern 
 
bestätigt. 
 
 
In seiner 48. Sitzung am 11. Juli 20139 stimmte der Landtag einem Antrag der 
Fraktion DIE LINKE zur Änderung der Besetzung zu. An Stelle der Abgeordneten 
Frau Eva von Angern wurde der Abgeordnete Herr Sven Knöchel Mitglied des 
Ausschusses. Frau von Angern wurde stellvertretendes Mitglied.10 
 
In seiner 52. Sitzung am 17. Oktober 201311 beschloss der Landtag von Sach-
sen-Anhalt, dass für das bisherige Mitglied, Abgeordneter Herr Christoph Erd-
menger, nach seinem Ausscheiden aus dem Landtag Abgeordneter Herr Olaf 
Meister Mitglied des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses wird.12 

                                                 
9 Plenarprotokoll 6/48 vom 11. Juli 2013, S. 4200 
10 Beschluss vom 11. Juli 2013, Drucksache 6/2301 
11 Plenarprotokoll 6/52 vom 17. Oktober 2013, S. 4524 
12 Drucksache 6/2514 
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In derselben Sitzung beschloss der Landtag, dass an Stelle der Abgeordneten 
Frau Gudrun Tiedge die Abgeordnete Frau Edeltraud Thiel-Rogèe Mitglied des 
Ausschusses wird und Frau Tiedge stellvertretendes Mitglied.13 
 
In seiner 56. Sitzung am 11. Dezember 2013 fasste der Landtag den Beschluss, 
dass für den Abgeordneten Herrn Rüdiger Erben der Abgeordnete Herr Ronald 
Mormann Mitglied des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses 
wird.14 
 
 
Gemäß § 4 Abs. 3 UAG kann jede Fraktion für den Untersuchungsausschuss ei-
nen Berater benennen, der dem Landtag nicht anzugehören braucht. 
 
Als Berater der Fraktionen wurden tätig: 
 

Herr Harald Trieschmann für die Fraktion der CDU, 
Frau Kerstin Drzisga für die Fraktion DIE LINKE, 
Herr Marcel Dörrer für die Fraktion der SPD und 
Frau Katja Sander für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

 
Die Berater wurden am 20. November 2012 vom Präsidenten des Landtages von 
Sachsen-Anhalt nach dem Verfahren des Gesetzes über die förmliche Verpflich-
tung nichtbeamteter Personen vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 547), geändert 
durch § 1 Nr. 4 des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942) zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet. 
 
Als Beauftragten der Landesregierung benannte die Staatskanzlei 
 
  Herrn Ministerialrat Martin Rohrßen 
 
und als seine Vertreterin  
 
  Frau Regierungsdirektorin Sabine Zumpf. 
 
Die Aufgaben der Geschäftsstelle des Untersuchungsausschusses wurden durch 
die Landtagsverwaltung wahrgenommen. Der Gesetzgebungs- und Beratungs-
dienst beim Landtag von Sachsen-Anhalt unterstützte den Vorsitzenden in recht-
lichen Fragen und stand dem Ausschuss in seinen Sitzungen beratend zur Seite. 
 

IV. Untersuchungsauftrag 
 
Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat in seiner 32. Sitzung auf Antrag mehrerer 
Abgeordneter auf Einsetzung eines Parlamentarischen Untersuchungsausschus-
ses15 folgenden Beschluss16 gefasst: 
 

                                                 
13 Drucksache 6/2515 
14 Drucksache 6/2661 
15 Drucksache 6/1498 
16 Einsetzungsbeschluss vom 18. Oktober 2012, Drucksache 6/1540 
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„Der Landtag von Sachsen-Anhalt setzt gemäß Artikel 54 Abs. 1 der Verfassung 
des Landes Sachsen-Anhalt einen Parlamentarischen Untersuchungsausschuss 
ein. 
 
I. 
Der Ausschuss soll für den Zeitraum von 2004 bis Juli 2012 klären, 
 
1. ob und in welchem Umfang durch Handeln oder Unterlassen der Landesregie-
rung insbesondere im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und 
Wirtschaft (ehemals Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) und der nachgeordne-
ten Behörden bei der Vergabe und Gewährung von beantragten Fördermitteln 
und deren Verwendungskontrolle gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen 
wurde sowie Fördermittelvergaben einschließlich des Bewertungsverfahrens als 
nicht rechtmäßig oder willkürlich einzuordnen sind oder aufgrund unzulässiger 
mittelbarer oder unmittelbarer Beeinflussung des Verfahrens erfolgten;  
 
2. ob durch das Handeln oder Unterlassen der Landesregierung insbesondere im 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) sowie der nachgeordneten Behörden unter 
besonderer Berücksichtigung einer hierarchisch strukturierten Behörde eine 
rechtswidrige Fördermittelvergabe oder Fördermittelverwendung begünstigt oder 
erst ermöglicht wurde; 
 
3. ob aufgrund eines ungenügenden Kontrollmechanismus oder der Nichteinhal-
tung vorgeschriebener Kontrollen seitens der Landesregierung insbesondere im 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) sowie der nachgeordneten Behörden eine 
rechtswidrige Fördermittelvergabe oder Fördermittelverwendung begünstigt oder 
ermöglicht wurde; 
 
4. ob und in welchem Umfang Handeln oder Unterlassen der Landesregierung 
insbesondere im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und Wirt-
schaft (ehemals Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) sowie der nachgeordneten 
Behörden im Rahmen der Fördermittelvergabe dazu geführt haben, dass Spen-
denleistungen, Provisionen oder andere finanzielle Zuwendungen oder Vorteile 
durch Fördermittelbegünstigte vor oder nach den Fördermittelvergaben an Mit-
glieder der Landesregierung Sachsen-Anhalt oder ihr nahe stehende Personen 
oder Organisationen getätigt wurden und somit ein ursächlicher oder ein zeitli-
cher Zusammenhang zwischen der Fördermittelvergabe und einer Geldspende 
oder einer anderen finanziellen oder geldwerten Zuwendung hergestellt werden 
kann, sowie dass Dozentenverträge mit der IHK Bildungszentrum Halle-Dessau 
GmbH zu marktunüblichen Konditionen oder als Scheinverträge abgeschlossen 
wurden oder im Zusammenhang mit Informationsveranstaltungen der IHK Bil-
dungszentrum Halle-Dessau GmbH Spenden oder sonstige Zuwendungen ge-
leistet wurden; 
 
5. ob die Landesregierung, insbesondere das Ministerium für Justiz und Gleich-
stellung sowie das Ministerium für Inneres und Sport, alles getan hat, um zu ei-
ner zügigen und umfassenden Aufklärung von möglichen Fördermittelbetrugsfäl-
len beizutragen und insbesondere mittels einer ausreichenden personellen Aus-
stattung der Ermittler (hier insbesondere Staatsanwaltschaft und Landeskrimi-
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nalamt) die Ermittlungen Erfolg versprechend durchzuführen und zeitnah ab-
schließen zu können. 
 
II. 
Die Untersuchung nach Nummer I soll sich insbesondere auf Verwaltungsvor-
gänge, welche die Vergabe und Verwendung von Fördermitteln im Raum Des-
sau-Roßlau, im Landkreis Wittenberg sowie im Landkreis Mansfeld-Südharz be-
treffen und auf die Vernehmung der mit den Sachverhalten in Berührung ge-
kommenen Beteiligten erstrecken. 
 
Darin eingeschlossen ist die Untersuchung der Rolle des Ministeriums für Justiz 
und Gleichstellung und des Ministeriums für Inneres und Sport und der nachge-
ordneten Behörden bezüglich der Ermittlung und Aufklärung von möglichen För-
dermittelbetrugsfällen. 
 
In die Klärung sind insbesondere nachfolgende Sachverhalte einzubeziehen: 
 
1. Vorgänge um Vergaben von Fördermitteln sowie deren Verwendung - insbe-
sondere von Arbeitsmarktfördermitteln für Weiterbildungen und Qualifizierungen 
von Beschäftigten - an örtliche Unternehmen und Firmen, wie: 
 
1.1. Vorgang „KMU Personalentwicklung, Folgeantrag QUP 1007703“, be-
antragt für die Zeit vom 6. September 2004 bis zum 10. Dezember 2004; Zuwen-
dungsbescheid im Verfahren 302-32323/4-QUP1091204. 
 
1.2. Vorgang um das im Jahr 2005 beantragte Förderprojekt (Projekt-Nr.: 
QU 11603/05; AZ 1510100/QU/03090/05) - Aufbau eines Geschäftsbereichs „In-
genieurbüro und Messstelle nach BlmSchG TA Luft“. 
 
1.3. Vorgang um die im Jahr 2005 beantragte Fördermaßnahme „Qualifizie-
rung von Beschäftigten“ (Projekt-Nr.: QU 06239/05; AZ 
BBJ/1510100/QU/06239/05). 
 
1.4. Vorgang um die im Jahr 2005 beantragte Fördermaßnahme (Projekt-
Nr.: QU 11646/05; AZ 15101000/QU/03151/05) einschließlich eines Anschluss-
projektes für Weiterbildungen von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
 
1.5. Vorgang um die im Jahr 2005 beantragte Fördermaßnahme „Haus- und 
Immobilienverwaltung“ (Projekt-Nr.: QU 03194/05; AZ 1510100/QU/03117/05). 
 
1.6. Vorgang um das Qualifizierungsprojekt „Modulare Weiterbildung Haus- 
und Immobilienverwaltung“ - Qualifizierung von Beschäftigten in KMU vom 1. 
März 2005 bis 31. August 2005 (Projekt-Nr.: QU 11312/05).  
 
1.7. Vorgang um die im Jahr 2005 beantragte Fördermaßnahme „Abfallwirt-
schaft und Umwelttechnik“ (Projekt-Nr.: QU 11808/05; AZ 
1510100/QU/03117/05) einschließlich des Qualifizierungsprojektes aus dem Jahr 
2006 „Abfallwirtschaft und Umweltschutz“ (Projekt-Nr.: QU 03421/06). 
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1.8. Vorgang um das im Jahr 2006 beantragte Förderprojekt (Projekt-Nr.: 
QU 03422/06; AZ 15101000/QU/03422/06) - „Büromanagement und kaufmänni-
sche Sachbearbeitung“. 
 
1.9. Vorgang um die im Jahr 2006 beantragte Fördermaßnahme „Beschäfti-
gungsprojekt CAD Service“ (Projekt-Nr.: QU 03249/06). 
 
1.10. Vorgang um die im Jahr 2006 beantragte Fördermaßnahme „Beschäfti-
gungsinitiative MP Management“ (Projekt-Nr.: QU 03246/06; AZ 
15171077/QU/03246/06). 
 
1.11. Vorgang um die im Jahr 2006 beantragte Fördermaßnahme „Beschäfti-
gungs- und Qualifizierungsinitiative“ (Projekt-Nr.: QU 03084/06; AZ 
15171077/QU/03084/06). 
 
1.12. Vorgänge, die in einem engen Zusammenhang mit Fördermaßnahmen 
stehen, wie der Vorgang um die im Jahr 2006 beantragte Fördermaßnahme „Si-
cherung der Wettbewerbsfähigkeit und Schaffung neuer Arbeitsplätze“ (Projekt-
Nr.: QU 03432/06; AZ 15101000/QU/03432/06). 
 
1.13. Vorgang um die im Jahr 2008 bewilligte Fördermaßnahme „Projektma-
nagement und Präsentation im Internet“ (Projekt-Nr.: QU 03048/08; AZ 
1500100/21.04.1a/03048/08). 
 
2. Vorgänge von Fördermaßnahmen bezüglich des Sportvereines „SV Dessau 
05“, die in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Vermittlung von Qualifi-
zierungsmaßnahmen/Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen durch die IHK Bil-
dungszentrum Halle-Dessau GmbH stehen.  
 
3. Vorgang um die Verhinderung der Strafversetzung eines der Korruption ver-
dächtigen Mitarbeiters aus dem Ministerium für Wissenschaft und Wirtschaft 
(ehemals Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) im Jahr 2011, der bis 2004 im 
Landesverwaltungsamt und danach im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit (jetzt 
Ministerium für Wissenschaft und Wirtschaft) im Bereich der Arbeitsmarktförde-
rung tätig war. 
 
4. Vorgang um den Wechsel des seit 2008 in den möglichen Fördermittelbe-
trugsfällen ermittelnden Staatsanwaltes von der Staatsanwaltschaft Halle zum 
Finanzgericht Sachsen-Anhalt seit dem 2. Juli 2012, einschließlich der generel-
len personellen Ausstattung des Ermittlerteams. 
 
III. 
Der Untersuchungsausschuss hat 13 Mitglieder und 13 stellvertretende Mitglie-
der.“ 
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V. Ablauf des Untersuchungsverfahrens 

1.  Konstituierung 
 
Der 13. Parlamentarische Untersuchungsausschuss konstituierte sich am 30. 
November 2012. 
 
In der konstituierenden Sitzung verständigte sich der Ausschuss über die Ar-
beits- und Vorgehensweise. Es wurden der Sitzungsrhythmus, erste Sitzungs-
termine, der Verteiler für die Niederschriften über die Sitzungen sowie der Um-
gang mit und die Zugangsberechtigungen zu eingehenden Akten und Unterlagen 
festgelegt.17 

2.  Verfahrensfragen 
 
Der Untersuchungsausschuss legte fest, dass die eingehenden Akten und Unter-
lagen von der Geschäftsstelle des Untersuchungsausschusses entgegenge-
nommen und in einem dem Untersuchungsausschuss zugewiesenen Raum ge-
lagert werden. Es wurde sichergestellt, dass die Akten und Unterlagen entspre-
chend dem Beschluss des Ausschusses nur den Mitgliedern und stellvertreten-
den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses, den juristischen Beratern, dem 
Gesetzgebungs- und Beratungsdienst, der Ausschussassistentin und deren 
Stellvertreterin sowie dem Beauftragten der Landesregierung zugänglich ge-
macht worden sind.18 
 
Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses verständigten sich bezüglich der 
Verteilung der Protokolle dahingehend, dass den Ausschussmitgliedern, den Be-
ratern der Fraktionen, den die Arbeit des Untersuchungsausschusses begleiten-
den Vertretern des Gesetzgebungs- und Beratungsdienstes sowie den Beauf-
tragten der Landesregierung neben der elektronischen Übersendung der Datei je 
eine Kopie der Niederschrift ausgehändigt wird. Den stellvertretenden Mitgliedern 
soll die Niederschrift elektronisch übersandt werden. Es wurde darüber hinaus 
vereinbart, das Original der jeweiligen Niederschrift in der Geschäftsstelle zu be-
lassen.19 
 
In Bezug auf das angekündigte Nichterscheinen einzelner Zeugen hat der Vorsit-
zende des Untersuchungsausschusses gemäß § 16 Abs. 3 Satz 1 UAG nach 
Rücksprache mit den Obleuten der Fraktionen jeweils eine vorläufige Beweisan-
ordnung getroffen. Die Mitglieder des Untersuchungsausschusses haben diese 
Anordnungen bestätigt. Die Vernehmung dieser Zeugen fand in der Regel zu ei-
nem späteren Zeitpunkt statt. In einem Fall wurde auf die Vernehmung des Zeu-
gen verzichtet. 
 
Eine besondere Rolle hinsichtlich der Klärung von Verfahrensfragen spielte die 
Frage nach einem Auskunftsverweigerungsrecht von Zeugen, da bei vielen Zeu-
gen die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren noch nicht abgeschlossen 
waren. Das Untersuchungsausschussverfahren kennt das umfassende Zeugnis-
verweigerungsrecht nicht. Dennoch hat ein Zeuge ein unter Umständen auch 

                                                 
17 Niederschrift über die 1. nichtöffentliche Sitzung vom 30. November 2012, S. 7ff. 
18 Niederschrift über die 1. nichtöffentliche Sitzung vom 30. November 2012, S. 7ff. 
19 Niederschrift über die 1. nichtöffentliche Sitzung vom 30. November 2012, S. 7ff. 
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umfängliches Auskunftsverweigerungsrecht, da dieser sich im Verfahren vor ei-
nem parlamentarischen Untersuchungsausschuss ebenfalls nicht selbst belasten 
muss. Es galt in jedem Fall zu entscheiden, ob dem Zeugen ein Auskunftsver-
weigerungsrecht zusteht. 

3.  Sitzungen/Beweiserhebung durch Zeugenvernehmungen 
 
Der Untersuchungsausschuss führte insgesamt 23 Sitzungen durch. 
 
Die konstituierende Sitzung und die beiden folgenden Sitzungen dienten der 
Vorbereitung der Zeugenvernehmungen, die ab der 4. Sitzung stattfanden.20 Die 
Zeugenvernehmungen wurden in öffentlicher Sitzung durchgeführt. Zur Klärung 
von Verfahrensfragen wurden öffentliche Sitzungen durch nicht-öffentliche Sit-
zungen unterbrochen. Bei einer Zeugenvernehmung wurde die Öffentlichkeit 
gemäß Artikel 54 Abs. 3 der Verfassung des Landes Sachsen-Anhalt und § 11 
UAG ausgeschlossen, weil zu befürchten war, dass durch das Bekanntwerden 
von Tatsachen schutzwürdige Interessen Dritter verletzt würden.21  
 
In den jeweils am selben Tag neben den Zeugenvernehmungen durchgeführten 
nichtöffentlichen Sitzungen erfolgten insbesondere Abstimmungen über weitere 
Beweisanträge und Aktenvorlageverlangen. 
 
In der 5. nichtöffentlichen Sitzung am 3. Mai 2013 sowie in der 12. nichtöffentli-
chen Sitzung am 4. April 2014 berichtete auf Beschluss des Parlamentarischen 
Untersuchungsausschusses22 der leitende Oberstaatsanwalt über den Verlauf 
und den Stand der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen. Ein Vertreter der Lan-
desregierung gab in der 5. nichtöffentlicher Sitzung am 3. Mai 2013 Auskunft 
über eine dem Ausschuss übergebene Liste, in der 48 bzw. der 123 Bildungs-
maßnahmen aufgeführt waren, bei denen Unregelmäßigkeiten vermutet wur-
den.23  
 
In der 8. nichtöffentlichen Sitzung am 25. Oktober 2013 berichtete ein Vertreter 
der Landesregierung auf der Grundlage eines Auskunftsverlangens24, ob die 
Steuerfahndung im Rahmen des Untersuchungsauftrages zu den Ziffern I und II 
des Einsetzungsbeschlusses25 tätig ist. Er gab Auskunft bezüglich der Verfahren, 
insbesondere des Verfahrensstandes und der Vorgehensweise. Der Untersu-
chungsausschuss beschloss in dieser Sitzung, die Berichterstattung der Landes-
regierung wegen der Wahrung des Steuergeheimnisses für vertraulich zu erklä-
ren.26  
 
Insgesamt wurden in 19 Beweisanträgen Vernehmungen von 58 Zeugen bean-
tragt und beschlossen. In 13 Fällen wurden Zeugen zu mehreren Beweisbe-
schlüssen benannt; fünf Zeugen wurden zur wiederholten Vernehmung geladen. 

                                                 
20 Niederschriften über die 1. nichtöffentliche Sitzung vom 30. November 2012, über die 2. nichtöffentliche 
Sitzung vom 23. Januar 2013 und über die 3. nichtöffentliche Sitzung vom 21. Februar 2013 
21 Niederschrift über die 13. nichtöffentliche Sitzung vom 23. Mai 2014, S. 15 ff. 
22 Niederschrift über die 4. nichtöffentliche Sitzung vom 19. April 2013 
23 Niederschriften über die 5. nichtöffentliche Sitzung vom 3. Mai 2013 und 12. nichtöffentliche Sitzung vom 4. 
April 2014 
24 Fünftes Auskunftsverlangen U 13/5 
25 Drucksache 6/1540 
26 Niederschrift über die 8. nichtöffentliche Sitzung vom 25. Oktober 2013 
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Teilweise bedienten die Zeugen sich gemäß § 23 UAG eines Zeugenbeistandes. 
Soweit für die als Zeugen vernommenen Mitglieder der Landesregierung oder 
Beamten bzw. Angestellten Aussagegenehmigungen erforderlich waren, lagen 
diese vor. 

a) Beweisthema ADrs. 6/U13/3 - Erster Beweisbeschluss 
 
Es wurde beschlossen27, im Rahmen des Untersuchungsauftrages zu den Ziffern 
I und II des Einsetzungsbeschlusses Beweis zu erheben über die Behauptungen,  
 
a) dass Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen von Beschäftigten, ins-
besondere in der Baustoff-Service Grundbesitz GmbH Dessau und der Baustoff-
Service GmbH Dessau, an denen auch die IHK Bildungszentrum Halle-Dessau 
GmbH beteiligt war, mittels einer rechtswidrigen Fördermittelvergabe, Fördermit-
telgewährung und letztendlich Fördermittelverwendung begünstigt bzw. erst er-
möglicht wurden, 
 
b) dass die tatsächliche Durchführung der Projekte im Rahmen von durchgeführ-
ten Weiterbildungs- und Qualifizierungsmaßnahmen, insbesondere in der Bau-
stoff-Service Grundbesitz GmbH Dessau und der Baustoff-Service GmbH Des-
sau, nicht oder nicht vollständig erfolgte, 
 
c) dass bei der Vergabe und Gewährung von beantragten Fördermitteln, insbe-
sondere an die Baustoff-Service Grundbesitz GmbH und die Baustoff-Service 
GmbH Dessau und deren Verwendungskontrolle gegen gesetzliche Bestimmun-
gen verstoßen wurde sowie Fördermittelvergaben einschließlich des Bewer-
tungsverfahrens als nicht rechtmäßig oder willkürlich einzuordnen sind bzw. auf-
grund unzulässiger mittelbarer oder unmittelbarer Beeinflussung des Verfahrens 
erfolgten, 
 
d) dass Dozentenverträge mit der IHK Bildungszentrum Halle-Dessau GmbH zu 
marktunüblichen Konditionen oder als Scheinverträge abgeschlossen wurden 
oder im Zusammenhang mit Informationsveranstaltungen der IHK Bildungszent-
rum Halle-Dessau GmbH Spenden oder sonstige Zuwendungen in einem ur-
sächlichen und zeitlichen Zusammenhang mit den Dozentenverträgen oder För-
dermittelvergaben geleistet wurden. 
 
Die Beweiserhebung sollte durch die Vernehmung der Geschäftsführerin des 
IHK-Bildungszentrums erfolgen. Die Benennung weiterer Zeugen zu diesem Be-
weisthema erfolgte im 2. bis 10. sowie im 13., 15., 17., 18. und 19. Beweisbe-
schluss. Insgesamt wurden von den 32 benannten Zeugen 31 Zeugen vernom-
men, fünf davon zweimal. Auf die Vernehmung eines Zeugen wurde mit Rück-
sicht auf dessen Gesundheitsproblem verzichtet.  

b) Beweisthema ADrs. 6/U13/17 - Elfter Beweisbeschluss 
 
Das Beweisthema des Elften Beweisbeschlusses erstreckte sich auf die Behaup-
tungen, dass von der Landesregierung im Geschäftsbereich des ehemaligen Mi-
nisteriums für Wirtschaft und Arbeit und des jetzigen Ministeriums für Arbeit und 

                                                 
27 Erster Beweisbeschluss (ADrS. 6/U13/3) 
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Soziales bei Bekanntwerden von Informationen, die den Verdacht korruptiven 
Verhaltens im Rahmen der Fördermittelvergabe im Bereich der Arbeitsmarktför-
derung nahelegen, nicht adäquat in Ausübung der Fürsorgepflicht für Beschäftig-
te und der Korruptionsvermeidung und -prävention reagiert wurde und insbeson-
dere die Versetzung des betreffenden Beschäftigten, der bis 2004 im Landes-
verwaltungsamt und von 2004 bis 2011 im ehemaligen Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit tätig war und seit 2011 im Ministerium für Arbeit und Soziales tätig ist, 
verhindert wurde. 
 
Hierzu wurden insgesamt neun Zeugen vernommen, wobei vier Zeugen im Elften 
Beweisbeschluss und weitere Zeugen im 15., 17. und 18. Beweisbeschluss be-
nannt wurden. Ein Zeuge wurde wiederholt befragt. 

c)  Beweisthema ADrs. 6/U13/18 - Zwölfter Beweisbeschluss 
 
Dieser Untersuchungsgegenstand, zu dem acht Zeugen vernommen wurden, 
bezieht sich auf die Behauptungen, 
 
a) dass Vorgänge von Fördermaßnahmen bezüglich des Sportvereines „SV Des-
sau 05“, welche sich in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Vermittlung 
von Qualifizierungsmaßnahmen bzw. Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
durch die IHK Bildungszentrum Halle-Dessau GmbH befanden, mittels einer 
rechtswidrigen Fördermittelvergabe, Fördermittelgewährung und letztendlich 
Fördermittelverwendung begünstigt bzw. erst ermöglicht wurden; 
 
b) dass Fördergelder im Rahmen von öffentlich geförderten Ausbildungsmaß-
nahmen mittels eines Sponsorenvertrages an den Sportverein „SV Dessau 05“ 
geflossen sind; 
 
c) dass die tatsächliche Durchführung von Aus- und Weiterbildungs- bzw. Quali-
fizierungsmaßnahmen von Mitgliedern des Sportvereins „SV Dessau 05“ nicht 
oder nicht vollständig realisiert wurde; 
 
d) dass Vorgänge von Fördermaßnahmen bezüglich des Sportvereines „SV Des-
sau 05“, welche sich in einem unmittelbaren Zusammenhang mit der Vermittlung 
von Qualifizierungsmaßnahmen bzw. Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen 
durch die IHK Bildungszentrum Halle-Dessau GmbH befanden, gegen gesetzli-
che Bestimmungen verstoßen haben sowie Fördermittelvergaben einschließlich 
des Bewertungsverfahrens als damit nicht rechtmäßig oder willkürlich einzuord-
nen sind bzw. aufgrund unzulässiger mittelbarer oder unmittelbarer Beeinflus-
sung des Verfahrens erfolgten. 

d) Beweisthema ADrs. 6/U13/21 - 14. Beweisbeschluss 
 
Dieser Beschluss beinhaltet die Beweisaufnahme über die Behauptungen, 
 
a) dass Spenden, Provisionen oder andere finanzielle Zuwendungen oder geld-
werte Vorteile an Mitglieder der Landesregierung oder an ihr nahestehende Per-
sonen, Parteien oder Organisationen im Vorfeld oder im Nachgang von Förder-
mittelvergaben durch Fördermittelbegünstigte geleistet wurden; 
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b) dass durch das Tätigen von Spenden, Provisionen oder von anderen finanziel-
len Zuwendungen oder geldwerte Vorteilen an Mitglieder der Landesregierung 
oder an ihr nahestehende Personen, Parteien oder Organisationen durch För-
dermittelbegünstigte ein ursächlicher und/ oder zeitlicher Zusammenhang zu ein-
zelnen Fördermittelvergaben besteht bzw. bestand und diese Fördervergaben 
möglicherweise begünstigt und damit protegiert haben; 
 
c) dass letztendlich zwischen Handlungen der Landesregierung bzw. ihr nachge-
ordneter Behörden, rechtswidriger Fördermittelvergaben, Fördermittelgewährun-
gen und Fördermittelverwendungen und getätigten Spendenleistungen, Provisio-
nen oder anderer finanzieller Vorteile durch Fördermittelbegünstigte ein enger 
Kontext zu konstatieren ist; 
 
d) dass im Zusammenhang mit Informationsveranstaltungen der IHK Bildungs-
zentrum Halle-Dessau GmbH Spenden oder sonstige Zuwendungen geleistet 
wurden; 
 
e) dass ein Mitglied einer Partei, die der Landesregierung nahe steht, seine Auf-
gaben bei der IHK Bildungszentrum Halle-Dessau GmbH dazu missbräuchlich 
genutzt hat, um für Spenden an diese Partei zu werben; 
 
f) dass Dozentenverträge mit der IHK Bildungszentrum Halle-Dessau GmbH zu 
marktunüblichen Konditionen oder als Scheinverträge abgeschlossen wurden. 
 
Es wurden hierzu insgesamt zehn Zeugen vernommen, wobei ein Zeuge wieder-
holt befragt und ein Zeuge in nichtöffentlicher Sitzung vernommen wurde. 
 

e)  Beweisthema ADrs. 6/U13/23 - 15. Beweisbeschluss 
 
Mit dem 15. Beweisbeschluss sollte Beweis erhoben werden über die Behaup-
tungen, 
 
a) dass durch das Handeln oder Unterlassen der Landesregierung insbesondere 
im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) und der nachgeordneten Behörden bei der 
Vergabe und Gewährung von beantragten Fördermitteln und deren Verwen-
dungskontrolle gegen gesetzliche Bestimmungen verstoßen wurde; 
 
b) dass durch das Agieren oder Nichtagieren der Landesregierung insbesondere 
im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) und der nachgeordneten Behörden För-
dermittelvergaben einschließlich des Bewertungsverfahrens rechtswidrig oder 
willkürlich erfolgten; 
 
c) dass durch das Handeln oder Unterlassen der Landesregierung insbesondere 
im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) und der nachgeordneten Behörden eine 
unzulässig mittelbare oder unmittelbare Beeinflussung des Verfahrens bezüglich 
von Fördermittelvergaben einschließlich der Bevorzugung von Fördermittelanträ-
gen und deren Bewilligung stattfand; 
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d) dass aufgrund eines ungenügenden Kontrollmechanismus oder der Nichtein-
haltung vorgeschriebener Kontrollen seitens der Landesregierung insbesondere 
im Geschäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) sowie der nachgeordneten Behörden eine 
rechtswidrige Fördermittelvergabe oder Fördermittelverwendung begünstigt oder 
ermöglicht wurde. 
 
Hierzu wurde ein Zeuge zweimal vernommen. 

f)  Beweisthema ADrs. 6/U13/24 - 16. Beweisbeschluss 
 
Das Thema dieses Beschlusses beinhaltet die Vernehmung von 16 Zeugen zu 
den Behauptungen,  
 
a) dass durch das Handeln oder Unterlassen der Landesregierung insbesondere 
im Geschäftsbereich des Ministeriums für Justiz und Gleichstellung sowie des 
Ministeriums für Inneres und Sport und der nachgeordneten Behörden durch ei-
ne vermutlich mangelhafte bzw. unzureichende Ermittlung mögliche Straftaten 
wie Betrug und Vorteilsnahme nicht zügig und umfassend aufgeklärt werden 
konnten; 
 
b) dass die Landesregierung, insbesondere das Ministerium für Justiz und 
Gleichstellung sowie das Ministerium für Inneres und Sport möglicherweise nicht 
alles getan hat, um zu einer schnellen, zeitnahen und folglich Erfolg verspre-
chenden Aufdeckung rechtswidriger Fördermittelvergaben und Fördermittelver-
wendungen beizutragen, infolgedessen zumindest der Eindruck entstanden ist, 
dass die Landesregierung kein vollumfängliches Interesse an einer unverzügli-
chen und komplexen Aufklärung der Fördermittelbetrugsfälle hatte; 
 
c) dass durch das Agieren oder Nichtagieren der Landesregierung insbesondere 
im Geschäftsbereich des Ministeriums für Justiz und Gleichstellung sowie des 
Ministeriums für Inneres und Sport und der nachgeordneten Behörden mittels ei-
ner unzureichenden sowie nicht beständigen personellen Ausstattung der Ermitt-
lungsgruppe (hier insbesondere Staatsanwaltschaft und Landeskriminalamt) Er-
mittlungen möglicherweise zeitlich verzögert und folglich damit auch nicht voll 
umfänglich professionell durchgeführt werden konnten; 
 
d) dass aufgrund des Wechsels des seit 2008 in den möglichen Fördermittelbe-
trugsfällen ermittelnden Staatsanwaltes von der Staatsanwaltschaft Halle zum 
Finanzgericht Sachsen-Anhalt mit Wirkung vom 1. Juli 2012 Ermittlungen an-
scheinend verzögert wurden sowie das Ermittlerteam in seiner Ermittlungsarbeit 
damit eingeschränkt und geschwächt wurde. 
 
Die Vernehmung eines weiteren Zeugen erfolgte mit dem 18. Beweisbeschluss. 

g) Beweisthema ADrs. 6/U13/28 - 19. Beweisbeschluss 
 
Diesem Beschluss lag die Ergänzung und Konkretisierung des 16. Beweisbe-
schlusses in Bezug auf die im Anschluss an die Tätigkeit der Ermittlungsgruppe 
„Sponsor“ gebildeten Ermittlungsgruppe „System“ zugrunde. 



 18

4. Aktenvorlageverlangen 
 
Die Landesregierung wurde aufgefordert, die in den insgesamt neun Aktenvorla-
geverlangen benannten Akten vorzulegen. Diesen Verlangen kam sie fristgemäß 
nach. Insgesamt wurden 227 Aktenordner und fünf DVDs mit einem umfangrei-
chen Datenbestand vorgelegt. 

5. Abschluss der Beweisaufnahme 
 
In der 22. Sitzung am 1. Juli 2015 beschloss der 13. Parlamentarische Untersu-
chungsausschuss, die Vernehmungen der Zeugen mit einer Ausnahme zu been-
den. Die Vernehmung des Zeugen, welcher in der 22. Sitzung angehört worden 
war, wurde in der 23. Sitzung am 15. Oktober 2015 beendet. In der 23. Sitzung 
beschloss der 13. Parlamentarische Untersuchungsausschuss den Abschluss 
der Beweisaufnahme.28 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

                                                 
28 Niederschrift über die 22. nichtöffentliche Sitzung vom 1. Juli 2015 und Niederschrift über die 23. nichtöffent-
liche Sitzung vom 15. Oktober 2015 
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Teil B 
Sachverhalt und Feststellungen des Untersuchungsausschusses 
 

I. Das IHK-Bildungszentrum Halle/Dessau   

1. Organisation 
 
Nach dem Einsetzungsbeschluss29 sollte der Untersuchungsausschuss unter 
anderem klären, ob und in welchem Umfang durch Handeln oder Unterlassen 
der Landesregierung insbesondere im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals Ministerium für Wirtschaft und Arbeit) und 
der nachgeordneten Behörden bei der Vergabe und Gewährung von beantragten 
Fördermitteln und deren Verwendungskontrolle gegen gesetzliche Bestimmun-
gen verstoßen wurde. In diesem Zusammenhang sollte geklärt werden, ob För-
dermittelvergaben einschließlich des Bewertungsverfahrens als nicht rechtmäßig 
oder willkürlich einzuordnen sind oder aufgrund unzulässiger mittelbarer oder 
unmittelbarer Beeinflussung des Verfahrens erfolgten. Zu klären war auch, ob 
durch das Handeln oder Unterlassen der Landesregierung insbesondere im Ge-
schäftsbereich des Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals Minis-
terium für Wirtschaft und Arbeit) sowie der nachgeordneten Behörden unter be-
sonderer Berücksichtigung einer hierarchisch strukturierten Behörde eine 
rechtswidrige Fördermittelvergabe oder Fördermittelverwendung begünstigt oder 
erst ermöglicht wurde. Schließlich sollte untersucht werden, ob aufgrund eines 
ungenügenden Kontrollmechanismus oder der Nichteinhaltung vorgeschriebener 
Kontrollen seitens der Landesregierung insbesondere im Geschäftsbereich des 
Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft (ehemals Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit) sowie der nachgeordneten Behörden eine rechtswidrige Fördermit-
telvergabe oder Fördermittelverwendung begünstigt oder ermöglicht wurde. 
 
Der 13. Parlamentarische Untersuchungsausschuss untersuchte zunächst die 
Zusammenhänge zwischen der Fördermittelvergabe und dem Bildungszentrum 
der Industrie- und Handelskammer Halle/Dessau (im Folgenden IHK-
Bildungszentrum genannt), da in den Medien vermutet worden war, dass der 
ehemalige Regionalbereichsleiter des IHK-Bildungszentrums, Herr Baumung, die 
Bildungsmaßnahmen vermittelt und zusammen mit seinen Mitarbeitern bei der 
Antragstellung Hilfe geleistet habe sowie das IHK-Bildungszentrum häufig als Bil-
dungsträger aufgetreten sei. 
 
Das IHK-Bildungszentrum ist ein Unternehmen der Industrie- und Handelskam-
mer Halle-Dessau, das 100 % der Anteile besitzt. Das IHK-Bildungszentrum wird 
als gemeinnützige GmbH geführt und bietet die Durchführung von Bildungsmaß-
nahmen an.30 60% bis 70 % der Umsätze des IHK-Bildungszentrums waren an 
Fördermaßnahmen gekoppelt.31 Der Sitz befand sich zunächst in einem Gebäude 
der Baustoff-Service GmbH in der Ratsgasse 1 in Dessau-Roßlau, später hatte 

                                                 
29 Drucksache 6/1540 
30 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 6 (Schärff) 
31 Niederschrift über die 8. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 25. Oktober 2013, 
S. 29 (Prof. Dr. Heimann) 
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das IHK-Bildungszentrum eigene Räumlichkeiten in der Langen Gasse 3 in Des-
sau-Roßlau.32 
 
Frau Schärff war im Untersuchungszeitraum seit 2004 Geschäftsführerin. Dane-
ben war von 2005 bis Ende 2010 Herr Prof. Dr. Heimann (Mit)-Geschäftsführer.33 

2. Förderung von Bildungsmaßnahmen 
 
Bei der Förderung von Bildungsmaßnahmen mit öffentlichen Mitteln sind im Un-
tersuchungszeitraum zwei Möglichkeiten zu unterscheiden. Zum einen war eine 
Förderung durch die Agentur für Arbeit und zum anderen durch das Landesver-
waltungsamt möglich. Sofern – im Rahmen des 13. Parlamentarischen Untersu-
chungsausschusses vorrangig untersuchten Fällen – das Landesverwaltungsamt 
eine Bildungsmaßnahme in einem Unternehmen, eine sog. KMU-Maßnahme 
(„Kleine und Mittelständische Unternehmen“) förderte, war das Unternehmen An-
tragsteller und Zuwendungsempfänger der Fördermittel und hat unter Einholung 
von in der Regel drei Angeboten einen Auftrag an ein Bildungsunternehmen er-
teilt. Erhielt das IHK-Bildungszentrum den Zuschlag, war es Auftragnehmer.34 
Beim IHK-Bildungszentrum selbst waren nur drei bis fünf Dozenten angestellt.35 
Die meisten Dozenten waren externe Honorarkräfte.36 
 
Wegen der erheblichen Anzahl an Bildungsmaßnahmen hat das IHK-
Bildungszentrum bei einem Teil dieser Maßnahmen auch Unteraufträge an ande-
re Bildungsfirmen vergeben.37 Häufig erhielten dieselben Bildungsfirmen, wie die 
Firmen Kaufmann & Blase GbR sowie M&P Management Marlis Kaufmann, einen 
Unterauftrag. Frau Marlis Kaufmann war Mit- bzw. Geschäftsführerin dieser Fir-
men. 38 Sie trat zudem als Honorar-Dozentin des IHK-Bildungszentrums auf.39 

3. Umstrukturierung 
 
Seit der Gründung des IHK-Bildungszentrums im Jahr 1991 gab es zunächst Re-
gionalbereiche mit Regionalbereichsleitern, die für ihren Bereich die Gesamtver-
antwortung hinsichtlich der Kundenpflege, des Marketings, des Verkaufs, der 
Aushandlung der Verträge, Preisbestimmung, Organisation, Durchführung der 
Bildungsmaßnahmen sowie Vorbereitung der Rechnungslegung trugen. Lediglich 
das Rechnungswesen war zentral bei der Geschäftsführung des IHK-
Bildungszentrums angesiedelt. Im Sommer 2006 begann die Umstrukturierung 

                                                 
32 Niederschrift über die 6. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 14. Juni 2013, 
S. 40 (Gänsewig) 
33 Niederschrift über die 8. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 25. Oktober 2013, 
S. 12f. und 15 (Prof. Dr. Heimann) 
34 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 6 und 25 (Schärff) 
35 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 14 (Schärff) und S. 80 (Dr. Mieth) 
36 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 14 (Schärff) 
37 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 101 (Dr. Mieth) und S. 112 und 116 (Stolle) 
38 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 101 (Dr. Mieth) 
39 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 29 (Schärff) 
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innerhalb des IHK-Bildungszentrums. Ab April 2007 erfolgte die Aufstellung nach 
Funktionalbereichen und somit eine Trennung zwischen Verkauf und Organisati-
on der Durchführung der Maßnahmen.40 

4. Die Tätigkeiten des Leiters und der Mitarbeiterinnen des Regionalbe-
reichs Dessau 

 
Die Zeugin Schärff teilte mit, dass einer der Regionalbereichsleiter Herr Baumung 
war. Er war bis zur Umstrukturierung des IHK-Bildungszentrums sowohl für den 
Verkauf als auch für die Durchführung der Bildungsmaßnahmen im Bereich Des-
sau, später auch im Bereich Wolfen und punktuell in Kemberg, Bernburg und 
Köthen, verantwortlich.41 
 
Herr Baumung war auf der einen Seite Kontaktperson zur Agentur für Arbeit in 
Dessau sowie zum Landesverwaltungsamt42 und auf der anderen Seite zu den 
Unternehmen, welche die Fördermittel erhielten. So war er etwa auch in ständi-
gem Kontakt mit der Baustoff-Service GmbH.43 Die Firma Kaufmann & Blase GbR 
wurde von Herrn Baumung mehrfach in der Woche besucht.44 Herr Baumung be-
suchte zudem Unternehmen, um neue Aufträge zu beschaffen.45 
 
Nach Auskunft des Zeugen Pelloth, Sachbearbeiter im Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit, war es durchaus üblich, dass Bildungsträger, Geschäftsführer oder 
auch Regionalbereichsleiter, wie Herr Baumung, zu Beratungen und Gesprächen 
ins Ministerium kamen.46 So gab es persönliche Kontakte zwischen Herrn Bau-
mung und Herrn Schröder,47 der zu dem Zeitpunkt Referent im Ministerium für 
Wirtschaft und Arbeit und mit den Förderleistungen für Bildungsmaßnahmen in 
Unternehmen befasst war.48 
 
Die beiden Mitarbeiterinnen des Herrn Baumung, Frau Dr. Mieth und Frau Stolle 
waren für die Durchführung von Bildungsmaßnahmen verantwortlich.49 
 
Frau Dr. Mieth war im Regionalbereich Dessau im Rahmen der Maßnahmen der 
Agentur für Arbeit für die Lehrgangsorganisation verantwortlich, etwa für die 
Raumplanung, die Beschaffung von Lehrmaterial, die Stundenplanung und Do-

                                                 
40 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 7 und 8 (Schärff) 
41 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 8f. (Schärff) 
42 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 14 (Schärff) 
43 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 9 (Schärff) 
44 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 91 (Dr. Mieth) 
45 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 82 bis 84 (Dr. Mieth) 
46 Niederschrift über die 9. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 22. November 
2013, S. 16 (Pelloth) 
47 Niederschrift über die 9. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 22. Novemer 2013, 
S. 36 (Schröder) 
48 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 104 und 105 (Dr. Mieth) 
49 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 8, 9 und 10 (Schärff) 
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zentenabsprachen.50 Die Zeugin Dr. Mieth sagte aus, dass die zweite Mitarbeite-
rin Frau Stolle für die Bearbeitung der Fördermittel im Bereich der KMU-
Maßnahmen zuständig war und zusammen mit Herrn Baumung regelmäßig die 
Unternehmen besucht hatte.51 Die Zeugin Stolle widersprach dieser Darstellung 
und teilte mit, dass sie an den Informationsveranstaltungen des IHK-
Bildungszentrums, welche in der Regel in den Unternehmen stattfanden und die 
der Akquise dienten, nicht teilgenommen hatte.52 

 
Im Rahmen der Untersuchung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses stellte sich heraus, dass auf Anweisung von Herrn Baumung seine Mit-
arbeiterin Frau Stolle für einige Unternehmen die Fördermittelanträge, welche die 
Unternehmen selbst zu erarbeiten und beim Landesverwaltungsamt einzureichen 
hatten, als sogenannte Serviceleistung des IHK-Bildungszentrums ausgefüllt hat-
te. Herr Baumung hat diese vorbereiteten Anträge dann den Unternehmen unter-
schriftsreif vorgelegt, so dass sie beim Landesverwaltungsamt ohne Beanstan-
dungen eingereicht werden konnten, so die Zeugin Stolle.53 
 
Für die Aushandlung der Honorarsätze mit den Dozenten war Herr Baumung zu-
ständig.54 Bei den KMU-Maßnahmen wurden in der Regel externe Dozenten, die 
grundsätzlich von Herrn Baumung benannt wurden, eingesetzt.55 
 
Die Teilnehmer einer Bildungsmaßnahme mussten ihre Anwesenheit mit Unter-
schrift auf einer Liste bestätigen. Nach der Durchführung einer Bildungsmaßnah-
me ist Herr Baumung in die Unternehmen gefahren und hat diese unterschriebe-
nen Anwesenheitslisten abgeholt.56 Die Zeugin Stolle teilte dem Untersuchungs-
ausschuss mit, dass sie diese Anwesenheitslisten für den Bildungsträger, also für 
das IHK-Bildungszentrum, im Auftrag abgezeichnet hat.57 Nach Aussage der 
Zeugin Stolle hat sie die Anwesenheitslisten nur in Bezug auf die Richtigkeit der 
Rechnungen kontrolliert, da eine teilnehmerbezogene Abrechnung erstellt werden 
musste.58 Mit den Unterschriften auf den Anwesenheitslisten sollte ihrer Ansicht 
nach nicht die tatsächliche Anwesenheit der Teilnehmer bei einer Bildungsmaß-
nahme bestätigt werden, sondern nur die Übereinstimmung von den im Förder-
mittelantrag gemeldeten Teilnehmern mit den Teilnehmern in der Anwesenheits-
liste.59 

                                                 
50 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 77 und 103 (Dr. Mieth) 
51 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 77 und 80 (Dr. Mieth) 
52 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 122 (Stolle) 
53 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 119 bis 121 und S. 127 (Stolle) 
54 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 82 bis 84 (Dr. Mieth) 
55 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 80 (Dr. Mieth) und S. 111 (Stolle) 
56 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 82 bis 84 (Dr. Mieth) 
57 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 129 (Stolle) 
58 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 111, 113, 114 und 131 (Stolle) 
59 Niederschrift über die 4. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 19. April 2013, 
S. 133 (Bastam, Rechtsbeistand der Zeugin Stolle) 
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Nach Aussage des Zeugen Prof. Dr. Heimann hatte Herr Baumung Hand in Hand 
mit den Unternehmen bestimmte Geschäftsbereiche im IHK-Bildungszentrum 
durch seine Tätigkeit nach vorne gebracht. Allerdings waren die vereinbarten 
Ausführungsmodalitäten seiner Meinung nach ungewöhnlich. So durften etwa die 
Bildungsmaßnahmen nicht nur in den Räumen des Bildungsträgers, sondern 
auch direkt in dem Unternehmen, welches die Bildungsmaßnahme beantragt hat-
te, stattfinden. Da die Unternehmen einen Eigenanteil für die Bildungsmaßnah-
men aufbringen mussten, wurde die entsprechende „Miete“ für die Räume des 
Unternehmens als Eigenbeteiligung angerechnet. Zudem durften eigene Mitarbei-
ter des Unternehmens als Dozenten tätig werden. Erlaubt war auch, Unteraufträ-
ge an andere Bildungsfirmen zu erteilen.60 

a) Die Rolle des Regionalbereichsleiters bei der Durchführung einer Bil-
dungsmaßnahme durch die Firma MBM-Hygieneberatung 

 
Die Zeugin Mreihil, von 2005 bis 2010 Geschäftsführerin der MBM-
Hygieneberatung, berichtete, dass sie für die Akkreditierung ihres Labors eine 
externe Bildungsmaßnahme brauchte. Da die selbständige Übernahme der Kos-
ten für diese Bildungsmaßnahme für ihre zehn Mitarbeiter nicht möglich war, 
nahm sie bei Herrn Baumung ein Beratungsgespräch wahr. Zunächst sollten drei 
Angebote von Bildungsträgern eingeholt und ein Schulungsplan ausgearbeitet 
werden.61 
 
Als die Zeugin Mreihil Herrn Baumung in einem weiteren Gespräch ein Angebot 
eines Bildungsträgers aus Berlin vorlegte, teilte er ihr mit, dass sich das IHK-
Bildungszentrum selbst um die Organisation kümmern würde. Die Zeugin Mreihil 
vermutete, dass das IHK-Bildungszentrum die Angebote einholen wollte, um 
letztendlich selbst das preiswerteste Angebot abgeben zu können. Sie führte des 
Weiteren aus, dass in den Schulungsplänen, welche von dem IHK-
Bildungszentrum überarbeitet worden waren, alle zehn Mitarbeiter der Firma 
MBM-Hygieneberatung täglich für sechs bis acht Stunden für die Bildungsmaß-
nahme verplant waren, so dass die eigentliche Arbeit des Labors nicht hätte 
durchgeführt werden können. Auf Nachfrage der Zeugin Mreihil, ob dies keiner 
kontrolliert, antwortete Herr Baumung, dass dies nicht der Fall sei. Im Vertrauen 
auf das IHK-Bildungszentrum wurde der Antrag beim Landesverwaltungsamt 
eingereicht und bewilligt.62 Auf Nachfrage antwortete die Zeugin, dass das Lan-
desverwaltungsamt zu keinem Zeitpunkt hinterfragt hatte, wie die Arbeit im Labor 
abgesichert wird, wenn alle Mitarbeiter zum gleichen Zeitpunkt an einer Bil-
dungsmaßnahme teilnehmen.63 
 
Die Zeugin Mreihil berichtete weiter, dass sie in einem dritten Gespräch mit Herrn 
Baumung erfuhr, dass die Bildungsmaßnahme nicht durchgeführt werden soll, ihr 
aber letztendlich ein Zertifikat durch das IHK-Bildungszentrum über die Durchfüh-

                                                 
60 Niederschrift über die 8. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 25. Oktober 2013, 
S. 22 (Prof. Dr. Heimann) 
61 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 110 bis 112 (Mreihil) 
62 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 112f. (Mreihil) 
63 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 115 (Mreihil) 



 24

rung der Bildungsmaßnahme ausgestellt werden würde. Zudem sollte sie für die 
fingierte Anmietung von Räumen in der Baustoff-Service GmbH für fünf Monate 
jeweils 7 500 Euro Miete an diese Firma überweisen. Das Geld sollte ihr aus un-
terschiedlichen Geldflüssen zur Verfügung gestellt werden. Gezahlt wurde letzt-
lich nur eine Rate.64 Nach Aussage der Zeugin Mreihil wusste das Landesverwal-
tungsamt von diesem Mietvertrag nichts.65 
 
Als das Landesverwaltungsamt eine Vor-Ort-Kontrolle mit einer Frist von ca. ei-
ner Woche ankündigte, wurde – so die Zeugin Mreihil – durch Herrn Baumung 
organisiert, dass an diesem Tag alle Mitarbeiter der MBM-Hygieneberatung in 
den Räumen des IHK-Bildungszentrums an der Bildungsmaßnahme teilnahmen. 
Die zwei Mitarbeiter des Landesverwaltungsamtes prüften in den Räumen des 
Labors die Aktenlage. Die Mitarbeiter des Labors wurden durch das Landesver-
waltungsamt nicht befragt. 66 Die Zeugin sagte weiter aus, dass die Geschäfts-
führerin des IHK-Bildungszentrums, Frau Schärff, zu diesem Zeitpunkt die Unge-
reimtheiten kannte und einen Weg suchte, um Herrn Baumung eine Kündigung 
aussprechen zu können. Dreimal hatte die Geschäftsführerin auch versucht, die 
Zeugin Mreihil dazu zu bewegen, gegen Herrn Baumung auszusagen.67 
 
Nach Ansicht der Zeugin Mreihil mussten die Mitarbeiterinnen des Herrn Bau-
mung, Frau Dr. Mieth und Frau Stolle, von der Tatsache Kenntnis gehabt haben, 
dass die Schulungen nicht ordnungsgemäß durchgeführt werden. Zum einen 
standen die Türen im IHK-Bildungszentrum fast immer offen und zum anderen 
mussten die Schulungspläne geschrieben und der fingierte Schulungstag organi-
siert werden. Die Zeugin äußerte auf Nachfrage, dass die Mitarbeiter des Lan-
desverwaltungsamtes, des Ministeriums oder einer anderen öffentlichen Stelle 
von diesen Vorgängen nichts wussten. Vielmehr prüfte die Mitarbeiterin des Lan-
desverwaltungsamt die Aktenlage am Tag der Vor-Ort-Kontrolle sehr gewissen-
haft. Die Akten waren im Vorfeld durch Herrn Baumung vorbereitet worden.68 
 

b) Die Rolle des Regionalbereichsleiters bei der Durchführung einer Bil-
dungsmaßnahme durch die Firma Pauly Biskuit AG 

 
Der Zeuge Pauly, bis Ende 2007 Vorstandsvorsitzender und einziger Aktionär 
der Pauly Biskuit AG, sagte aus, dass aufgrund der Neugründung einer Nieder-
lassung in Dessau im Jahr 2005 fast sämtliche Mitarbeiter dieser Niederlassung 
neu eingestellt und entsprechend geschult werden mussten. Im Jahr 2006 hatte 
Herr Baumung dem Unternehmen unaufgefordert das Förderprogramm und die 
Bildungsmaßnahmen vorgestellt. Der Zeuge Pauly führte aus, dass er auf das 
Angebot des Herrn Baumung, die Bildungsmaßnahmen tatsächlich nicht durch-
führen zu müssen und dennoch die Fördermittel zu erhalten, nicht einging. Er 

                                                 
64 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 113 und 119 (Mreihil) 
65 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 117 (Mreihil) 
66 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 114 und 116 (Mreihil) 
67 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 117 (Mreihil) 
68 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 121f. (Mreihil) 
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überließ Herrn Baumung jedoch im Vertrauen auf das IHK-Bildungszentrum die 
Erledigung der Formalitäten, insbesondere die Antragstellung und die Übernah-
me der Kontrolle.69 Auch die Auswahl des wirtschaftlichsten Angebotes einer Bil-
dungsfirma wurde dem IHK-Bildungszentrum überlassen. Die neue Niederlas-
sung – so der Zeuge Pauly – wurde regelmäßig durch Herrn Baumung besucht.70 
Herr Baumung gab Hinweise, welche Voraussetzungen erfüllt sein mussten, da-
mit der Antrag auf Fördermittel bewilligt werden kann. So sollte beispielsweise 
die Mitarbeiterzahl per 31. Dezember 2006 von 300 auf 250 gesenkt werden.71 
Der Zeuge Pauly teilte dem Untersuchungsausschuss mit, dass Herr Baumung 
zudem behauptet hatte, dass die Formalien von einer dritten Firma, der Baustoff-
Service GmbH, überprüft werden müssten und ein Herr Schröder, Referent des 
Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit, dafür eine Rechnung stellen wird. Insofern 
bezahlte der Zeuge Pauly eine Rechnung der Baustoff-Service GmbH in Höhe 
von 6 960 Euro.72 
 
Die Firma Pauly Biskuit AG erhielt mit Bewilligungsbescheid vom 26. Januar 
2007 Fördermittel. Am 1. Februar 2007 wurde ein Sponsoring-Vertrag über 
25 000 Euro zwischen der Firma Pauly Biskuit AG und dem Sportverein Des-
sau 05 abgeschlossen.73 Nach Aussage des Zeugen Pauly hatte das Sponsoring 
an den Sportverein jedoch nichts mit den Fördermaßnahmen zu tun. Vielmehr 
hatte er schon immer als Unternehmer Fußballvereine unterstützt.74 Auf Nach-
frage äußerte der Zeuge Pauly, dass es in diesem Zusammenhang nicht selten 
vorgekommen war, dass er gefragt wurde, ob er Arbeitsplätze für Fußballspieler 
in seinem Unternehmen anbieten kann.75 

c) Die Rolle des Regionalbereichsleiters bei der Durchführung von Bil-
dungsmaßnahmen durch den Honorardozenten Herrn Blase sowie durch 
die Firmen Kaufmann & Blase GbR und M&P Management Marlis Kauf-
mann 

 
Der Zeuge Blase, zum damaligen Zeitpunkt Mitinhaber der Kaufmann & Blase 
GbR, war Honorardozent für das IHK-Bildungszentrum. Als Inhaber der Firma 
CAD-Service war der Zeuge Blase zudem Fördermittelempfänger. Da er sein Bü-
ro in der Außenstelle der IHK in Wittenberg hatte, kannte er Herrn Baumung. Eine 
Einflussnahme auf den Inhalt einer Bildungsmaßnahme erfolgte nicht.76 
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Nach Aussage der Zeugin Kaufmann, Mitinhaberin der Kaufmann & Blase GbR, 
war sie für die Akquise von Bildungsaufträgen zuständig. Im Rahmen der Akquise 
wurden auch Angebote gegenüber dem IHK-Bildungszentrum abgegeben. An-
sprechpartnerin im Rahmen der KMU-Schulung war Frau Stolle. Die Honorarsät-
ze gab ihrer Aussage nach Herr Baumung vor.77 
 
Der Zeuge Blase sagte aus, dass es während seiner Tätigkeit als Honorardozent 
vorkam, dass einige Unternehmen ihm die ausgefüllten Anwesenheitslisten erst 
nach Abschluss der Bildungsmaßnahme vorlegten, so dass diese ohne nähere 
Prüfung gegengezeichnet wurden. Am Maßnahmenende konnte nicht mehr kon-
trolliert werden, ob die Teilnehmer an bestimmten Tagen tatsächlich anwesend 
waren oder nicht. Zum Teil kamen diese Anwesenheitslisten vorausgefüllt über 
den Postweg zur Gegenzeichnung. Auf Nachfrage gab der Zeuge Blase an, dass 
über die Bedeutung der Gegenzeichnung nicht nachgedacht wurde. Dies war 
Routine.78 
 
Die Zeugin Kaufmann berichtete beispielhaft von einer Bildungsmaßnahme der 
Baustoff-Service GmbH, welche einen Antrag auf Fördermittel gestellt hatte. Die 
Maßnahme sollte im Jahr 2006 durchgeführt werden. Herr Sprenger, Mitge-
schäftsführer der Baustoff-Service GmbH, hatte darum gebeten, dass die Bil-
dungsmaßnahme in den Räumen der Baustoff-Service GmbH stattfindet.79 Herr 
Baumung befürwortete dies. Die Geschäftsführerin des IHK-Bildungszentrums, 
Frau Schärff sprach sich dagegen aus.80 
 
In der weiteren Zusammenarbeit mit der Baustoff-Service GmbH stellte sich nach 
Aussage der Zeugin Kaufmann heraus, dass Herr Sprenger seinen Sohn als Do-
zenten bevorzugte. Sein Sohn sollte, obwohl er weder als Teilnehmer noch als 
Dozent angemeldet war, die Bildungsmaßnahme durchführen. Herr Baumung 
meinte in diesem Zusammenhang gegenüber der Zeugin Kaufmann, dass es 
plausibel sei, wenn Herr Sprenger die Bildungsmaßnahme selbst organisiert.81 
 
Die Zeugin Kaufmann gab bei ihrer Vernehmung an, dass bei den als Bildungs-
maßnahmen durchgeführten Schulungen überwiegend über betriebswirtschaftli-
che Probleme der Unternehmen des Herrn Sprenger diskutiert wurde. Weiter er-
klärte die Zeugin, dass sie, obwohl sie als Dozentin eingesetzt war, nur an weni-
gen Tagen anwesend war. Dennoch zeichnete sie sämtliche Anwesenheitslisten 
ab und erhielt ihr Honorar. Die Listen waren ihr über das IHK-Bildungszentrum 
zugeleitet worden.82 
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Der Vorwurf der Staatsanwaltschaft, dass die Bildungsmaßnahmen nicht durch-
geführt worden seien, resultierte nach Meinung des Zeugen Blase aus der Tatsa-
che, dass einige Unternehmen ihm zwar einen Bildungsauftrag erteilt hatten, ihm 
dann aber mitgeteilt hatten, dass sie die Bildungsmaßnahme in Eigenregie durch-
führen möchten. Nach Ansicht des Zeugen Blase war es ein Fehler, gutgläubig 
die im Anschluss an eine Maßnahme von den Teilnehmern unterschriebenen 
Anwesenheitslisten ohne weitere Prüfung gegenzuzeichnen.83 Dieser Meinung 
war auch die Zeugin Kaufmann. Sie hätte die Unternehmen, die versichert haben, 
dass sie die Bildungsmaßnahme mit eigenen Mitarbeitern organisieren, hinsicht-
lich der tatsächlichen Durchführung dieser Maßnahme kontrollieren müssen. Ein 
weiterer Fehler war, dass sie dem IHK-Bildungszentrum vertraut und auch die 
Verträge nicht hinterfragt hatte.84 
 
Als weiteres Beispiel nannte die Zeugin Kaufmann eine Bildungsmaßnahme, die 
sie im Jahr 2006 von der Firma Otium Consult GmbH mit Sitz in Berlin übernom-
men hatte. Es sollten 25 neue Arbeitsplätze geschaffen werden. Nach Aussage 
des Zeugen Gänsewig, Referent des für die Bewilligung der Fördermittel zustän-
digen Referates 302 im Landesverwaltungsamt und Nachfolger des Herrn 
Schröder, der zu diesem Zeitpunkt in das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit 
gewechselt war85, hatte die Firma Otium Consult GmbH seinerzeit ihren Antrag 
zurückgezogen, als er als Bewilligungsbehörde nachfragen ließ, wie es sein kann, 
dass ein Unternehmen mit Sitz in Berlin eine Bildungsmaßnahme in Dessau 
durchführt.86 
 
Die Zeugen Gänsewig und der Sachbearbeiter im Landesverwaltungsamt Weber, 
meinten sich zu erinnern, dass das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit bei der 
Antragstellung durch Frau Kaufmann um Fördermittel, die ursprünglich die Firma 
Otium Consult GmbH beantragt hatte, eine Rolle spielte.87 Der damalige Refe-
ratsleiter im Ministerium, der Zeuge Beck, konnte sich an eine Einflussnahme 
nicht erinnern.88 
 
Der Zeuge Pohl, Mitgeschäftsführer der Baustoff-Service-Grundbesitz GmbH 
Dessau und Baustoff-Service GmbH sowie von 2006 bis 2008 Präsident des 
Sportvereins Dessau 05, sagte zum Grund der Übernahme durch die Firma 
Kaufmann  Blase GbR aus, dass der Sportverein Dessau 05 ständig Finanzprob-
leme hatte. Demzufolge wurden einerseits Sponsoren und andererseits Unter-
nehmen, die den Sportlern einen Arbeitsplatz zur Verfügung stellen, gesucht. In 
diesem Zusammenhang wurde in einer Vorstandssitzung der Vorschlag durch 
Herrn Baumung, welcher im Verein für die wirtschaftlichen Vorgänge und die 
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Sponsorenbetreuung zuständig war,89 unterbreitet, dass einige geeignete Spieler 
an einer Bildungsmaßnahme teilnehmen und für die Zeit dieser Maßnahme – von 
März bis August 2006 – bei der Firma Kaufmann & Blase GbR als Arbeitnehmer 
eingestellt werden könnten.90 
 
Die Zeugin Kaufmann erklärte vor dem Untersuchungsausschuss, dass sie Herr 
Baumung Anfang 2006 um die Übernahme der Bildungsmaßnahme gebeten hat. 
Sie sollte sich bei Herrn Weber im Landesverwaltungsamt melden und klären, 
was für den Fördermittelantrag notwendig ist. Der Zeuge Blase und die Zeugin 
Kaufmann sagten übereinstimmend aus, auf diese bereits bewilligte Maßnahme 
sei deshalb Wert gelegt worden, da über die Presse bereits öffentlich bekannt 
war, dass 25 neue Arbeitsplätze geschaffen werden sollten. Deshalb wurden in 
der Firma Kaufmann & Blase GbR 25 Personen eingestellt. Das Landesverwal-
tungsamt wusste nach Aussage der Zeugin Kaufmann, dass die Firma Kaufmann 
& Blase GbR nicht dauerhaft 25 Mitarbeiter nach der Bildungsmaßnahme weiter-
beschäftigen könne und dass unter diesen Teilnehmern fünf Spieler des Sport-
vereins Dessau 05 waren. In ihrer Funktion als Präsidiumsmitglied dieses Sport-
vereins ahnte die Zeugin Kaufmann, dass der Sportverein selbst kaum in der La-
ge war, den Fußballspielern ein Gehalt zu zahlen. Daher sollten diese in einem 
Unternehmen im Raum Dessau-Roßlau angestellt werden, um ihnen einerseits 
eine finanzielle Absicherung bieten zu können und ihnen andererseits die Mög-
lichkeit zu geben, zu trainieren. Auf Nachfrage äußerte die Zeugin Kaufmann, 
dass es keine Kontakte zum Ministerium für Wirtschaft und Arbeit gab91 und sie 
Herrn Schröder nur vom Sehen kannte sowie auch im Zusammenhang mit dem 
Sportverein Dessau 05 Personen aus der Landesregierung nicht kennen gelernt 
hat.92 
 
Der Zeuge Gänsewig war der Meinung, dass Frau Kaufmann zunächst bei der 
Antragstellung behauptet hatte, dass sie die Mitarbeiter der Firma Otium Consult 
GmbH übernehmen werde, jedoch erst einen Monat vor Abschluss des Projektes 
mitgeteilt hat, dass sie nur zwei oder drei übernehmen werde. Dies war seiner 
Meinung nach zwar ungünstig, dennoch waren die Fördermittel rechtmäßig für die 
Bildungsmaßnahme verwendet worden.93 Eine Pflicht zur Übernahme der Teil-
nehmer einer Bildungsmaßnahme gab es nicht.94 
 
Im Rahmen der Bildungsmaßnahme hatten die Teilnehmer, auch die fünf Fuß-
ballspieler, Lösungen für mögliche Existenzgründungen zu erarbeiten. Nicht alle 
Teilnehmer beschäftigten sich mit dieser vorgegebenen Aufgabenstellung. Sie 
zogen es vor, während der Bildungsmaßnahme Computerspiele zu spielen. Die-
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ses Problem bestand nach Ansicht der Zeugin Kaufmann stets bei der Durchfüh-
rung von Bildungsmaßnahmen.95 
 
Auf die Frage aus dem Ausschuss, ob die Fußballspieler auch während der Zeit, 
in der die Bildungsmaßnahme stattfand, trainierten, antwortete der Zeuge Pohl, 
von 2006 bis 2008 Präsident des Sportvereins Dessau 05, dass die Trainingszei-
ten der an der Bildungsmaßnahme teilnehmenden Fußballspieler regelmäßig am 
späten Nachmittag oder am frühen Abend stattfinden sollten.96 Dies bestätigte der 
Zeuge Hausdörfer, der Trainer des Sportvereins Dessau 05, für die erste Qualifi-
kationsmaßnahme, welche von März bis August 2006 stattfand. Seiner Aussage 
nach gab es eine Anschlussmaßnahme, welche von August 2006 bis Februar 
2007 stattfand und die durch die Firma M&P Management Marlis Kaufmann 
durchgeführt wurde. Während dieser Anschlussmaßnahme durften die Spieler 
und Trainer zweimal in der Woche auch vormittags am Training teilnehmen. Die-
se Zeiten wurden sporadisch nachgeholt. Der Bildungsaspekt spielte nach An-
sicht des Zeugen Hausdörfer bei dieser zweiten Maßnahme eine untergeordnete 
Rolle.97 So waren beispielsweise einige Fußballspieler in Absprache mit Herrn 
Baumung nur früh und nachmittags anwesend, um in der Zwischenzeit für den 
Verein tätig zu sein.98 
 
Die Zeugin Kaufmann, die auch als Dozentin in den Maßnahmen tätig war, mein-
te, dass die vormittags durch Training entstandenen Fehlzeiten abends oder am 
Wochenende nachgeholt worden seien.99  
 
Zu der Anschlussmaßnahme sagte die Zeugin Kaufmann auf Nachfrage aus, 
dass sie die Firma M&P Management Marlis Kaufmann nicht gegründet habe, um 
die Fußballspieler weiterbeschäftigen zu können100. Auf nochmalige Nachfrage 
meinte die Zeugin Kaufmann, sie habe diese Firma gegründet, um mit einigen 
Teilnehmern weiterhin zusammenarbeiten und diese weiterqualifizieren zu kön-
nen.101 
 
Teilnehmer der Maßnahme, die Zeugen Hausdörfer und Schulz sagten überein-
stimmend aus, dass inhaltlich in den Qualifikationsmaßnahmen eher Bildung 
durch Selbstbildung stattfand. Es gab weder eine Ausbildung noch Zertifikate 
noch war die Dozentin ständig anwesend.102 Die Teilnehmer erhielten in der Re-
gel verschiedene Projektaufträge, die selbständig bearbeitet werden sollten. So 
sollten etwa Verkaufs- und Werbekonzepte für mehrere Villen der Baufirma 
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Schieck + Scheffler & Co GmbH sowie für einen Supermarkt eines Unternehmens 
des Herrn Pohl erstellt werden.103 

5. Entdeckung erster Unregelmäßigkeiten durch das IHK-Bildungszentrum 
 
Erste Unregelmäßigkeiten im IHK-Bildungszentrum im Zusammenhang mit der 
Abrechnung der Förderleistungen fielen nach deren Aussagen zunächst den Mit-
arbeiterinnen des Regionalbereiches Dessau auf. So erklärte die Zeugin Dr. 
Mieth, ihr ist bereits im Jahr 2002 aufgefallen, dass eine Dozentin die Anwesen-
heitslisten gegenzeichnen sollte, obwohl sie den Unterricht nicht selbst durchge-
führt hatte. Später stellte sich nach Aussage der Zeugin Dr. Mieth heraus, dass 
die Bildungsmaßnahme wohl nicht stattgefunden hatte.104 
 
Die Zeugin Dr. Mieth sagte auch aus, dass Frau Stolle bereits im Jahr 2002 die 
Unregelmäßigkeiten in Zusammenhang mit unberechtigten Unterschriftsleistun-
gen auf Anwesenheitslisten bei dem damaligen Geschäftsführer des IHK-
Bildungszentrums, Herrn Diezmann, angezeigt hatte. Diese Anzeige hatte aber 
keine Konsequenzen.105  
 
Seit dem Jahr 2004, so die Zeugin Dr. Mieth, sollte sie mit ihrer Unterschrift den 
Inhalt in Klassenbüchern im Bereich der Maßnahmen der Agentur für Arbeit be-
stätigen. Auch die Dozentin Kaufmann bestätigte – nach Aussage der Zeugin Dr. 
Mieth – die Durchführung eines Lehrgangs, der nicht stattgefunden hatte.106 Zu-
dem war ihrer Ansicht nach auffällig, dass vor allem kleine Unternehmen keine 
Fördermittel vom Landesverwaltungsamt für eine Bildungsmaßnahme erhielten. 
Hintergrund war ihrer Ansicht nach, dass beispielsweise die Firma Baustoff-
Service GmbH bereits große Mengen an Fördermitteln erhalten hatte und keine 
Mittel mehr zur Ausreichung an die kleinen Unternehmen vorhanden waren. Ab 
diesem Zeitpunkt bestand für die Zeugin Dr. Mieth die Gewissheit, dass betrogen 
wird.107 

6. Erste Unstimmigkeiten im Team des Regionalbereichs Dessau 
 
Durch die Umstrukturierung des IHK-Bildungszentrums ab April 2007, insbeson-
dere der Trennung von Verkauf und Organisation der Maßnahmen, war Herr 
Baumung nur noch für die Akquise und nicht mehr für die Umsetzung der Maß-
nahmen verantwortlich. Dadurch arbeiteten Herr Baumung, Frau Stolle und Frau 
Dr. Mieth nicht mehr so eng wie bisher zusammen. Vielmehr hatten sich nach 
Meinung der Zeugin Schärff die Informationsflüsse und Vertrauensverhältnisse 
zwischen diesen Personen geändert. Das Klima in diesem Team hatte sich ver-
schlechtert. Frau Dr. Mieth wollte auch eine räumliche Trennung und zog in ein 
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anderes Büro.108 Die Zeugin Stolle sagte hingegen aus, dass es keine Auseinan-
dersetzung mit Frau Dr. Mieth gegeben habe.109 

7. Die Kündigung des Leiters des Regionalbereichs Dessau 
 
Im August 2007 gab es zwischen Herrn Baumung und der Geschäftsführerin, der 
Zeugin Schärff, Meinungsverschiedenheiten hinsichtlich des Ortes, an welchem 
eine Bildungsmaßnahme der Baustoff-Service GmbH durchgeführt werden sollte. 
Herr Baumung vertrat die Auffassung, dass die Durchführung der Maßnahme in 
den neuen Räumen des IHK-Bildungszentrums vom Kunden nicht gewollt und die 
Anreise der Teilnehmer zu umständlich sei. Er wollte gegen den Willen der Ge-
schäftsführerin die Durchführung in den Räumlichkeiten der Baustoff-Service 
GmbH durchsetzen.110 
 
Zudem war durch den Regionalbereichsleiter Herrn Baumung versucht worden, 
eine Rechnung über Malerarbeiten in den Buchungskreislauf des IHK-
Bildungszentrums zu geben. Der Ehemann von Frau Dr. Mieth hatte diese Maler-
arbeiten in der Wohnung der Mutter des zuständigen Referenten im Ministerium 
für Wirtschaft und Arbeit, Herrn Schröder, durchgeführt.111 
 
Auch der (Mit)-Geschäftsführer des IHK-Bildungszentrums, der Zeuge Prof. Dr. 
Heimann, sagte aus, dass sich Herr Baumung im Laufe der Zeit bis zum Jahr 
2007 zu einem respektlosen, aufsässigen und illoyalen Mitarbeiter entwickelt hat-
te.112 
 
Zum Zeitpunkt der Kündigung des Herrn Baumung Ende 2007 wurde auch seine 
engste Mitarbeiterin Frau Stolle suspendiert. Nach Aufhebung dieser Suspendie-
rung, wollten, nach Aussage der Zeugin Schärff, die anderen Mitarbeiter dennoch 
nicht mit Frau Stolle zusammenarbeiten, unter anderem auch deshalb, weil diese 
die Aussagen von Frau Stolle in dem Kündigungsschutzprozess des Herrn Bau-
mung für nicht glaubhaft hielten. Frau Stolle wurde daraufhin am 4. März 2008 
gekündigt. Dieser Kündigungsschutzprozess endete in einem Vergleich.113 
 
Da Frau Stolle aufgrund des Vertrauensverlustes auch nach Aufhebung der Sus-
pendierung nicht mehr mit dem Verkauf und den Akten in ihrem bisherigen Tätig-
keitsfeld betraut werden sollte, wurde Frau Marlis Kaufmann, welche auch für das 
IHK-Bildungszentrum als Dozentin tätig war, beauftragt, die Akten aus dem bishe-
rigen Tätigkeitsfeld des Herrn Baumung zu sichten. Aufgabe von Frau Kaufmann 
war es, so die Zeugin Schärff, angefangene Bildungsmaßnahmen zu Ende zu 
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führen.114 Die Zeugin Kaufmann sagte aus, dass sie gebeten worden war, eine 
Liste über die laufenden Bildungsmaßnahmen zu erstellen, um Frau Schärff einen 
Überblick zu verschaffen, welche weiteren Maßnahmen nach dem Weggang von 
Herrn Baumung und Frau Stolle zu treffen sind. 115  
 
Der Zeuge Prof. Dr. Heimann äußerte auf Nachfrage, dass die geschäftlichen 
Kontakte nach der Kündigung des Herrn Baumung erst wieder neu aufgebaut 
werden mussten.116 Die Fragen, ob das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit auf 
den Rückgang der Bildungsmaßnahmen durch das IHK-Bildungszentrum auf-
merksam gemacht worden ist oder ob das Ministerium Rückfragen gestellt hat, 
weil ein großer Teil an Fördermitteln aufgrund des Rückgangs der Bildungsmaß-
nahmen nicht mehr abfloss, verneinte der Zeuge Prof. Dr. Heimann.117 Er meinte 
in diesem Zusammenhang, dass Behörden zu keinem Zeitpunkt auf das Ge-
schäftsfeld des IHK-Bildungszentrums hinsichtlich der Verwendung von Förder-
mitteln Einfluss genommen haben.118 

8. Die Beauftragung und Ermittlungen der Firma PEDOMAC 
 
Im Frühjahr 2008 fassten die Zeugin Schärff und der Zeuge Prof. Dr. Heimann 
den Entschluss, die Firma PEDOMAC, dessen Geschäftsführer Herr Jüngling ist, 
mit Recherchearbeiten im IHK-Bildungszentrum zu beauftragen.119 Anlass dieses 
Auftrages war für den Zeugen Prof. Dr. Heimann ein Telefonat mit Herrn Jüngling, 
der zu dem Zeitpunkt 1. Vorsitzender des Sportvereins Dessau 05 war. Herr 
Jüngling hatte von erheblichen Schwierigkeiten berichtet, die Finanzen des Ver-
eins transparent zu gestalten. Er sei immer wieder auf Zusammenhänge mit För-
derleistungen für Bildungsmaßnahmen innerhalb des Vereins gestoßen. Deshalb 
wurde vereinbart, zu recherchieren, ob Zusammenhänge zwischen Bildungsmaß-
nahmen im Sportverein Dessau 05 und vom IHK-Bildungszentrum organisierter 
und durchgeführter Bildungsmaßnahmen bestehen.120 Mit dem Auftrag vom 28. 
Juli 2008 hat das IHK-Bildungszentrum Herrn Jüngling Fördermittelakten zur Ver-
fügung gestellt. Untersucht wurden Fälle, die sich auf die Firmen Baustoff-Service 
GmbH und Baustoff-Service Grundbesitz GmbH bezogen.121 
 
Herr Jüngling stellte fest, dass Anzeichen dafür vorlagen, dass Mitarbeiter einzel-
ner Unternehmen zwei verschiedene Schulungen zeitgleich wahrgenommen ha-
ben sollen. Nach seiner, Jünglings Auffassung, müssen die Klassenbücher und 
Lehrgangsnachweise gefälscht worden sein. Frau Dr. Mieth und eine Dozentin 
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hatten gegenüber Herrn Jüngling eingeräumt, dass sie zum Teil Gefälligkeitsun-
terschriften geleistet hatten. Maßnahmen, die vertraglich in den Räumen des IHK-
Bildungszentrums durchgeführt worden sein sollen, fanden jedoch in den Räu-
men der Baustoff-Service GmbH mit der Folge statt, dass das IHK-
Bildungszentrum Miete für diese Räumlichkeiten bezahlt hatte. Zudem traten die 
Geschäftsführer einzelner Unternehmen selbst als Dozenten auf.122  
 
Nach Feststellung des Herrn Jüngling hatte etwa die Firma M&P Management 
Marlis Kaufmann als Fördermittelempfängerin am 7. August 2006 zunächst dem 
IHK-Bildungszentrum einen Bildungsauftrag über 960 Lehrgangsstunden zu 
112 320 Euro erteilt. Das IHK-Bildungszentrum hatte sodann am gleichen Tag der 
Firma BWMK Betriebliche Weiterbildung Marlis Kaufmann einen Auftrag für Do-
zententätigkeit über 960 Lehrgangsstunden zu 76 800 Euro erteilt und bezahlt.123 
 
Zudem hatte Herr Jüngling festgestellt, dass von Frühjahr 2006 bis Frühjahr 2007 
von der Firma Kaufmann & Blase GbR und der M&P Management Marlis Kauf-
mann zwei Fördermaßnahmen durchgeführt worden sind, an welchen auch Trai-
ner und Fußballspieler des Sportvereins Dessau 05 teilgenommen hatten. Die 
erste Maßnahme war von der Firma Otium Consult GmbH übernommen worden. 
Aus dem Abschlussbericht des Herrn Jüngling ergibt sich, dass die Spieler nur 
zeitweise an den Maßnahmen teilgenommen und dennoch die Anwesenheitslis-
ten abgezeichnet hatten.124  

 
Der Privatdetektiv stellte weiterhin fest, dass Initiator der Fördermittelanträge und 
Ratgeber für die Unternehmen regelmäßig Herr Baumung war. Seine Mitarbeite-
rin Frau Stolle war für die gesamten Verwaltungsabläufe verantwortlich.125 
 
Die Ermittlungen des Herrn Jüngling ergaben, dass Herr Baumung am selben 
Tag, zur selben Zeit einerseits laut Fahrtenbuch einen Termin in Bitterfeld wahr-
genommen hat und anderseits gleichzeitig als Dozent einer Weiterbildungsmaß-
nahme tätig gewesen ist.126 
 
Der Sachverhalt, der sich aus dem Zwischenbericht des Herrn Jüngling vom 29. 
September 2008 und seinem Abschlussbericht vom 20. Oktober 2008 ergab, 
wurde mit Schreiben vom 4. November 2008 der Staatsanwaltschaft und mit 
Schreiben vom 17. November 2008 dem Ministerium für Wirtschaft und Arbeit 
mitgeteilt.127 Für eine weitere interne Auswertung der Vorgänge bestand nach 
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Aussage des Zeugen Prof. Dr. Heimann kein Anlass, da das Landeskriminalamt 
und die Staatsanwaltschaft ab diesem Zeitpunkt den Vorgang bearbeiteten.128 

9.  Kontrolle innerhalb des IHK-Bildungszentrums 
 
Eine interne Revisionsabteilung besaß das IHK-Bildungszentrum nicht. Es exis-
tierte jedoch eine interne Kontrolle in Form von Unterschriftsregelungen in Bezug 
auf die sachliche und rechnerische Richtigkeit und in Bezug auf die Mitzeichnung 
von leitenden Mitarbeitern oder der Geschäftsführung je nach Größenordnung der 
Maßnahme. Hinzu kamen die jährlichen Wirtschafts-, Steuer- und Sozialkassen-
prüfungen sowie Prüfungen durch die Europäische Union, den Bund, das Land 
und die Arbeitsverwaltung. Im Rahmen dieser Prüfungen wurden in Bezug auf 
den Geschäftsbereich des Herrn Baumung keine Verstöße gegen Vorschriften 
festgestellt.129 

10. Aufsicht 
 
Die Rechtsaufsicht über das IHK-Bildungszentrum oblag dem damaligen Ministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit. Der Zeuge Prof. Dr. Heimann erklärte auf Nachfra-
ge, dass er keine Erinnerung in Bezug auf eine Aufsichtstätigkeit des Referenten 
Herrn Schröder hat. Er kannte Herrn Schröder nur aus den Akten als Ansprech-
partner im Bereich berufliche Weiterbildung. 130 Der Zeuge Kuras, im Zeitraum, 
auf den sich die Untersuchungen des 13. Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses konzentrieren als Vizepräsident des Landesverwaltungsamtes für die in 
Rede stehenden Förderprogramme zuständig, sagte aus, dass er Herrn Schröder 
kennt, jedoch bezüglich seiner Tätigkeit als Referent im Ministerium keine Unre-
gelmäßigkeiten festgestellt hat.131 
 

II. Das Landesverwaltungsamt 

1. Bewilligung von Fördermitteln für die Qualifizierung von Beschäftigten 
 
Für die Bewilligung der Fördermittel für Beschäftigung und Arbeitsmarktförderung 
war im Landesverwaltungsamt das Referat 302 zuständig. Für die Qualifizierung 
von Beschäftigten wurden in den Jahren 2000 bis 2006 auf der Grundlage der 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Qualifizierung von Be-
schäftigten aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds (ESF) und des Landes 
Sachsen-Anhalt (RdErl. des MS vom 12. Februar 2001 - 43.2.1, MBl. LSA 2001 
S. 141ff.) ca. 2000 Bewilligungsbescheide erstellt. Im Zeitraum von 2007 bis 
2013 waren es auf der Grundlage der Richtlinie zur Förderung der Qualifizierung 
von Beschäftigten mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds (RdErl. des MW vom 
10. Dezember 2007 – 53-32323, MBl. LSA 2007 S. 937ff.) ca. 1000 Bewilli-
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gungsbescheide, wobei das Referat 302 nur bis zum 31. Dezember 2008 hierfür 
zuständig war. Danach wechselte die Zuständigkeit zum Förderservice der Inves-
titionsbank.132 Hauptziel der Förderrichtlinie war die Qualifizierung von Beschäf-
tigten zur Verbesserung ihrer Chancen am Arbeitsmarkt. 
 
Zu den Voraussetzungen der Förderung erklärte die Zeugin Baschlau, Sachbear-
beiterin im Referat 302 des Landesverwaltungsamtes, anhand von Arbeitsverträ-
gen musste nachgewiesen werden, dass die zu schulenden Mitarbeiter Beschäf-
tigte des Unternehmens waren.133 Nach Aussage des Zeugen Weber, Sachbear-
beiter im Landesverwaltungsamt, war nach der Förderrichtlinie jedoch keine Vo-
raussetzung, dass die Mitarbeiter nach der Bildungsmaßnahme weiter beschäftigt 
werden. Ziel war es, dem Arbeitsmarkt besser qualifizierte Personen zur Verfü-
gung zu stellen. Zudem mussten die Unternehmen mindestens 30 % Eigenmittel 
aufbringen, so dass sie ein Interesse daran gehabt haben dürften, die geschulten 
Mitarbeiter zu behalten.134  
 
Der Zeuge Gänsewig, Referent im Referat 302 des Landesverwaltungsamtes, 
bestätigte, dass es nach der Förderrichtlinie im Zeitraum 2000 bis 2006 für die 
Feststellung der rechtmäßigen Verwendung der Fördermittel nicht erforderlich 
war, dass die Mitarbeiter nach der Schulung im Unternehmen weiter beschäftigt 
wurden, da die Erhöhung der Marktchancen der Mitarbeiter durch eine höhere 
Qualifizierung entscheidend war.135 
 
Der Zeuge Pleye, von 2006 bis 2011 Staatssekretär im Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit, bestätigte, dass Sinn und Zweck der Förderrichtlinie gewesen sei, Ar-
beitslosen die Möglichkeit zu geben, über entsprechende Qualifizierungen eine 
berufliche Tätigkeit zu erhalten und zum anderen sollten den Unternehmen quali-
fizierte Beschäftigte zur Verfügung stehen.136 Auf die Frage, ob es im Sinne der 
Förderrichtlinien war, Arbeitslose nur für die Dauer der Weiterbildungsmaßnahme 
anzustellen und danach wieder zu entlassen, antwortete der Zeuge, dass es pro-
grammspezifisch war, inwieweit sogenannte Haltefristen, also eine Fördermittel-
bindung über einen bestimmten Zeitraum, gegeben waren. Durch die Qualifizie-
rung sind die Beschäftigten wettbewerbsfähiger geworden und hatten damit auch 
eine bessere Chance, auf dem Arbeitsmarkt einen Arbeitsplatz zu finden. Im Be-
reich der Qualifizierung von Beschäftigten war die Frage, ob ein Rückforderungs-
bescheid zu erlassen war, daher allein davon abhängig, ob die Qualifizierung im 
Einzelnen durchgeführt worden war oder nicht.137 
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Nach der Förderrichtlinie war es wohl auch möglich, dass fast alle Mitarbeiter ei-
ner Firma gleichzeitig geschult wurden.138 
 
Die Aufnahme der Möglichkeit von sogenannten In-House-Schulungen in diese 
Richtlinie erfolgte nach Aussage des Zeugen Beck, zum damaligen Zeitpunkt Re-
feratsleiter für berufliche Bildung im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, auf Bit-
ten der Wirtschaft.139 Für den Zeugen Pelloth, Sachbearbeiter im damaligen Mi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit, ist eine In-House-Schulung gerade bei Qualifi-
zierungsmaßnahmen in speziellen Fragen nichts Besonderes. Da er in die einzel-
nen Projekte jedoch keinen Einblick hatte, konnte er sich auf Nachfrage zur Sinn-
haftigkeit einer Mietzahlung an die Unternehmen in diesem Zusammenhang nicht 
äußern. Zudem war nach der Förderrichtlinie – so der Zeuge Pelloth – das Ein-
kommen der Teilnehmer für die Zeit der Bildungsmaßnahme förderfähig, sofern 
die Teilnehmer für diese Zeit freigestellt waren und der Arbeitgeber diese Ausga-
ben auch tatsächlich hatte. Im Ergebnis konnte der Zeuge Pelloth nicht feststel-
len, dass gerade diese Förderrichtlinie besonders anfällig für Missbrauch gewe-
sen ist.140 
 
Eine Missbrauchsanfälligkeit der Richtlinie konnte auch der Zeuge Pleye nicht 
bestätigen. Nur 1,2 % der Förderfälle wiesen Unregelmäßigkeiten auf. Zudem 
hielt er die Finanzierung des Lohnausfalls und die Zahlung von Miete an die Un-
ternehmen für die Nutzung von Räumlichkeiten für eine sachgerechte Ausgestal-
tung der Förderrichtlinie, welche auch dazu führte, dass diese Förderung in star-
kem Maße von den Unternehmen in Anspruch genommen wurde.141 
 
Der damalige Vizepräsident des Landesverwaltungsamtes, der Zeuge Kuras, 
sagte aus, dass die europäischen Vorgaben vorsahen, dass die Lohnausfallkos-
ten förderfähig sind. Insofern war das Land Sachsen-Anhalt seiner Ansicht nach 
nicht befugt, diesen Grundsatz abzuändern.142 
 
Der Zeuge Leimbach, bis 2011 Präsident des Landesverwaltungsamtes, meinte, 
dass im Bereich der Arbeitsmarktförderung aufgrund der hohen Zahl an Einzelfäl-
len und der relativ geringen Fördersumme im Einzelfall keine besondere Miss-
brauchsanfälligkeit bestand.143 

2. Bearbeitung der Fördermittelanträge und Prioritätensetzung 
 
Die Fördermittelanträge der Unternehmen wurden im Landesverwaltungsamt be-
arbeitet. Zunächst wurden die von den Geschäftsführern unterschriebenen För-
dermittelanträge in einer Bearbeitungsliste auch hinsichtlich der beantragten Hö-
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he der Fördermittel erfasst und nach Prioritäten sortiert. In die erste Priorität wur-
den Unternehmen eingeordnet, die neu eingestellte Personen qualifizieren und 
damit neue Arbeitsplätze schaffen wollten. Die zweite Priorität hatten Anträge, bei 
denen ein Personal- und Entwicklungskonzept in den Unternehmen vorhanden 
war. In die dritte Priorität wurden sonstige Anträge eingeordnet, etwa für die Qua-
lifizierung bereits vorhandener Mitarbeiter.144 
 
Da nicht immer ausreichend Fördermittel vorhanden waren, wurden die Anträge 
gesammelt und auf Vollständigkeit überprüft. Zum Teil wurden Unterlagen nach-
gefordert. Vervollständigte Anträge rückten innerhalb einer Priorität auf.145 Anträ-
ge, die von Unternehmen angefertigt worden waren, die seit vielen Jahren in sol-
chen Bildungsmaßnahmen beteiligt waren, waren nach Aussage des Zeugen 
Weber, Sachbearbeiter im Landesverwaltungsamt, immer sehr gut vorbereitet.146  
 
Auf die Frage, ob die Mitarbeiter des Landesverwaltungsamtes bereits im Vorfeld 
hinsichtlich der Bewertung der Sinnhaftigkeit einzelner Bildungsmaßnahmen ge-
schult worden waren, antwortete der damalige Vizepräsident des Landesverwal-
tungsamtes, der Zeuge Kuras, dass es dem Landesverwaltungsamt als Vollzugs-
behörde nicht zustand, die Sinnhaftigkeit der Förderrichtlinie zu bewerten. Seiner 
Meinung nach haben nicht alle Förderprojekte zum Ziel geführt. Das Landesver-
waltungsamt war insbesondere für die Überprüfung zuständig, ob die Stundenan-
zahl, die im Antrag angegeben war, für eine bestimmte Bildungsmaßnahme not-
wendig war oder nicht. Hintergrund war, dass es für einige Unternehmen verlo-
ckend war, die Zeit der Bildungsmaßnahme auszudehnen, da die Richtlinie vor-
sah, dass nicht nur die Kosten für die Bildungsmaßnahme, sondern auch die 
Lohnkosten für die entfallende Arbeitszeit übernommen werden.147 
 
Der Zeuge Weber meinte, dass das Landesverwaltungsamt auch überprüft hat, 
ob die beantragte Bildungsmaßnahme für das Unternehmen fachlich sinnvoll war 
bzw. diesem thematisch zugeordnet werden konnte.148 Die Vorqualifikationen der 
Teilnehmer mussten mit dem Thema der Bildungsmaßnahme übereinstimmen. 149 
 
In der Regel durften nur in Sachsen-Anhalt wohnende Mitarbeiter geschult wer-
den. Sollte ein Mitarbeiter in verschiedenen Lehrgängen geschult werden, so 
wurde den Unternehmen geraten, Einzelanträge zu stellen.150 Auch die Firma 
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Baustoff-Service GmbH hat ihre Mitarbeiter in verschiedenen Lehrgängen schu-
len lassen.151  
 
Die Unternehmen mussten dem Fördermittelantrag drei Angebote von Bildungs-
trägern beifügen. Die Zeugin Baschlau war der Ansicht, dass es keine Auffällig-
keit bedeutete, wenn die drei Angebote in Bezug auf die Höhe nahe beieinander 
lagen. Entscheidend war, dass drei Angebote vorgelegt wurden.152 Die Angemes-
senheit des Preisniveaus der Bildungsangebote wurde anhand von Vergleichsan-
geboten im Internet überprüft.153 So konnte es zu Kürzungen kommen, wenn das 
beantragte Honorar im Vergleich zu ähnlichen Bildungsmaßnahmen zu hoch an-
gesetzt war. Dies galt auch hinsichtlich der Stundenanzahl für eine Bildungsmaß-
nahme. So wurde beispielsweise bei einem Excel- oder Word-Lehrgang, den die 
Firma Baustoff-Service GmbH mit ca. 240 Stunden angesetzt hatte, der aber im 
Landesverwaltungsamt mit 72 Stunden angeboten wurde, eine Kürzung vorge-
nommen.154 Für die Akte wurden Prüfvermerke, welche schematisiert waren, er-
stellt.155 
 
Die zurückgestellten gesammelten Anträge wurden beschieden, wenn erneut 
Fördermittel zur Verfügung standen, so dass es vorkam, dass einige Unterneh-
men erst nach Monaten, andere bereits nach Tagen einen Bewilligungsbescheid 
erhielten.156 Dass bestimmte Anträge größerer Unternehmen kurzfristig beschie-
den wurden, kann nach Aussagen der Zeugen Gänsewig und Baschlau daran ge-
legen haben, dass die Unterlagen professionell erstellt worden waren. Entschei-
dend war die Vollständigkeit und Schlüssigkeit eines Antrages.157 Eine besondere 
Priorität – so die Zeugen Weber und Baschlau – hatten auch sogenannte Leucht-
turmprojekte, mit welchen viele neue Arbeitsplätze geschaffen wurden. Hier hat 
auch das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit auf eine schnelle Bewilligung der 
Fördermittel geachtet.158  
 
Eine prioritäre Bearbeitung ergab sich für den Zeugen Gänsewig beispielsweise 
aus einem Schreiben des zuständigen Referenten des Ministeriums, Herrn 
Schröder, an ihn vom 27. November 2006 zum Fördervorgang QU/03432/06, in 
welchem ihm mitgeteilt wurde, dass eine Unternehmenserweiterung der Firma 
Pauly Biskuit AG für das Land eine hohe wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische 
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Bedeutung hat.159 Dass Herr Schröder dem Projekt eine sehr hohe Priorität bei-
gemessen hatte, wusste der Geschäftsführer dieser Firma, Herr Pauly, seiner 
Aussage nach nicht.160 

3. Die Zusammenarbeit zwischen dem Landesverwaltungsamt und dem 
damaligen Ministerium für Wirtschaft und Arbeit 

 
Das Referat 302 des Landesverwaltungsamtes unterhielt ständig Kontakt zum 
damaligen Ministerium für Wirtschaft und Arbeit. 161 Eine intensive Kommunikation 
mit dem Ministerium erfolgte immer dann, wenn es Besonderheiten in der Bewilli-
gung oder Abrechnung von Fördermitteln gab. In alltäglichen Angelegenheiten 
konnten die Mitarbeiter des Referates 302 sich auch direkt an die zuständigen 
Mitarbeiter des Ministeriums wenden. Im Regelfall vollzogen sich diese Kontakte 
auf elektronischem Wege per E-Mail. Diese E-Mails sollten jedoch der Referats-
leiterin 302 des Landesverwaltungsamtes, der Zeugin Cordes, zur Kenntnis ge-
geben werden.162 Nach ihrer Aussage wurde der Dienstweg immer eingehal-
ten.163  
 
Nach Aussage des Zeugen Leimbach, dem damaligen Präsidenten des Landes-
verwaltungsamtes, wurde jede Art von Kontaktweg genutzt, um mit dem Ministe-
rium unmittelbar zu kommunizieren. Bei der Klärung fachlicher Fragen wurde im 
Regelfall direkt Kontakt in der Arbeitsebene aufgenommen, ohne den Dienstweg 
einzuhalten. Die Einhaltung des Dienstweges hätte bedeutet, dass sich auch der 
Präsident des Landesverwaltungsamtes mit den vielen Detailfragen hätte be-
schäftigen müssen. Dies wäre angesichts der Vielzahl an Referaten nicht möglich 
gewesen.164  
 
Es existierten sogenannte Pendellisten zwischen dem Ministerium und dem Lan-
desverwaltungsamt, in welchen die Anträge erfasst sowie die Antragsvolumina 
und die Rangfolgen festgelegt worden sind, so dass das Ministerium über die be-
absichtigte Aufgabenerledigung ständig informiert war.165 
 
Die Zeugin Baschlau meinte, dass die Mitarbeiter des Landesverwaltungsamtes 
im operativen Handeln unter Beachtung der vorgegebenen Rahmenbedingungen 
unabhängig waren.166 Nach Aussage des Zeugen Weber konnten im Rahmen ei-
ner Haushaltssperre Bewilligungsbescheide erlassen werden, wenn das Ministe-
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rium der Finanzen diesen Ausnahmen zugestimmt hatte.167 Es stellte keine Be-
sonderheit dar, dass einige, vor allem große Firmen immer wieder über mehrere 
Jahre von den Fördermöglichkeiten Gebrauch machten.168 Eine Ablehnung eines 
Fördermittelantrages kam selten vor. Wenn zeitweilig keine Fördermittel vorhan-
den waren, wurden die Antragsteller angeschrieben, ob sie ihren Antrag aufrecht-
erhalten wollen bis wieder Fördermittel zur Verfügung stehen.169  

4. Die sogenannte Prioritäts-E-Mail 
 
Bei der sogenannten Prioritäts-E-Mail handelt es sich um eine E-Mail des Refe-
ratsleiters im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Herrn Beck, an den Referen-
ten im Landesverwaltungsamt, Herrn Gänsewig, vom 19. Juni 2006170. Darin bat 
dieser das Landesverwaltungsamt, auf Wunsch des Ministers die Projektanträge 
QU 03246/06 (Fördermaßnahme „Beschäftigungsinitiative M&P Management 
Marlis Kaufmann“) und QU 03249/06 (Fördermaßnahme) im Rahmen der verfüg-
baren Mittel vorrangig zu bewilligen.171 
 
Bei der Maßnahme „Beschäftigungsinitiative M&P Management Marlis Kaufmann“ 
handelte es sich um die Anschlussmaßnahme an die Bildungsmaßnahme, die 
Frau Kaufmann von der Firma Otium Consult übernommen hatte, an welcher 
auch Fußballspieler des Sportvereins Dessau 05 teilgenommen hatten. Die Maß-
nahme „Beschäftigungsinitiative CAD Service Dietmar Blase“ betraf nach Aus-
kunft des Zeugen Blase die Firma CAD Service. Diese bot Dienstleistungen für 
andere Unternehmen an, wie etwa die elektronische Verwaltung von Unterlagen. 
Für den Ausbau dieses Angebots wurden sieben Mitarbeiter eingestellt und quali-
fiziert. Nach Beendigung der Bildungsmaßnahme wurde ein Mitarbeiter über-
nommen.172 
 
Die Zeugin Cordes, Referatsleiterin im Landesverwaltungsamt, meinte auf die 
Frage, wie die E-Mail zu verstehen ist, dass das Ministerium grundsätzlich insbe-
sondere innerhalb der ersten Priorität in Bezug auf Neuinvestitionen, die Arbeits-
plätze schafften, Hinweise an das Landesverwaltungsamt gegeben hat. Insofern 
mussten bestimmte Projekte vorrangig bearbeitet werden. 173 Die Zeugin Cordes 
äußerte, dass jede Priorisierung eines Projekts durch das Ministerium – auch oh-
ne nähere Begründung der Prioritätensetzung – als Erlass aufzufassen war.174 
Auch die Zeugin Baschlau, Sachbearbeiterin im Landesverwaltungsamt, sagte 
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aus, dass es üblich war, Anweisungen durch Erlasse des Ministeriums zu erhal-
ten.175 
 
So ergibt sich aus der Maßnahme-Akte, dass sich Herr Schröder, Referent im Mi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit, per E-Mail an das Landesverwaltungsamt 
wendete und darum bat, bestimmte Projekte schnellstmöglich zu bewilligen. Hier-
zu zählte auch eine Maßnahme der Firma Eckert & Wiethake, in welcher die Mit-
arbeiter der Firma acht Stunden am Tag über sieben Monate geschult werden 
sollten.176 
 
Die Erlasse des Ministeriums wurden im Vorzimmer der Referatsleiterin archiviert. 
Wenn ein Erlass einen konkreten Fall betraf, wurde er in der entsprechenden Ak-
te abgeheftet.177 Sie stellten Regelwerke zur Korruptionsbekämpfung dar. Hin-
sichtlich einer Regelung in Bezug auf die Besorgnis der Befangenheit galten die 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften.178 
 
Die Zeugin Cordes meinte, dass auch die Prioritäts-E-Mail des Herrn Beck an 
Herrn Gänsewig vom 19. Juni 2006179 als Erlass aufzufassen war. Dennoch wur-
den die Voraussetzungen der Anträge vor der Bewilligung geprüft.180 Für Frau 
Cordes war diese E-Mail nicht ungewöhnlich. Solche Vorgänge wurden in der 
Prüfung anderen einfach vorgezogen.181  
 
Der Zeuge Kuras, damaliger Vizepräsident des Landesverwaltungsamtes, bestä-
tigte, dass es eine Festlegung gab, dass jede schriftliche Äußerung eines Ministe-
riums einen Erlass darstellt, der umzusetzen ist. Der Zeuge Kuras erklärte, er ha-
be Herrn Gänsewig auf dessen Nachfrage bestätigt, dass dies auch für die oben 
genannte E-Mail des Herrn Beck gelte. Ein solcher Erlass entbinde die Mitarbeiter 
jedoch nicht von ihrer Prüfpflicht.182 
 
Der damalige Präsident des Landesverwaltungsamtes, der Zeuge Leimbach äu-
ßerte, dass derartige E-Mails an ihn nicht weitergeleitet worden sind. Der Zeuge 
erklärte, er hält die Aussage, dass im Rahmen der verfügbaren Mittel Bildungs-
maßnahmen vorrangig bewilligt werden sollen, weder für ungewöhnlich noch für 
selten. Manchmal habe er auch das Gefühl gehabt, dass sich Sachbearbeiter 
aus dem Ministerium, um ihrem eigenen Wunsch Gewicht zu verleihen, gelegent-
lich auf hochpolitische Stellen im eigenen Hause berufen haben, obwohl das 
möglicherweise gar nicht vorgelegen hatte. Der Zeuge Leimbach hatte Zweifel 
daran, ob derartige E-Mails immer die Qualität von Erlassen erreichen. Einige 
Mitarbeiter haben diese E-Mail womöglich als verbindlichen Erlass, andere nur 
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als Hinweis verstanden.183 Seiner Erinnerung nach gab es keine gesonderten 
Regelungen für den Umgang mit elektronischer Post. Diese kann es auch nicht 
geben. Ist eine solche E-Mail als Erlass aufzufassen, so gibt es die Möglichkeit 
zur Remonstration.184  
 
Nach Aussage des Zeugen Beck stellte seine E-Mail an Herrn Gänsewig zwar ei-
nen Erlass dar. Dennoch erhob diese E-Mail das Landesverwaltungsamt nicht 
davon, seinen Prüfpflichten nachzukommen. Vermutlich hatten sich die Antrag-
steller beim Minister beschwert, dass die Bearbeitung der Anträge noch nicht er-
folgt sei, so dass der Minister sich an Herrn Beck mit der Bitte um Klärung ge-
wandt hatte. Mit der E-Mail wurde der Ermessensspielraum des Landesverwal-
tungsamtes sodann dahingehend eingeschränkt, dass diese beiden Vorgänge 
nun vorrangig bearbeitet werden sollten. In Bezug auf die fachliche Bewertung 
gab es keine Einschränkungen.185 Der Zeuge Beck bestätigte auf Nachfrage, 
dass er die E-Mail nicht in dieser Form formuliert hätte, wenn es einen Wunsch 
des Ministers nicht gegeben hätte. Der Zeuge sagte aus, dass der hier interessie-
rende Vorgang mit Sicherheit im Rahmen des Normalen war. Er konnte sich nicht 
erinnern, dass er jemals von Ministern unter Druck gesetzt worden wäre.186 Es 
war kein besonderer Vorgang, so dass auch kein Aktenvermerk angefertigt wor-
den war.187  
 
Nach Ansicht des Zeugen Dr. Haseloff, zum damaligen Zeitpunkt Minister für 
Wirtschaft und Arbeit, war entscheidend, ob die Maßnahmen genehmigungsfähig 
waren oder nicht, auch wenn die Mitarbeiter des Landesverwaltungsamtes derar-
tige E-Mails als Weisung verstanden haben sollten.188 
 
Der Zeuge Dr. Haseloff meinte, dass dieser Vorgang übliche Praxis war. Mit der 
Abgabe an die Arbeitsebene war der Fall für ihn erledigt. 189 Er sagte aus, dass 
die Schwerpunktsetzungen auf der politischen Ebene erfolgen. Eine unmittelbare 
Einflussnahme der politischen Spitze auf Verwaltungsakte und Verwaltungsabläu-
fe kann es aufgrund der rechtlichen Unzulässigkeit nicht geben.190 Nach Aussage 
des Zeugen Dr. Haseloff war aufgrund der Darstellungen in den Medien zu der 
hier in Rede stehenden E-Mail Staatsminister Herr Robra beauftragt worden, die 
Rekonstruktion vorzunehmen. Diese hatte ergeben, dass vermutlich eine Be-
schwerde an die Hausspitze gerichtet worden ist. Daraufhin wurde die zuständige 
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Führungskraft informiert, damit sie die notwendigen Schritte in Gang setzen konn-
te. Das Landesverwaltungsamt musste in die Lage versetzt werden, mit Förder-
mitteln Bewilligungen aussprechen zu können. Der Haushaltsabfluss musste ge-
währleistet werden.191 Da es sich um einen haushaltstechnischen Vorgang han-
delte, befand sich die E-Mail nicht in der Projekt-, sondern in der Haushaltsak-
te.192 Der Zeuge Beck meinte ebenfalls, dass die E-Mail einen haushaltsrechtli-
chen Hintergrund hatte. Er vermutet, dass das Landesverwaltungsamt zum da-
maligen Zeitpunkt nicht ausreichend Mittel hatte, um Vorgänge zu bewilligen und 
dass die in der E-Mail genannten Vorgänge bereits seit gut zwei Monaten im 
Landesverwaltungsamt zur Bearbeitung lagen. Da der Maßnahmebeginn nahte, 
hielt der Zeuge Beck es nicht für unwahrscheinlich, dass die Antragsteller den 
Minister gefragt hatten, wann mit einer Entscheidung zu rechnen ist. 193 
 
In der Sitzung des Untersuchungsausschusses am 15. September 2014 konnte 
sich der Zeuge Dr. Haseloff auf Nachfrage nicht erinnern, wer ihn in Bezug die 
noch nicht vorliegende Bewilligung der in der E-Mail genannten Projekte ange-
sprochen hatte. In diesem Zusammenhang konnte er auch nicht bestimmte Per-
sonen ausschließen.194 In der Sitzung am 1. Juli 2015 sagte er auf erneute Nach-
frage aus, dass auch bei der Aufarbeitung des Gesamtkomplexes kein Hinweis 
bekannt geworden ist, wer damals an ihn herangetreten war. Es handelte sich 
um einen routinemäßigen Vorgang. 195 Nach dem Bekanntwerden dieses Vor-
gangs in der Öffentlichkeit, wurde die Justiz eingeschaltet.196 
 
Zu diesem Sachverhalt wurden auch die Zeugen Blase und Kaufmann befragt. 
 
Auf Nachfrage, aus welchem Grund in der E-Mail die Bildungsmaßnahme „Be-
schäftigungsinitiative CAD Service Dietmar Blase“ erwähnt worden war, erklärte 
der Zeuge Blase, dass er niemandem um die vorrangige Bearbeitung dieser Bil-
dungsmaßnahme gebeten hatte, auch nicht einen Kommunalpolitiker.197 
 
Die Zeugin Kaufmann äußerte in Bezug auf die in der E-Mail genannte Bildungs-
maßnahme „Beschäftigungsinitiative M&P Management Marlis Kaufmann“, dass 
sie sich erinnern kann, sich einmal schriftlich mit der Bitte an Herrn Beck gewandt 
zu haben, zu klären, ob die Verfahrensweisen im Landesverwaltungsamt ord-
nungsgemäß sind oder nicht. Diese schriftliche Bitte hätte jedoch nicht den Zweck 
gehabt, Druck zu machen, damit die Bildungsmaßnahme schnellstmöglich bewil-
ligt wird. Eventuell hatte ihrer Auffassung nach auch Herr Baumung, damaliger 
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Regionalbereichsleiter des IHK-Bildungszentrums, jemanden auf diese Bildungs-
maßnahme angesprochen.198 
 
Zum allgemeinen Verwaltungsablauf sagte der Zeuge Dr. Haseloff aus, dass zu-
nächst eine Plausibilitätsprüfung erfolgte, wenn Probleme an ihn herangetragen 
wurden. Gab es einen sachlichen Grund für eine Beschwerde, so wurde dies in 
der Verwaltung geprüft und falls erforderlich der kritisierte Zustand beseitigt. Eine 
Rückmeldung erhielt die Hausspitze in der Regel nicht. Ein neuer Vorgang wurde 
nur angelegt, wenn es sich um einen neuen Sachverhalt gehandelt hat.199 Er ging 
davon aus, dass die Verwaltung in eigener Verantwortung eine rechtskonforme 
Entscheidung traf. Auf diese Prozesse gab es keine politische Einflussnahme. 200  
 
Auf Nachfrage erklärte der damals zuständige Staatssekretär, der Zeuge Pleye, 
dass ihm der Vorgang um die sogenannte Prioritäts-E-Mail nicht bekannt war.201 
 
Der Sachbearbeiter des Ministeriums, der Zeuge Pelloth hatte die E-Mail zur 
Kenntnis erhalten. Seiner Ansicht nach stand diese E-Mail in Zusammenhang mit 
dem Haushalt. Das Landesverwaltungsamt hatte zuvor dem Ministerium mitge-
teilt, dass der Bewilligungsrahmen mit den verfügbaren Haushaltsmitteln ausge-
schöpft ist und insofern keine weiteren Projekte bewilligt werden könnten. Daher 
wurden aus anderen Programmen, in denen es nicht so viele Anträge gab wie 
prognostiziert, Mittel umgeschichtet. Auf Nachfrage aus dem Ausschuss zum In-
halt des Gesprächs zwischen Herrn Beck und dem Minister in Bezug auf die in 
der E-Mail genannten Projekte, konnte der Zeuge Pelloth keine Auskunft geben. 
Er erklärte, es sei jedoch des Öfteren vorgekommen, dass der Minister bei Vor-
Ort-Terminen auf Probleme angesprochen wurde und die Verwaltung um Prüfung 
bat. Diese E-Mail ist nach Ansicht des Zeugen Pelloth als Hinweis auf eine vor-
rangige Bearbeitung, jedoch nicht auf eine positive Entscheidung zu werten.202 
 
Der Zeuge Gänsewig meinte, dass es mehrfach Anweisungen gab, bestimmte 
Vorgänge vorzuziehen. Diese hier in Rede stehenden Fälle betrafen zwar kein 
Großprojekt, aber die Schaffung neuer Arbeitsplätze. 203 Er hatte hinsichtlich die-
ser E-Mail keine Bedenken.204 
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5. Kontroll- und Reaktionsmöglichkeiten hinsichtlich der Bewilligung und 
Verwendung von Fördermitteln 

a) Vieraugenprinzip/Mitzeichnung 
 

Auf Fragen aus dem Ausschuss nach Kontrollmechanismen bei der Bearbeitung 
von Anträgen auf Fördermittel erklärten die Mitarbeiter des Referats 302 des 
Landesverwaltungsamtes, die Zeugen Gänsewig, Weber und Baschlau, dass Be-
scheide durch mindestens zwei Personen nach dem Vieraugenprinzip erteilt wor-
den sind. Bescheide ab einer Fördermittelsumme von 125 000 Euro hatte ein Re-
ferent, ab einer Fördermittelsumme von 250 000 Euro die Referatsleiterin zu un-
terschreiben. Die Auszahlung nahmen wiederum andere Personen vor.205  
 
Ein Mitzeichnungsrecht des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit gab es nicht, 
ebenso wenig standardisierte Berichtspflichten an das Ministerium ab einem be-
stimmten Antragsvolumen oder einer bestimmten Beschäftigtenzahl.206 Das Mi-
nisterium erhielt die Bearbeitungsliste und die Quartalsstatistiken zur Kenntnis, 
um einen Überblick über die Anträge und die Höhe der Fördermittel zu erhal-
ten.207  
 
Eine zweckwidrige Verwendung von ESF-Mitteln in Höhe von über 10 000 Euro 
musste der Europäischen Union in Form einer Unregelmäßigkeitsmeldung mitge-
teilt werden.208 Der Zeuge Beck teilte dem Untersuchungsausschuss mit, dass in 
der Förderperiode 2000 bis 2006 der Europäischen Union 25 Unregelmäßigkeiten 
gemeldet wurden. Dies entsprach etwa 1 % der Förderfälle.209 

b) Vor-Ort-Kontrollen zur Verwendung der Fördermittel 
 
Die Mitarbeiter des Landesverwaltungsamtes, die Zeugen Cordes und Weber, 
sagten aus, dass in der Förderperiode 2000 bis 2006 verfahrensbegleitend vor al-
lem bei Unternehmen, welche über 100 000 Euro Fördermittel für Bildungsmaß-
nahmen erhalten hatten, Vor-Ort-Kontrollen durchgeführt wurden.210 
 
In der Förderperiode, die im Jahr 2007 begann, erfolgten die Vor-Ort-Kontrollen 
nach Aussage der Zeugin Cordes nach einem Zufallsprinzip.211 
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Zum allgemeinen Verfahren teilte die Zeugin Baschlau, Sachbearbeiterin im Lan-
desverwaltungsamt, mit, dass die Vor-Ort-Kontrollen, welche aufgrund der Vor-
gaben der Europäischen Union zu einem bestimmten Prozentsatz verpflichtend 
waren, meist nach einem festen Plan durchgeführt worden sind.212 Dieser Prüf-
plan, aus welchem hervorging, wie viele Prüfungen in welchen Quartalen stattfin-
den sollen, wurde jeweils am Jahresanfang aufgestellt. Sowohl der Plan als auch 
fortlaufend die Namen der Unternehmen wurden an das Ministerium übermit-
telt.213 Um den Mindestanforderungen hinsichtlich der Anzahl der durchzuführen-
den Vor-Ort-Kontrollen der Europäischen Union zu genügen, mussten im Jahr 
2010 54 Vor-Ort-Kontrollen zu Projekten, die bereits in den Jahren 2006 und 
2007 stattgefunden hatten, nachgeholt werden.214 
 
In der Regel wurden die Vor-Ort-Kontrollen des Landesverwaltungsamtes ca. ei-
ne Woche vorher angekündigt.215 Hintergrund war, dass die Unternehmen ihre 
Unterlagen, die sich teilweise an einem anderen Standort als dem Ort der Schu-
lung der Mitarbeiter befanden, im Vorfeld beschaffen konnten oder dass der Ge-
schäftsführer bei der Überprüfung anwesend sein sollte.216 Es wurden sowohl die 
Buchführung im Unternehmen überprüft als auch die Teilnahme der Mitarbeiter 
an den Bildungsmaßnahmen in den Räumlichkeiten der Bildungsträger kontrol-
liert.217 Dabei handelte es sich um Stichprobenprüfungen.218  
 
Der Zeuge Gänsewig erklärte, dass wegen der angespannten personellen Situa-
tion im Referat 302 des Landesverwaltungsamtes in der Förderperiode 2000 bis 
2006 in der Regel keine unangekündigten Vor-Ort-Kontrollen durchgeführt wur-
den. In der Förderperiode von 2007 bis 2013 war es üblich, dass unangekündigte 
Kontrollen durchgeführt wurden, wenn es Verdachtsmomente gab.219 Unange-
meldete Vor-Ort-Kontrollen fanden nach Angaben der Sachbearbeiterin des Lan-
desverwaltungsamtes, der Zeugin Baschlau, selten statt. Diese erfolgten im Re-
gelfall nur bei Verdachtsmomenten über mögliche Verstöße bei der Durchführung 
der geförderten Maßnahmen, wenn die Verwaltung etwa anonyme Hinweise er-
hielt.220 
 
Wurden bei einer Vor-Ort-Kontrolle eines Unternehmens schwerwiegende Ver-
stöße festgestellt, so der Zeuge Weber, wurde dies in der Referentendienstbera-
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tung besprochen oder die Referenten und Sachbearbeiter per E-Mail über die 
Vorkommnisse in dem Unternehmen informiert, damit die Bearbeiter ein besonde-
res Augenmerk auf dieses Unternehmen richten konnten. Ein Programm, in wel-
chem solche Unternehmen gespeichert worden sind, existierte nicht.221 
 
Auf Nachfrage sagte die Zeugin Baschlau aus, dass das Ministerium zu keiner 
Zeit dem Landesverwaltungsamt Hinweise gegeben hat, bestimmte Kontrollen 
nicht so stark durchzuführen oder von diesen abzusehen.222 
 
Im Jahr 2008 wurden die Vor-Ort-Kontrollen bezogen auf die Förderperiode 2000 
bis 2006 vorläufig ausgesetzt. Hintergrund war laut Aussage des Zeugen Pelloth, 
dass in den Jahren 2007 und 2008 auf der einen Seite ein erheblicher Stau hin-
sichtlich der Verwendungsnachweisprüfung für die Förderperiode 2000 bis 2006 
zu verzeichnen war, während auf der andere Seite parallel die Förderperiode ab 
2007 auf der Grundlage einer neuen Förderrichtlinie angelaufen war. Vordringlich 
war, dass die Anträge der Förderperiode ab 2007 geprüft und bewilligt werden 
mussten. Um zu verhindern, dass Antragsbewilligungen in der Förderperiode ab 
2007 nicht erfolgen können, mussten bezogen auf die Förderperiode 2000 bis 
2006 Einsparungen in der Weise vorgenommen werden, dass Vor-Ort-Kontrollen 
vorläufig ausgesetzt wurden.223 
 
Der Zeuge Gänsewig erklärte, dass im Sommer 2006 aufgrund eines anonymen 
Anrufs eine unangekündigte Vor-Ort-Kontrolle in den Räumlichkeiten des IHK-
Bildungszentrums durch Frau Baschlau und Frau Aßmann, Sachbearbeiterinnen 
des Landesverwaltungsamtes, durchgeführt wurde.224 Die Kontrolle betraf nach 
den Ausführungen von Frau Baschlau die Bildungsmaßnahme der Firma Kauf-
mann & Blase GbR, in der unter anderem Fußballspieler des Sportvereins Des-
sau 05 geschult werden sollten. Dieses Projekt hatte die Firma Kaufmann & Blase 
GbR, deren Geschäftsführerin Frau Marlis Kaufmann war, von der Firma Otium 
Consult GmbH übernommen, die den Fördermittelantrag zurückgenommen hatte. 
Bei dieser Vor-Ort-Kontrolle wurde festgestellt, dass eine größere Zahl der Teil-
nehmer fehlte. Bei einer zwei Tage später erfolgten Nachkontrolle, an der auch 
der zuständige Referent Herr Gänsewig teilnahm, fehlten erneut einige Teilneh-
mer.225 Die Zeugin Cordes, Referatsleiterin im Landesverwaltungsamt, ergänzte, 
von den 25 angemeldeten Teilnehmern waren am 18. Juni 2006 zunächst nur 10 
anwesend. Vier kamen mit Verspätung.226  
 
Der Zeuge Hausdörfer, der an der Qualifikationsmaßnahme teilgenommen hatte 
und zu dem Zeitpunkt als Trainer des Sportvereins Dessau 05 arbeitete, sagte 
aus, dass bei der ersten Vor-Ort-Kontrolle die Gruppe aufgeteilt war und ein bis 
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drei Teilnehmer eine Etage tiefer gearbeitet hatten. Zum Zeitpunkt der zweiten 
Vor-Ort-Kontrolle war er krankgeschrieben.227 Der Zeuge Schulz, ein an der 
Maßnahme teilnehmender Fußballspieler, teilte dem Untersuchungsausschuss 
mit, dass den Teilnehmern durch Herrn Baumung jeweils am Morgen der Vor-Ort-
Kontrolle mitgeteilt worden war, dass eine solche am Vormittag stattfinden 
wird.228  
 
Die Zeugin Baschlau teilte mit, dass die Geschäftsführerin des Unternehmens, 
das die Fördermittel beantragt hatte, Frau Kaufmann, bei ihrer Anhörung durch 
das Landesverwaltungsamt die Nichtteilnahme mit Urlaub, Krankheit und Arztbe-
suchen begründet hat.229  
 
Die Zeugin Cordes konnte sich nicht erinnern, ob konkrete Belege, etwa Kranken- 
oder Urlaubsscheine vorgelegt worden waren.230 Der Zeuge Gänsewig, sagte 
aus, dass diese Vorgänge dem Referenten im Ministerium für Wirtschaft und Ar-
beit, Herrn Schröder231, gemeldet wurden.232 Ihm wurde das Anhörungsschreiben 
mit den Aussagen der Geschäftsführerin Frau Kaufmann übermittelt, da bei den 
bisherigen Bildungsmaßnahmen noch nie eine derart große Anzahl an Teilneh-
mern gefehlt hatte. 233 Aus der Geschäftsordnung des Landesverwaltungsamtes 
ergibt sich, dass die übergeordnete Behörde bei besonderen Vorkommnissen un-
terrichtet werden muss.234 Nach einer Unterrichtung kam es oft vor, dass das Mi-
nisterium dem Landesverwaltungsamt eine Handlungsempfehlung gab.235 Ob und 
wie das Ministerium in diesem Fall reagiert hatte, daran konnte sich die Zeugin 
Cordes nicht mehr erinnern.236  
 
Der Zeuge Beck, damaliger Referatsleiter im Ministerium für Wirtschaft und Ar-
beit, konnte nicht mit Sicherheit sagen, ob er schon zum Zeitpunkt der Durchfüh-
rung der Vor-Ort-Kontrolle von dieser Kenntnis gehabt hatte. Er meinte, dass die 
Durchführung und Ergebnisbearbeitung von Vor-Ort-Kontrollen zunächst in den 
Zuständigkeitsbereich der Bewilligungsbehörde fiel.237 
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Nach Aussage des Zeugen Gänsewig und der Zeugin Baschlau wurden von der 
Firma Kaufmann & Blase GbR im Nachgang Bescheinigungen vorgelegt, dass die 
fehlenden Teilnehmer Nachschulungen durch das IHK-Bildungszentrum bzw. 
Frau Kaufmann als Honorardozentin erhalten hatten. Die fehlenden Teilnehmer 
hatten sich während des Schulungszeitraums im Trainingslager des Sportvereins 
Dessau 05 befunden.238 Die Bescheinigungen über Nachschulungen wurden je-
doch vom Landesverwaltungsamt nicht anerkannt, weshalb diese Firma einen 
Rückforderungsbescheid erhielt.239 Die Zeugin Cordes war hingegen der Ansicht, 
dass einige dieser Teilnehmer die Schulungen nachgeholt hätten und der Sach-
verhalt nach der Papierlage in Ordnung war.240 Eine Meldung hinsichtlich einer 
zweckwidrigen Verwendung von ESF-Mitteln erfolgte nicht, da nicht von einer Un-
regelmäßigkeit ausgegangen worden war.241Der Zeuge Gänsewig gab an, dass 
es aus damaliger Sicht auch keine Anhaltspunkte für eine Straftat gab, so dass 
die Staatsanwaltschaft nicht informiert worden ist.242 Jedoch sollten die Sachbe-
arbeiter des Landesverwaltungsamtes derartige Unternehmen künftig kritischer 
prüfen. Diese Festlegung wurde dem Ministerium nicht mitgeteilt.243 
 
Trotz dieses Vorfalls wurden keine weiteren Vor-Ort-Kontrollen in größerem Um-
fang als bisher durchgeführt, da das Landesverwaltungsamt nach Aussage des 
Zeugen Gänsewig nicht die personellen Kapazitäten hatte. Er entwickelte daher 
den Vorschlag, den Bildungsträgern an den Ort der Schulungsmaßnahme eine 
Teilnehmerliste zu faxen, die innerhalb einer Stunde von den anwesenden Teil-
nehmern zu unterschreiben war und zurückgefaxt werden musste.244 

c) Die unabhängig Prüfgruppe ESF 
 
Nach Aussage des Zeugen Pasemann, seit Ende 2007 Mitglied der Prüfgruppe 
ESF, prüfte die unabhängige Prüfgruppe ESF die Verwaltungs- und Kontrollsys-
teme der Mitgliedstaaten für das Operationelle Programm ESF. Sie hat im Rah-
men von Vor-Ort-Kontrollen die Ordnungs- und Rechtmäßigkeit der Verwendung 
der bereitgestellten ESF-Mittel zu prüfen.245 Zeitpunkt und Ort der Vor-Ort-
Kontrollen wurden jeweils der Bewilligungsbehörde vorab mitgeteilt.246 
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Die Prüfgruppe ESF wurde im Jahr 2001 gegründet und war zunächst mit zwei 
Mitarbeitern besetzt. Nachdem die EU-Kommission die Arbeit der Prüfgruppe 
überprüft hatte, wurde sie im Jahr 2004 um zwei Mitarbeiter verstärkt. Ab dem 
Jahr 2008 bestand sie aus sechs Mitarbeitern, erläuterte die Zeugin Födisch, von 
2001 bis 2013 Mitarbeiterin in der Prüfgruppe ESF.247  
 
Die Zeugin Födisch bestätigte auf Nachfrage, dass die Prüfgruppe ESF ein ei-
genständiges Referat war und trotz der räumlichen Unterbringung in der Abtei-
lung Arbeit im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit unabhängig war.248 Der Zeu-
ge Pasemann sagte aus, dass es nur ein personalrechtliches Weisungsrecht 
gab.249 Der damalige Staatssekretär, der Zeuge Pleye, bestätigte ebenfalls die 
sachliche Unabhängigkeit. Er sagte aus, dass die Prüfgruppe ESF die zu prüfen-
den Vorgänge selbständig auswählte.250 
 
Die Zeugin Födisch teilte dem Untersuchungsausschuss mit, dass hinsichtlich der 
Auswahl der zu prüfenden Vorgänge eine mathematisch-statistische Stichpro-
benauswahl erfolgte, die letztlich so funktionierte, dass Projekte mit einem großen 
finanziellen Mittelvolumen auch eine höhere Chance hatten, in eine Stichprobe zu 
kommen. Anlassbezogene Vor-Ort-Kontrollen erfolgten nicht. Dafür war primär 
die Bewilligungsstelle zuständig.251 Auf Nachfrage, ob der Referent des Ministeri-
ums, Herr Schröder, Einfluss auf die Stichprobenauswahl genommen hat, sagte 
der Zeuge Pasemann, dass Herr Schröder ihm in seiner Funktion als Mitglied der 
Prüfgruppe ESF zu keiner Zeit mitgeteilt hat, wann, wo oder was zu prüfen war.252 
 
Der Zeuge Gänsewig schilderte, im Gegensatz zum Landesverwaltungsamt, wel-
ches aufgrund der Personalkapazitäten die Ausgaben im Rahmen einer Verwen-
dungsnachweisprüfung nur stichprobenhaft prüfen konnte, prüfte die Prüfgruppe 
ESF für die Förderperiode 2000 bis 2006, ausgewählte Fälle vollständig, das 
heißt sie prüfte jede Ausgabeposition.253  
 
Befragt nach den grundsätzlichen Ergebnissen der Prüfungen der Prüfgruppe 
ESF sagte die Zeugin Födisch, dass es in den Jahren 2001 bis 2007 bei einigen 
Maßnahmen kleinere Beanstandungen gab. Hierbei handelte es sich vor allem 
um formale Unregelmäßigkeiten, jedoch keine, bei denen eine Meldepflicht an die 
EU-Behörde bestanden hätte.254 Den Prüfbericht, in welchem die Beanstandun-
gen aufgezählt waren, erhielten zum damaligen Zeitpunkt das Landesverwal-
tungsamt als Bewilligungsbehörde, das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, die 
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Zahlstelle sowie die unabhängige Stelle für das gesamte Operationelle Programm 
2000 bis 2006, die PricewaterhouseCoopers (PwC). Die Bewilligungsbehörde 
musste sodann innerhalb einer bestimmten Frist abschließend prüfen, ob die 
Fördermittel ordnungsgemäß verwendet worden waren oder ob eine meldepflich-
tige Unregelmäßigkeit vorlag. Lag eine solche vor, hatte die Bewilligungsbehörde 
diese Meldung vorzunehmen. Seit Beginn der Förderperiode ab 2007 erhielt die 
Prüfgruppe ESF zunächst eine Stellungnahme der Bewilligungsbehörde zu den 
im Prüfbericht angesprochenen Punkten und fertigte dann einen Endbericht. Die 
Prüfgruppe kann aufgrund eingeräumter Leserechte aus dem Datenbanksystem 
erfahren, ob und wie auf festgestellte Unregelmäßigkeiten reagiert wurde, etwa 
ob ein Rücknahme- oder Erstattungsbescheid erstellt worden ist.255 
 
Der Zeuge Pasemann führte aus, hinsichtlich einer Bildungsmaßnahme der Bau-
stoff-Service GmbH fiel der Prüfgruppe ESF im Jahr 2008 im Rahmen einer Prü-
fung auf, dass die Anwesenheitslisten vom IHK-Bildungszentrum abgestempelt 
worden waren, obwohl laut Aktenlage ein anderer Bildungsträger für diese Quali-
fizierungsmaßnahme zuständig war. Zudem fehlten Rechnungsangaben. Es 
konnte keine Verbindung zwischen einer Leistung und einer Zahlung hergestellt 
werden.256 Als die Prüfgruppe ESF daraufhin den Mitgeschäftsführer des Zuwen-
dungsempfängers, der Baustoff-Service GmbH, Herrn Pohl, befragte, in welchen 
Räumen die Schulungen stattgefunden hatten und dieser keine Antwort wusste, 
stellte sich schließlich durch eine Nachfrage beim Bildungsträger, dem IHK Bil-
dungszentrum, heraus, dass die Schulungen nicht wie beantragt in den Räumen 
des Bildungszentrums stattgefunden hatten, sondern in den Räumen des Unter-
nehmens. Zudem war vertraglich zwischen dem Unternehmen und dem IHK-
Bildungszentrum vereinbart worden, dass die Baustoff-Service GmbH ein oder 
zwei Module selbst schulen durfte, erklärte der Zeuge Gänsewig.257  
 
Die Zeugin Födisch teilte dem Untersuchungsausschuss in diesem Zusammen-
hang mit, dass der Referatsleiter der Prüfgruppe nach Beginn dieser Prüfung von 
Herrn Jüngling, dem privaten Ermittler des IHK-Bildungszentrums, angerufen 
worden war. Die Prüfgruppe hatte daraufhin mit Zustimmung der IHK eine Kon-
trolle im IHK-Bildungszentrum durchgeführt. Rechtlich wäre die Prüfgruppe nur 
zur Kontrolle der Unterlagen des Zuwendungsempfängers, nicht des beauftragten 
Bildungsträgers, berechtigt gewesen. Von der IHK-Ermittlungstätigkeit selbst hat-
te die Prüfgruppe keine Kenntnis.258 Der Zeuge Pasemann bestätigte, dass die 
Prüfgruppe von der Ermittlungstätigkeit der IHK keine Kenntnis hatte.259 
 
Die Prüfprotokolle der Prüfgruppe ESF zu den Vorgängen, in denen Unregelmä-
ßigkeiten aufgefallen waren, erhielt das Referat 302 des Landesverwaltungsamts 
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am 29. Oktober und 13. November 2008, so die Zeugin Cordes, Referatsleiterin 
im Landesverwaltungsamt. 260  
 
Auf die Frage, weshalb die Unregelmäßigkeiten zunächst nur der Prüfgruppe ESF 
und nicht dem Landesverwaltungsamt aufgefallen waren, antwortete die Zeugin 
Födisch, dass das Landesverwaltungsamt eine Vor-Ort-Kontrolle eher unter dem 
Blickwinkel durchführte, ob der Kurs tatsächlich stattfand und die Teilnehmer an-
wesend waren, während die Prüfgruppe ESF das gesamte Verfahren betrachte-
te.261 Der Zeuge Pasemann sah den Grund eher im Massengeschäft des Lan-
desverwaltungsamtes, in welchem Fehler nicht ausgeschlossen werden konn-
ten.262 

d) Verwendungsnachweisprüfung 
 
Zu den weiteren Kontrollmechanismen bei der Fördermittelbearbeitung zählte 
nach Aussage des Zeugen Weber, Sachbearbeiter im Landesverwaltungsamt, die 
Verwendungsnachweisprüfung durch das Landesverwaltungsamt. Die Verwen-
dungsnachweise mussten nach Ablauf einer Bildungsmaßnahme von dem Unter-
nehmen, das den Fördermittelantrag gestellt hatte, geführt werden.263 Diese ent-
hielten zum einen einen Sachbericht, der über die Durchführung des Verfahrens 
und die Verwendung der Zuwendungen Aufschluss gab. Zum anderen musste ein 
zahlenmäßiger Nachweis hinsichtlich der ordnungsgemäßen Verwendung der 
Fördermittel mit entsprechenden Belegen und Vertragsunterlagen erfolgen. Wa-
ren die erforderlichen Nachweise nicht vorhanden, so erfolgte eine Rückforde-
rung.264  
 
Der Zeuge Röhling, zunächst von Juli 2001 bis Dezember 2004 im Referat 302 
des Landesverwaltungsamtes tätig und von September bis November 2008 zur 
Verwendungsnachweisprüfung eingesetzt, sagte aus, dass es bei der Verwen-
dungsnachweisprüfung unterschiedliche Methoden gab, um etwa Manipulationen 
zu entdecken. So sollte von den Mitarbeitern des Landesverwaltungsamtes da-
rauf geachtet werden, ob Teilnehmerlisten für Veranstaltungen an unterschiedli-
chen Tagen mit demselben Kugelschreiber ausgefüllt worden waren.265 Zudem 
wurden die Anwesenheitslisten mit den Teilnehmerlisten, welche dem Fördermit-
telantrag zugrunde lagen und aus welchen die voraussichtlichen Teilnehmer er-
sichtlich waren, verglichen. Zu prüfen war, ob es Differenzen zwischen dem für 
die Bildungsmaßnahme im Fördermittelantrag genannten Personenkreis und 
dem, der tatsächlich an der Bildungsmaßnahme teilnahm gab. Wurden Personen, 
die im Fördermittelantrag genannt wurden, abgerechnet, obwohl sie in den Teil-
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nehmerlisten der Bildungsmaßnahme nicht enthalten waren, führte dies zu Rück-
forderungen. Ab 10 000 Euro Rückforderungssumme musste die Clearingstelle 
des Ministeriums der Finanzen informiert werden, so die Zeugin Berzau, Sachbe-
arbeiterin im Landesverwaltungsamt.266  
 
Der Zeuge Röhling teilte mit, dass er im Rahmen der Verwendungsnachweisprü-
fungen, eine Aktenprüfung etwa anhand der zahlenmäßigen Nachweise und An-
wesenheitslisten durchführte. Kontakt zu den Zuwendungsempfängern hatte er 
nur insoweit, als eine eventuelle Aufforderung zur Nachlieferung von Unterlagen 
notwendig war. Er war zu diesem Zeitpunkt insbesondere dafür zuständig, zu prü-
fen, ob Teilnehmer doppelt gefördert worden waren. Insofern hatte er auch Quer-
prüfungen zwischen den verschiedenen Projekten eines Fördermittelempfängers 
vorgenommen.267 
 
Nach Aussage des Zeugen Gänsewig gab es in der Förderperiode von 2007 bis 
2013 eine Muster-Anwesenheitsliste, auf welcher das Thema der Bildungsmaß-
nahme und die tägliche Stundenzahl einzutragen waren. Der Dozent hatte auf 
dieser Liste zu bestätigen, dass er die Bildungsmaßnahme durchgeführt hatte. 
Dennoch wurde durch die Unterschrift der Teilnehmer nach Ansicht des Zeugen 
Gänsewig nicht dokumentiert, dass die Maßnahme durchgeführt wurde, sondern 
nur, dass derjenige, der auf der Liste unterschrieben hat, auch derjenige ist, des-
sen Name auf der Liste stand.268 Nach Auffassung des ehemaligen Präsidenten 
des Landesverwaltungsamtes, des Zeugen Leimbach, und des ehemaligen Vize-
präsidenten, des Zeugen Kuras, hatte sich der Wert und die Qualität der Anwe-
senheitslisten zwischen 2003 und 2011 nicht verändert. Die Unterschrift der Teil-
nehmer hatte weiterhin einen hohen Aussagewert, barg aber andererseits das Ri-
siko, dass eine Fälschung der Unterschrift für die Bewilligungsbehörde nicht au-
genscheinlich zu erkennen war. Eine zusätzliche Bestätigung durch eine Instituti-
on wie das IHK-Bildungszentrum hatte insofern einen hohen Glaubwürdigkeitsge-
halt.269 
 
Um die vom EU-Recht vorgeschriebenen Verwendungsnachweisprüfungen 
schneller erledigen zu können, so erklärte die Zeugin Berzau, sah seit 2008 ein 
Erlass vor, dass der einzelne Förderfall nicht vollständig, sondern stichprobenhaft 
zu prüfen war, mindestens jedoch 25 % der Angaben. Nur bei Auffälligkeiten war 
eine tiefere Prüfung vorzunehmen.270 Der sog. Stichprobenerlass, der zu einer 
Vereinfachung der Verwendungsnachweisprüfung führen sollte, konnte nicht al-
lein durch das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit erlassen werden. Er bedurfte 
der Mitzeichnung des Landesrechnungshofs und des Finanzministeriums, so der 
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Zeuge Beck.271 Zu den Einzelheiten der Prüfung befragt, erklärte die Zeugin Cor-
des, dass ein einzelner Vorgang stichprobenartig, bezogen auf bestimmte Module 
oder andere Faktoren, wie Teilnehmereinkommen oder Reisekosten, geprüft 
wurde. Es existierten Prüfschemata. Die Mitarbeiter wurden geschult. Regelmä-
ßig fanden Dienstberatungen statt.272 

e) Rückforderung von Fördermitteln bei der Bildungsmaßnahme „East-
Woman-Akademie“ (EWA) 

 
Der Zeuge Dr. Cramer, damaliger Abteilungsleiter im Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit, erläuterte, dass in der Bildungsmaßnahme „East-Woman-Akademie“ 
(EWA), welche von der Firma Dessauer Qualifizierungs- und Ausbildungszentrum 
(DQAS) und dem IHK-Bildungszentrum beantragt worden war, Frauen mit dem 
Ziel geschult werden sollten, Führungspositionen in Tochterunternehmen in Ost-
europa zu übernehmen. Im Nachhinein stellte sich heraus, dass die im Antrag für 
diese Bildungsmaßnahme angegebenen Teilnehmer Verwandte der Geschäfts-
führer von Unternehmen waren, die dem Landesverwaltungsamt bereits aufgrund 
der Durchführung anderer Bildungsmaßnahmen bekannt waren sowie Verwandte 
von Mitarbeitern des IHK-Bildungszentrums. Auf Nachfrage nach der Sinnhaf-
tigkeit dieser Maßnahme äußerte der Zeuge Dr. Cramer, dass bei derartigen Bil-
dungsmaßnahmen eine Prüfung im Rahmen der Antragsbearbeitung, ob die im 
Antrag dargestellten Ziele überhaupt erreichbar sind, angemessen gewesen wä-
re.273 Man könnte jedoch auf die Sinnhaftigkeit schon deshalb schließen, weil die 
Unternehmen sich an den nicht geringen Kosten der Gesamtmaßnahme mit ei-
nem Eigenanteil beteiligen mussten. Ein Unternehmen würde keinen Eigenanteil 
aufbringen, wenn die Bildungsmaßnahme für das Unternehmen keinen Sinn er-
geben würde.274 Nach Ansicht des Zeugen Dr. Cramer hätte jedoch bereits bei 
der Antragsprüfung auffallen müssen, dass die im Antrag angegebenen Teilneh-
mer Verwandte bekannter Unternehmen sowie von Mitarbeitern des IHK-
Bildungszentrums waren.275 
 
Die Fördersumme betrug 600 000 Euro. Hiervon sollten der Projektleiter für 24 
Monate 100 000 Euro und der Projektkoordinator für 21 Monate 150 000 Euro er-
halten. Im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung fiel auf, dass Herr Nick-
lisch gleichzeitig als Geschäftsführer der DQAS und als Projektleiter in dieser Bil-
dungsmaßnahme vollzeitbeschäftigt gewesen sein soll. Auf die Frage, warum 
diese Unregelmäßigkeit nicht bereits bei der Antragsbewilligung aufgefallen war, 
antwortete die Zeugin Berzau, welche die Verwendungsnachweise geprüft hatte, 
dass es die Festlegung im Landesverwaltungsamt, dass ein Geschäftsführer ei-
nes Unternehmens nicht gleichzeitig in Vollzeit in einer Bildungsmaßnahme tätig 
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sein kann, eventuell erst zu einem späteren Zeitpunkt gab.276 Der Zeuge Gänse-
wig, Referent im Landesverwaltungsamt, erläuterte, dass weiterhin im Rahmen 
der Verwendungsnachweisprüfung auffiel, dass auf den Anwesenheitslisten Un-
terschriften der Teilnehmer fehlten. Im Jahr 2010 wurden rund 150 000 Euro von 
der Fördersumme zurückgefordert. 277 
 
Der Zeuge Dr. Cramer hatte auf die Frage aus dem Ausschuss, aus welchen 
Gründen trotz Rückforderung in Höhe von einem Viertel der Fördersumme keine 
Anzeige bei der Staatsanwaltschaft erstattet worden ist, keine Erklärung.278 Die 
Referatsleiterin im Landesverwaltungsamt, die Zeugin Cordes, war der Ansicht, 
dass keine Strafanzeige gestellt worden war, da keine Anhaltspunkte für ein be-
trügerisches Verhalten vorhanden waren.279 Ihr ist kein Regelwerk bekannt, nach 
welchem ab einem bestimmten Förderbetrag und Rückforderung eines Teils der 
Fördersumme die Staatsanwaltschaft einzuschalten ist. Die Fachreferate können 
jedoch dem Justiziariat (Referat 503 des Landesverwaltungsamtes) bei Verdacht 
eines Subventionsbetruges Vorgänge zuleiten. Das Justiziariat leitet diese Vor-
gänge bei hinreichendem Tatverdacht an die Staatsanwaltschaft weiter. Das 
Nichtvorlegen von Unterlagen erfüllt jedoch noch nicht den Tatbestand des Sub-
ventionsbetruges. Es erfolgt stets eine Einzelfallprüfung unabhängig von der Hö-
he der Fördersumme. So wurden beispielsweise auch Fälle an die Staatsanwalt-
schaft abgegeben, in denen es um kleine Fördersummen ging.280 Der Zeuge We-
ber, Sachbearbeiter im Landesverwaltungsamt, sagte aus, dass im Laufe eines 
Jahres mehrere Strafanzeigen in Bezug auf den Verdacht eines Subventionsbe-
truges durch das Referat erstattet worden waren. 281 Die Zeugin Cordes konnte 
sich auf Nachfrage an die Zahl der Strafanzeigen nicht mehr erinnern.282  
 
Der Zeuge Gänsewig meinte, dass nicht von einem Betrug ausgegangen worden 
war, da das Unternehmen die entsprechenden Unterlagen zum Nachweis der 
Zweckerreichung im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung von sich aus 
nicht vorgelegt hatte. Kenntnisse, dass der Projektleiter Herr Nicklisch und Pro-
jektkoordinator Herr Baumung, angeblich mit 100 % ihrer Arbeitszeit in diesem 
Projekt tätig gewesen sein sollen, hatte der Zeuge Gänsewig nicht. Er teilte je-
doch mit, dass diese Bildungsmaßnahme schon im Bewilligungszeitraum Schwie-
rigkeiten bereitet hatte. Es sollte ursprünglich ein sogenanntes Modellprojekt sein. 
Da die Durchführung in dieser Form aber aus Zeitgründen nicht mehr möglich 
war, wurde es hinsichtlich der Art und Weise der Durchführung an die Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Qualifizierung von Beschäftigten aus 
Mitteln des Europäischen Sozialfonds und des Landes Sachsen-Anhalt ange-
passt. Der Zeuge glaubt sich auch zu erinnern, dass das Ministerium für Wirt-
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schaft und Arbeit per Erlass entschieden hatte, dass diese Bildungsmaßnahme 
über diese Förderrichtlinie gefördert werden sollte.283 So hatte Herr Schröder, zu-
ständiger Referent im Ministerium, mit E-Mail vom 19. September 2005 Herrn 
Gänsewig und Herrn Weber mitgeteilt, dass der Beginn der Bildungsmaßnahme 
für den 1. Oktober 2005 vorgesehen ist und das Vorhaben inhaltlich durch das 
Ministerium befürwortet wird. Der Zeuge Dr. Cramer, zuständiger Abteilungsleiter, 
meinte, dass es sich um einen vorzeitigen Maßnahmenbeginn gehandelt haben 
könnte und dass er davon ausgeht, dass Herr Schröder die Entscheidung im Mi-
nisterium abgestimmt hatte, ansonsten hätte er gegen das übliche Verfahren im 
Haus verstoßen. Die Bildungsmaßnahme könnte auch aus dem Grunde gefördert 
worden sein, weil ausreichend finanzielle Mittel vorhanden waren und es in be-
stimmten Bereichen Probleme mit dem Mittelabfluss gab. In solchen Situationen 
wurde überlegt, wie weitere Projekte initiiert werden konnten.284  
 
Der Referatsleiter im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, der Zeuge Beck, hin-
gegen äußerte auf die Frage, ob Herr Schröder diese Entscheidung allein getrof-
fen hat, dass er Herrn Schröder aufgrund seiner langjährigen Erfahrung durchaus 
zutraut, eine derartige Entscheidung, dass diese Bildungsmaßnahme mit den po-
litischen Zielen übereinstimmt, zu treffen. Seiner Meinung nach beinhaltete die E-
Mail nur die Befürwortung durch das Ministerium hinsichtlich seiner Zielsetzung. 
Ein Ziel der Qualifizierungsförderung war auch, Unternehmen zu unterstützen, 
bestehende oder neue Wirtschaftskontakte nach Osteuropa aufzubauen und zu 
unterhalten. Es war die Aufgabe des Ministeriums insofern zu prüfen, ob die Bil-
dungsmaßnahme mit den politischen Zielen übereinstimmt. Die Umsetzung der 
Bildungsmaßnahme und die Prüfung im Detail oblag dem Landesverwaltungs-
amt.285  

6. Hinweise auf erste Unregelmäßigkeiten bei der Umsetzung der Förder-
richtlinie 

 
Die Zeugin Cordes war seit dem 15. Januar 2005 Referatsleiterin des Referates 
302 im Landesverwaltungsamt. Zu diesem Zeitpunkt waren nach ihrer Einschät-
zung vermutlich noch rund 6000 Verwendungsnachweisprüfungen offen, die aus 
der Zeit stammten, als noch das Landesamt für Arbeitsschutz für diese Förderung 
zuständig war. Zudem gab es noch 13 weitere Förderrichtlinien, deren Projekte 
im Referat 302 des Landesverwaltungsamtes bearbeitet werden mussten.286 
 
Auf Nachfrage, ob dem Zeugen Weber, der von 2004 bis 2007 als Sachbearbeiter 
im Landesverwaltungsamt mit der Antragsbearbeitung befasst war, bei der Bear-
beitung der Vorgänge nicht aufgefallen sei, dass beispielsweise die Firma Bau-
stoff-Service GmbH immer mit den gleichen Bildungsträgern, namentlich mit dem 
IHK-Bildungszentrum und der Kaufmann & Blase GbR zusammengearbeitet hat-
te, erklärte er, dass eine häufige Zusammenarbeit zwischen einem Unternehmen 
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und einem Bildungsträger nicht unüblich war, insbesondere dann, wenn gute Er-
fahrungen gesammelt worden waren.287 
 
Der Zeuge Weber äußerte im Zusammenhang mit der Baustoff-Service GmbH, 
dass er an einem Freitagnachmittag von Herrn Pohl, dem Mitgeschäftsführer die-
ser Firma, vor seinem Privathaus aufgesucht worden war und zu einer wohlwol-
lenden Bearbeitung von fünf Fördermittelanträgen von Unternehmen, welche 
auch Fußballspieler des Sportvereins Dessau 05 beschäftigten, bewegt werden 
sollte. Da Herr Pohl die Worte: „Es soll auch Ihr Schaden nicht sein.“ nannte, ging 
der Zeuge Weber am darauf folgenden Montag zu seiner Referatsleiterin, Frau 
Cordes, und hat sich von der Entscheidung über diese Anträge entbinden las-
sen.288 Der Antrag wurde dann durch eine andere Sachbearbeiterin beschieden, 
so die Zeugin Baschlau.289 Die Zeugin Cordes hatte die Entbindung des Herrn 
Weber von der Entscheidung als ausreichend angesehen und diesen Vorgang 
daher nicht aktenkundig gemacht.290 Sie hat diesem Sachverhalt auch keine be-
sondere Brisanz zugeordnet, da sie sich nicht daran erinnern konnte, ob Herr 
Weber ihr mitgeteilt hat, dass der Unternehmer ihm Vorteile angeboten haben 
soll. Zumindest konnte sie sich an die Aussage: „Es soll auch Ihr Schaden nicht 
sein.“ nicht erinnern.291  
 
Dieser Vorgang hatte sich Ende 2005 ereignet. Nach Aussage des Zeugen Gän-
sewig müsste es sich um die Fördermittelanträge der Firmen des Herrn Fenger, 
der Firma Otium Consult GmbH – später übernommen von der Firma Kaufmann 
& Blase GbR, Baustoff-Service GmbH, Autohaus Geissel, Best Job, „Stadtteil- 
und Erlebniszentrum Walssiedliung Kochstedt“ GmbH (STEWAK GmbH) und der 
Firma Schieck + Scheffler & Co GmbH gehandelt haben.292 Es war zwar unge-
wöhnlich, dass ein Unternehmer einen Mitarbeiter des Landesverwaltungsamtes 
vor seinem Privathaus aufsuchte. Da Herr Weber und Herr Pohl seines Wissens 
nach jedoch in freundschaftlichem Kontakt zueinander standen und die Antrags-
unterlagen formell bewilligungsreif waren, wurde kein weiterer Verdacht ge-
schöpft, der zu tieferen Prüfungen geführt hätte. 293 
 
Die Zeugen Gänsewig und Weber sagten aus, dass sich im Jahr 2006 ein weite-
rer Fall ereignete. Ein Unternehmer hatte sich telefonisch mit Herrn Weber in 
Kontakt gesetzt, da sein Bescheid von der Höhe her geringer als in früheren Jah-
ren ausgefallen war. Herr Weber hatte dem Unternehmer daraufhin geraten, ei-
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nen formlosen Rechtsbehelf mit ausreichender Begründung einzulegen. 294 Die 
Zeugin Cordes bewertete dieses Verhalten als Verletzung seiner Treuepflichten, 
weil sie der Meinung war, dass Herr Weber dem Unternehmer interne Dinge aus 
dem Landesverwaltungsamt mitgeteilt hatte.295 Zudem hatte er als vom Verfahren 
ausgeschlossene Person gehandelt. 296 Daraufhin hat Herr Weber die Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens gegen sich selbst beantragt, um sich von dem Ver-
dacht eines Dienstvergehens zu entlasten, so die Zeugen Gänsewig und We-
ber.297 Die Zeugin Cordes konnte im Rahmen dieses Verfahren ihre Sichtweise 
schriftlich äußern. 298 Ob dieses Verfahren dem Ministerium zur Kenntnis gelangt 
ist, wusste der Zeuge Gänsewig nicht.299 Der Zeuge Leimbach erklärte, ihm sei 
dieser Vorgang erst nach der Erklärung des Herrn Weber bekannt geworden. 
Dieser Vorgang war für ihn ein ungewöhnlicher Ausnahmefall, den er zum dama-
ligen Zeitpunkt jedoch nicht mit Missbrauch von Fördermitteln in Verbindung ge-
bracht hatte. Als Behördenleiter hatte er sich die Akte nicht vorlegen lassen und 
die Aufklärung der Details den unmittelbaren Vorgesetzten überlassen.300 

7. Feststellung von Unregelmäßigkeiten und Reaktionen der zuständigen 
Behörden 

 
Die zuständige Referatsleiterin des Landesverwaltungsamtes, die Zeugin Cordes, 
wurde im Juni 2008 durch die Geschäftsführerin des IHK-Bildungszentrums, Frau 
Schärff, informiert, dass im IHK-Bildungszentrum interne Untersuchungen durch 
den Privatdetektiv Herrn Jüngling durchgeführt werden. Aufgrund dieser Informa-
tion wurde zunächst nichts veranlasst.301 Erste Anhaltspunkte für den Verdacht 
möglicher Straftaten erhielt die Zeugin Cordes im Oktober 2008, als Frau Schärff 
dem Referat 302 eine Kopie des Berichts des Privatdetektivs Jüngling übergab. 
Die Zeugin Cordes erklärte, nach ihrer Erinnerung habe sie daraufhin den Refe-
renten, Herrn Gänsewig, den Vizepräsidenten des Landesverwaltungsamtes, 
Herrn Kuras, sowie bei einer Veranstaltung, den Referatsleiter im Ministerium, 
Herrn Beck, informiert.302 Den o.g. Bericht verschloss sie in ihrem Schreibtisch. 
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Ob das Ministerium auch in den Besitz dieses Berichts gekommen war, konnte 
die Zeugin Cordes nicht sagen.303  
 
Der Zeuge Gänsewig sagte aus, dass Frau Schärff ihm und Frau Cordes Auszü-
ge aus dem Bericht zur Kenntnis gegeben hatte. Konkrete Kenntnisse, wie mit 
dem Bericht weiterverfahren wurde, hatte der Zeuge Gänsewig nicht. Er teilte 
dem Untersuchungsausschuss mit, dass der Bericht dem Ministerium für Wirt-
schaft und Arbeit übergeben werden sollte, dieses aber mitteilte, dass der Bericht 
bereits bekannt ist. 304  
 
Der Zeuge Dr. Haseloff sagte aus, dass er den Bericht in der Zeit als er Minister 
für Wirtschaft und Arbeit war, selbst nicht erhalten hatte. Wenn er im Ministerium 
vorgelegen habe, dann ist er dem Ministerium auf der Arbeitsebene zugegan-
gen.305 
 
Dass der Abschlussbericht des Privatdetektivs Herrn Jüngling bereits im Jahr 
2008 auch an das Ministerium gegangen sei, war dem damaligen Staatssekretär, 
dem Zeugen Pleye, nicht bekannt. 306 
 
Der Zeuge Beck konnte sich ebenfalls nicht erinnern, dass er den Abschlussbe-
richt bereits im Jahr 2008 gesehen hat. Er erinnerte sich jedoch, dass Frau Cor-
des diesen Bericht in einem Gespräch erwähnt hatte. Der Zeuge Beck meinte, ein 
Grund dafür, dass der Bericht nicht in die Breite gestreut wurde, war die Gefahr 
der Behinderung staatsanwaltschaftlicher Ermittlungen. 307 
 
Nach Ansicht des Zeugen Kuras tauchten die ersten Unregelmäßigkeiten im Zu-
sammenhang mit der Umsetzung der Förderrichtlinie auf, als Herrn Weber vor-
geworfen wurde, er habe einige Antragsteller über das normale Maß hinaus über 
die Bewilligungspraxis des Landesverwaltungsamtes informiert. Nach seiner Er-
innerung hatte Herr Gänsewig ihn in diesem Zusammenhang informiert, dass die 
Unterlagen von diesen fünf Unternehmen, auf deren Anträge Herr Pohl Herrn 
Weber angesprochen hatte, in einer ausgesprochen pünktlichen und perfekten 
Form vorlagen. Zudem war auffällig, dass laut den Teilnehmerlisten nie jemand 
fehlte oder krank gewesen war. Dies war auch der Grund, warum Herr Gänsewig 
eine Vor-Ort-Kontrolle durchführt hatte. Schließlich fand wenig später – im Zeit-
raum September bis November 2008 – die Prüfung durch die Prüfgruppe ESF 
statt. So wurden immer mehr Unzulänglichkeiten aufgedeckt. Der Zeuge Kuras 
erklärte, dass das Landesverwaltungsamt zu dem Zeitpunkt, als der Privatdetektiv 
Herr Jüngling Kontakt zur Staatsanwaltschaft hatte, unabhängig davon ebenfalls 
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eine Strafanzeige erstatten wollte. Die Staatsanwaltschaft teilte jedoch mit, dass 
dies nicht mehr notwendig ist.308  
 
Der Zeuge Gänsewig meinte, dass erst nach dem Bekanntwerden der Be-
trugsverdachtsfälle bewusst wahrgenommen wurde, dass bestimmte Anträge 
stets bewilligungsreif vorgelegt worden waren.309 Die Zeugin Cordes konnte sich 
daran, dass über auffällig gut vorbereitete Unterlagen im Landesverwaltungsamt 
diskutiert worden sei, nicht erinnern. 310 Es war auch nicht aufgefallen, dass die 
Fördermittelvorgänge ausschließlich über Herrn Baumung liefen und die anderen 
Regionalbereiche des IHK-Bildungszentrums nicht betroffen waren. Nach Ansicht 
des Zeugen Beck musste eine derartige Verdichtung von Anträgen aus einer be-
stimmten Region nicht unbedingt verdächtig sein. Sie konnte auch mit der Prä-
senz bestimmter Branchen in einer Region zusammenhängen.311 
 
Der Zeuge Leimbach erinnerte sich, dass ihn sein Vizepräsident, Herr Kuras, 
über einen Vorgang in seinem Geschäftsbereich informiert hatte. Zeitgleich hatte 
die Prüfgruppe ESF Anhaltspunkte dafür gefunden, dass möglicherweise ein 
Missbrauch von Fördermitteln vorlag. Er ist dem Vorschlag gefolgt, Anzeige zu 
erstatten. Es wurde auch entschieden, den Schaden insofern zu begrenzen, als 
die Fördermittel zurückgefordert werden sollten. Schließlich wurde nach Möglich-
keiten der Vermeidbarkeit solcher Missbrauchsfälle gesucht. So wurde beispiels-
weise überlegt, wie die Beweiskraft der Teilnehmerlisten verbessert werden konn-
te. Auf Nachfrage erklärte der Zeuge Leimbach, über elektronisch unterstützte 
Auswertungen zur Feststellung von statistischen Auffälligkeiten verfügte das Lan-
desverwaltungsamt nicht. Es wurde organisiert, die Mitarbeiter zu schulen und sie 
zu sensibilisieren. Da das hinter den Missbrauchsfällen stehende Beziehungsge-
flecht zum damaligen Zeitpunkt noch nicht bekannt war, konnte diese Tatsache 
auch nicht in die Überlegungen zur Vermeidbarkeit solcher Missbrauchsfälle ein-
bezogen werden.312 Ein Kontakt mit der Leiterin des IHK-Bildungszentrums zum 
Zeitpunkt der Entdeckung der Unregelmäßigkeiten war dem Zeugen Leimbach 
nicht erinnerlich.313 
 
Der Zeuge Pleye meinte, dass der Bericht der Prüfgruppe ESF über die Unregel-
mäßigkeiten in Zusammenhang mit der Baustoff-Service GmbH am 29. Oktober 
2008 beim Ministerium für Wirtschaft und Arbeit eingegangen ist.314 
Dem Zeugen Gänsewig war in Erinnerung, dass sich die Staatsanwaltschaft nach 
der Strafanzeige durch die Geschäftsführerin des IHK-Bildungszentrums, Frau 
Schärff, auch mit dem Landesverwaltungsamt in Verbindung gesetzt hat.315  
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Staatsanwalt Leifermann sagte aus, dass eine Berichterstattung in der Zeitung 
über Unregelmäßigkeiten im Zusammenhang mit dem Präsidentenwechsel im 
Sportverein Dessau 05 Anlass für erste Ermittlungen der Staatsanwaltschaft war. 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Dessau-Roßlau, Herr Bittmann, befragte den 
neuen Präsidenten Herrn Jüngling, der sich, wie bereits dargestellt, im Zusam-
menhang mit Unregelmäßigkeiten beim Sportverein Dessau 05 an die Geschäfts-
führerin des IHK-Bildungszentrums, Frau Schärff, gewandt hatte und wegen sei-
ner Tätigkeit als Privatdetektiv mit den erwähnten Untersuchungen beauftragt 
worden war. Der Zeuge Leifermann erklärte weiter, dass nach seiner Erinnerung 
das Verfahren nach der Befragung des Herrn Jüngling von Amts wegen eingelei-
tet wurde. Es mag sein, dass es dann auch Strafanzeigen gegeben hat. 316 Der 
Zeuge Leifermann konnte sich nicht erinnern, ob das IHK-Bildungszentrum Straf-
anzeige gestellt hatte. 317  
 
Sowohl der Zeuge Pleye als auch die Zeugin Cordes führten aus, dass das Refe-
rat 302 des Landesverwaltungsamtes seit November 2008 in ständigem Kontakt 
mit der Staatsanwaltschaft Halle stand, um die Sachverhaltsermittlung zu beför-
dern.318 Die Zeugin Cordes übersandte nach ihrer Aussage dem zuständigen Ab-
teilungsleiter im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Herrn Dr. Cramer, mit E-
Mail vom 28. November 2008 den Vermerk vom 21. November 2008 über das 
Gespräch zwischen dem Landesverwaltungsamt und dem zuständigen Staats-
anwalt, Herrn Leifermann.319 Mit im Durchschnitt drei Mitarbeitern wurde im Lan-
desverwaltungsamt sodann eine Liste erstellt von Unternehmen, die mit dem IHK-
Bildungszentrum als Bildungsträger in den letzten fünf Jahren zusammengearbei-
tet hatten. Von den insgesamt 39 Fällen sah auch das Landeskriminalamt in 
sechs Fällen keinen Tatverdacht. Von den 28 Fällen, in denen bis April 2015 
Rücknahme- und Erstattungsbescheide erstellt worden waren, befinden sich 14 
Unternehmen im Insolvenzverfahren. Rückforderungen vonseiten der Europäi-
schen Union gab es bis April 2015 nicht.320 
 

III. Das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit 

1. Organisation 
 
Nach Aussage des damaligen Abteilungsleiters, des Zeugen Dr. Cramer ging mit 
dem Beginn der 5. Wahlperiode die Arbeitsmarktabteilung im Jahr 2002 auf das 
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Ministerium für Wirtschaft und Arbeit über. Zielstellung war, dass Unternehmen in 
Sachsen Anhalt aus einer Hand gefördert werden sollten. So wurden beispiels-
weise einem Investor nicht nur investive Fördermittel, sondern auch die Förde-
rung von Qualifizierungsmaßnahmen seiner Mitarbeiter angeboten. Dies war eine 
der politischen Vorgabe der Leitung des Ministeriums, an der sich alle Mitarbeiter 
zu orientieren hatten.321 
 
Das Programm zur Qualifizierung von Beschäftigten gehörte zur EU-
Strukturfondförderung. Das Verfahren war verbindlich festgeschrieben. Neben 
Operationellen Programmen, Aktionsbögen und Prüfpfaden mussten nach Aus-
sage des Zeugen Beck die Landeshaushaltsordnung und die Förderrichtlinie be-
achtet werden.322  

2. Sinn und Zweck der Förderrichtlinie 
 
Der damalige Referatsleiter, der Zeuge Beck teilte mit, dass Sinn und Zweck der 
Förderrichtlinie eine Qualifikation der Mitarbeiter entsprechend der sich ändern-
den Anforderungen am jeweiligen Arbeitsplatz war als Ergänzung zur rein investi-
tionsbezogenen Wirtschaftsförderung. Übergreifendes Ziel war die Schaffung und 
der Erhalt von Arbeitsplätzen.323 Durch die EU-Kommission, etwa durch den 
ständig tagenden Begleitausschuss, erfolgte eine kontinuierliche Begleitung in 
Bezug auf dieses Programm. Seit dem Jahr 2000 existierte zudem die Prüfgruppe 
ESF. Diese hatte die Pflicht, etwaige Schwächen im Verwaltungs- und Kontroll-
system aufzudecken.324 
 
Nach Aussage des damaligen Ministers, des Zeugen Dr. Haseloff, war Ziel des 
Förderprogramms, die zur Verfügung gestellten Mittel zielgenau einzusetzen, um 
die Arbeitslosenquote zu verringern. 325 Zudem musste darauf geachtet werden, 
dass das Potenzial der offenen Stellen ausgeschöpft wurde. 326 Bei der Erstellung 
der Förderrichtlinie wurden auch die Investitionen, die offenen Stellen sowie die 
von den Unternehmen gewünschten Qualifikationen berücksichtigt. Im Hinblick 
auf Anzahl der Personen in den geförderten Bildungsmaßnahmen und der an-
schließenden Übernahme in feste Arbeitsverhältnisse erklärte der Zeuge, dass es 
letztlich Sache des Arbeitgebers war, die Arbeitsverträge abzuschließen. Die 
Landesregierung konnte nicht beeinflussen, welche Personen übernommen wer-
den. Dennoch hatten die Personen, die letztlich keinen Arbeitsvertrag erhielten, 
aufgrund der Qualifikation eine erhöhte Chance am Arbeitsmarkt. 327 
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Der Zeuge Dr. Cramer erklärte auf Nachfrage, dass die Förderrichtlinie so gut mit 
Mitteln ausgestattet war, dass es bis auf die kurze Phase am Ende der Förderpe-
riode 2000 bis 2006 keine Engpässe gab. Jedes Unternehmen mit einem förder-
fähigen Antrag erhielt einen Bewilligungsbescheid. Einer Einflussnahme durch 
das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit bedurfte es daher nicht.328  

3. Die Zusammenarbeit mit dem Landesverwaltungsamt 
 
Im Rahmen der Zusammenarbeit zwischen dem Landesverwaltungsamt und dem 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit fanden nach Aussage des Zeugen Dr. Cra-
mer regelmäßige Besprechungen, Telefonate und E-Mailverkehr statt.329 
 
Das fachaufsichtliche Handeln der Abteilung Arbeit des Ministeriums, so der Zeu-
ge Beck, war immer geprägt von dem Selbstverständnis, dass das Ministerium 
und umsetzende Behörden eine gemeinsame Verantwortung für die erfolgreiche 
Umsetzung der Förderprogramme hatten. In diesem Sinn hat die Abteilung Arbeit 
immer engen Kontakt mit der Bewilligungsbehörde gehalten.330 Themen, die alle 
Programme umfassten, liefen über die Referatsleiterin des Landesverwaltungs-
amtes, Frau Cordes. Probleme in Zusammenhang mit einem Einzelfall wurden te-
lefonisch mit dem zuständigen Referenten des Landesverwaltungsamtes, Herrn 
Gänsewig, oder den zuständigen Sachbearbeitern geklärt. In der Regel haben 
der zuständige Referent des Ministeriums und der des Landesverwaltungsamtes 
zunächst Fachfragen miteinander geklärt, während wichtige Angelegenheiten auf 
Referatsleiterebene besprochen wurden.331 Der Zeuge Pelloth, Sachbearbeiter im 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit sagte aus, dass das Referat 302 des Lan-
desverwaltungsamtes durch das Ministerium in der Regel konsultiert wurde, wenn 
es um Fragen ging, die zwar aus einem konkreten Förderfall entstanden waren, 
jedoch grundsätzliche Bedeutung für künftige Förderverfahren hatten.332 
 
Das Ministerium war insbesondere für die Steuerung der finanziellen Rahmenbe-
dingungen, bei Bedarf für die Prioritätensetzung sowie für die Unterstützung der 
Bewilligungsbehörde bei der Klärung von schwierigen zuwendungsrechtlichen 
Problemen verantwortlich, so der Zeuge Beck.333  
 
Der ehemalige Präsident des Landesverwaltungsamtes, der Zeuge Leimbach, 
sagte aus, dass es eine zwischen dem Ministerium und dem Landesverwal-
tungsamt abgestimmte fachlich begründete Rang- und Reihenfolge der Förder-
maßnahmen gab. Seiner Erinnerung nach, hat das Ministerium wegen der sozi-
alpolitischen Ziele sehr engagiert auch auf die zügige Bewilligung von Anträgen 
Einfluss genommen und darauf gedrungen, dass das Landesverwaltungsamt die 
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sozialpolitischen Ziele erreicht. Eine Einflussnahme auf den Behördenleiter in 
Bezug auf einzelne Bewilligungsverfahren hat es nicht gegeben.334  
 
Der Zeuge Beck legte dar, dass das Ministerium unter arbeitsmarkt- und wirt-
schaftspolitischen Gesichtspunkten gegenüber dem Landesverwaltungsamt Prio-
risierungen und Charakterisierungen vorgenommen hat. So waren an erster Stel-
le Anträge zu bearbeiten und zu bescheiden in Zusammenhang mit der Schaffung 
von Arbeitsplätzen und an zweiter Stelle solche Anträge, die in Zusammenhang 
mit längerfristigen Konzepten der Unternehmen zur Personal- und Organisations-
entwicklung standen.335  
 
Der Zeuge Dr. Haseloff bestätigte, dass es eine Prioritätensetzung in Bezug auf 
die politischen Schwerpunkte gab. Ein Projekt, bei dem beispielsweise 200 Ein-
stellungen erfolgen sollten, hatte Vorrang. Die einzelnen Projekte wurden jedoch 
von unabhängigen Beamten bearbeitet und konnten nur dann bewilligt werden, 
wenn sie rechtlich im Rahmen der Förderrichtlinie möglich waren. 336 
 
Eine vorrangige Prüfung und schnellere Bearbeitung bestimmter Vorgänge war, 
so brachte der Zeuge Dr. Cramer zum Ausdruck, durch das Ministerium auch er-
wünscht, wenn beispielsweise der Minister durch einen Unternehmer von der 
Dringlichkeit einer Maßnahme erfahren hatte. Dies wurde dann dem Landesver-
waltungsamt übermittelt.337 

4. Schriftliche Vorgaben oder Regelwerke 
 
Auf Nachfrage aus dem Untersuchungsausschuss erklärte der Zeuge Dr. Cramer, 
schriftliche Vorgaben oder Regelwerke über bestimmte Berichtspflichten des 
Landesverwaltungsamtes an das Ministerium oder des Abteilungsleiters an die 
Hausspitze beim Auftreten von Unregelmäßigkeiten gab es nach seiner Erinne-
rung nicht.338 Über außergewöhnliche Fälle wurde jedoch regelmäßig in den Ab-
teilungsleitersitzungen berichtet.339 Die Zeugin Baschlau, Sachbearbeiterin im 
Landesverwaltungsamt, meinte, dass es sich aus der Geschäftsordnung ergab, 
dass die übergeordnete Behörde bei besonderen Vorkommnissen unterrichtet 
werden muss.340 
 

                                                 
334 Niederschrift über die 10. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 24. Januar 2014, 
S. 31 (Leimbach) 
335 Niederschrift über die 7. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. September 
2013, S. 81 bis 85(Beck) 
336 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 36 bis 38 (Dr. Haseloff) 
337 Niederschrift über die 7. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. September 
2013, S. 19 und S. 23 (Dr. Cramer) 
338 Niederschrift über die 7. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. September 
2013, S. 52 (Dr. Cramer) 
339 Niederschrift über die 7. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. September 
2013, S. 33f. (Dr. Cramer) 
340 Niederschrift über die 5. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 03. Mai 2013, 
S. 91 (Baschlau) 



 65

In den regelmäßig stattfindenden Dienstbesprechungen zwischen dem Ministeri-
um und dem Landesverwaltungsamt wurde nach Aussage des Zeugen Beck un-
ter anderem die Wirkung bestimmter Erlasse diskutiert.341 
 
Auf die Frage, welche Schlussfolgerungen aus der Fördermittelaffäre in personal-
rechtlicher Hinsicht getroffen wurden, erklärte die Zeugin Hofmann, seit dem 
1. Juli 2008 Abteilungsleiterin 1 im Ministerium für Arbeit und Soziales, dass ver-
schiedene Verwaltungsvorschriften zur Bekämpfung von Korruption existieren. 
Dem Rotationsverfahren, das heißt, dass Mitarbeiter nur für einen bestimmten 
Zeitraum für dieselben Fördermaßnahmen verantwortlich sind und dem Mehrau-
genprinzip bei der Bearbeitung und Kontrolle von Fördervorgängen wird nach ih-
rer Auffassung Rechnung getragen. Die Mitarbeiter nehmen an Fortbildungen teil 
und werden regelmäßig belehrt. Innerhalb der Belehrungen spielt die Verfolgung 
von Straftaten eine wichtige Rolle. 342 

5. Anzeigen wegen Subventionsbetrug 
 
Den Mitgliedern des Untersuchungsausschusses stellte sich die Frage, inwieweit 
den Mitarbeitern § 6 Subventionsgesetz, die amtliche Meldepflicht bei Subventi-
onsbetrug, bekannt war und davon Gebrauch gemacht wurde. 
 
Der Zeuge Beck meinte, dass ihm der Inhalt des § 6 Subventionsgesetz bekannt 
war. Er sah für die Belehrung der Mitarbeiter, die Förderanträge bearbeiten, zu-
nächst jedoch das Landesverwaltungsamt in der Verantwortung.343 Er bestätigte, 
dass das Landesverwaltungsamt Anzeigen wegen Subventionsbetrug erstattet 
hatte, konnte allerdings zur Anzahl keine Auskunft geben, da hierüber keine Sta-
tistik geführt wurde. Zudem ist die Erstattung von Anzeigen nicht berichtspflichtig 
gegenüber dem Ministerium. Zuständige Behörde ist das Landesverwaltungs-
amt.344 
 
Auch dem ehemaligen Staatssekretär Pleye war die Regelung zum Subventions-
betrug bekannt. Er sah es als selbstverständlich an, dass bei einem solchen Tat-
verdacht die Staatsanwaltschaft zu informieren ist.345  
 
Aus Sicht des Zeugen Dr. Cramer gab es in den Besprechungen zwischen dem 
Ministerium und dem Landesverwaltungsamt keine Überlegungen, ob Anzeigen 
wegen Subventionsbetrug gestellt werden sollten. Er selbst hat nie eine solche 
Anzeige vorgenommen. Die Anzeigepflicht nach § 6 des Subventionsgesetzes in 
Bezug auf Subventionsbetrug war dem Zeugen Dr. Cramer, der kein Jurist ist, 
nicht so präsent.346  
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Der Zeuge Leimbach hielt es für überwiegend wahrscheinlich, dass die Mitarbei-
ter alle notwendigen Belehrungen - auch in Bezug auf § 6 Subventionsgesetz - 
erhalten haben. Es galt der Grundsatz, dass Straftaten angezeigt werden. Dies ist 
seiner Erinnerung nach auch mehrmals passiert.347 
 
Der Zeuge Pelloth sagte aus, dass das Landesverwaltungsamt mehrfach Subven-
tionsbetrugsverdachtsfälle zur Anzeige gebracht hatte. Ihm selbst war die Anzei-
gepflicht bei Subventionsbetrug bekannt. Letzten Endes konnte seiner Ansicht 
nach jedoch nur das Landesverwaltungsamt als Bewilligungsbehörde einschät-
zen, ob Verdachtsmomente für eine Anzeige vorlagen.348 

6. Bekanntwerden der Unregelmäßigkeiten im Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit  

 
Der ehemalige Staatssekretär im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, Pleye, er-
fuhr mit Schreiben der Geschäftsleitung des IHK-Bildungszentrums vom 17. No-
vember 2008 von den Unregelmäßigkeiten in Zusammenhang mit Bildungsmaß-
nahmen. Aufgrund dieses Schreibens, aus welchem sich ergab, dass das IHK-
Bildungszentrum selbst festgestellt hatte, dass es zu Unregelmäßigkeiten ge-
kommen war, sprach er mit Mitarbeitern der zuständigen Abteilung. Im Ergebnis 
dieser Gespräche wurde festgelegt, dass die Rückforderung der Fördermittel, die 
nicht ordnungsgemäß verwendet worden waren und die strafrechtliche Verfol-
gung stattzufinden hatte. Die Rückforderung ist letztlich durch das Landesverwal-
tungsamt erfolgt. Seiner Erinnerung nach liefen die Ermittlungen der Staatsan-
waltschaft zu diesem Zeitpunkt bereits. 349  
 
Das Ministerium hatte das Landesverwaltungsamt, so der Zeuge Beck, ausdrück-
lich ermuntert, die Rückforderungsbescheide zu erlassen, auch wenn die Beweis-
lage nicht sehr gut war. Die Entscheidung des Einzelfalls oblag letztlich immer der 
Bewilligungsbehörde.350 Dies bestätigte auch der Zeuge Pelloth.351 
 
Auf Nachfrage konnte sich der Zeuge Pleye an eine weitere Kontaktaufnahme mit 
dem IHK-Bildungszentrum zu den in dem Schreiben benannten Unregelmäßigkei-
ten in diesem Zeitraum nicht erinnern. Ob der zuständige Minister ebenfalls an-
geschrieben worden war, wusste er nicht.352 Dem Zeugen Pleye war nicht erin-
nerlich, ob er mit dem damaligen Minister Dr. Haseloff aufgrund des oben ge-
nannten Schreibens über die bekannt gewordenen Unregelmäßigkeiten gespro-
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chen hatte. Im Laufe der Zeit habe er jedoch Gespräche mit dem Minister dazu 
geführt.353 
 
Der Zeuge Prof. Heimann, (Mit-)Geschäftsführer des IHK-Bildungszentrums, sag-
te vor dem Untersuchungsausschuss am 25. Oktober 2013 zunächst aus, dass 
sowohl der damalige Minister für Wirtschaft und Arbeit als auch der Staatssekre-
tär informiert worden waren.354 In der Vernehmung am 4. April 2015 konnte er 
nicht mehr sagen, ob seine Aussage im Jahr 2013 auf eigener Erinnerung beruh-
te oder ob er dies damals vom Hörensagen erfahren hatte und keinen Grund hat-
te, daran zu zweifeln. Er geht davon aus, dass es zwei Briefe waren, kann sich 
jedoch nicht mehr daran erinnern. 355 Der Zeuge Beck meinte, dass es zwei 
gleichlautende Briefe, einen an den Minister und einen an den Staatssekretär 
gab. 356 An eine Reaktion oder Antwort des Ministeriums konnte sich der Zeuge 
Prof. Heimann nicht erinnern. 357 
 
Der Zeuge Dr. Haseloff konnte sich bei seinen Vernehmungen am 15. September 
2014 und am 1. Juli 2015 daran erinnern, dass Herr Dr. Cramer ihm von den Un-
regelmäßigkeiten berichtet hatte.358 In der Sitzung am 1. Juli 2015 bestätigte der 
Zeuge Dr. Haseloff, dass der Inhalt des Schreibens des IHK-Bildungszentrums 
der Hausspitze bekannt war. Er konnte während dieser Vernehmung nicht rekon-
struieren, in welcher Form und Anzahl diese Information an die Hausspitze ge-
kommen war. Einen Grund, warum der möglicherweise an ihn gerichtete Brief 
nicht in den Akten war, konnte der Zeuge Dr. Haseloff nicht nennen. 359 
 
Der Zeuge Dr. Cramer erfuhr von den Unregelmäßigkeiten zum ersten Mal als die 
Prüfgruppe ESF und der Privatdetektiv Herr Jüngling ihre Prüfergebnisse vorge-
legt hatten. Auf Nachfrage räumte er ein, es könnte sein, dass ihm diese Unre-
gelmäßigkeiten schon wenige Tage vor der offiziellen schriftlichen Information 
des IHK-Bildungszentrums an das Ministerium bekannt waren.360   
 
Der Zeuge Kuras konnte sich nicht erinnern, das Schreiben der Geschäftsführung 
des IHK-Bildungszentrums persönlich gesehen zu haben. Er schloss jedoch nicht 
aus, dass das Landesverwaltungsamt bereits zu diesem Zeitpunkt erste Ver-
dachtsmomente auf Unregelmäßigkeiten hatte.361 
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Der Zeuge Leimbach sagte auf Nachfrage vor dem Untersuchungsausschuss 
aus, dass er sich erinnern würde, wenn der Brief der Geschäftsführung des IHK-
Bildungszentrums dem Landesverwaltungsamt zur weiteren Bearbeitung und 
Aufklärung auf dem Postweg übermittelt worden wäre.362 
 
Der Zeugin Cordes war ebenfalls nicht in Erinnerung, ob das Ministerium dem 
Landesverwaltungsamt das Schreiben des IHK-Bildungszentrums zur Kenntnis 
gegeben oder aufgrund des Schreibens um einen Bericht gebeten hatte, äußerte 
aber, dass das Landesverwaltungsamt sowieso in der Bearbeitung dieser Vor-
gänge war.363 
 
Der Zeuge Pleye meinte, dass das Landesverwaltungsamt als Bewilligungsbe-
hörde bereits im Oktober 2008 Kenntnis vom Abschlussbericht des Herrn Jüng-
ling hatte. Dieses hatte sodann Kontakt mit der Staatsanwaltschaft aufgenommen 
und erfahren, dass eine Strafanzeige nicht erforderlich war. Insofern hatte er das 
Schreiben des IHK-Bildungszentrums nicht zum Anlass genommen, erneut vom 
Landesverwaltungsamt einen Bericht anzufordern. Vielmehr hatte er mit dem zu-
ständigen Abteilungsleiter, Herrn Dr.Cramer, regelmäßig Rücksprachen geführt 
und erfahren, dass das Landesverwaltungsamt bereits alle notwendigen Schritte, 
auch in Vorbereitung auf Rückforderungsbescheide, unternommen hatte.364  
 
Die Thematik, so führte der Zeuge Pleye weiter aus, war dem Ministerium bereits 
bekannt, als das Schreiben des IHK-Bildungszentrums eingegangen ist. Das Mi-
nisterium und das Landesverwaltungsamt befanden sich zu diesem Zeitpunkt be-
reits in Abstimmung, so dass wohl aus diesem Grund kein separater Bericht vom 
Landesverwaltungsamt abgefordert wurde und dieses das Schreiben des IHK-
Bildungszentrums nicht erhielt. Die Berichte der Prüfgruppe ESF lagen ebenfalls 
bereits am 19. Oktober beziehungsweise am 12. November 2008 vor.  
Entscheidend war für ihn, Pleye, dass die notwendigen Maßnahmen ergriffen 
worden waren.365  

7. Reaktionen im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit nach Bekanntwer-
den der Hausdurchsuchungen im Jahr 2010 und der Vorwürfe gegen den 
Referenten Herrn Schröder im Jahr 2011 
 
Aufgrund der Berichterstattungen in den Medien im Februar 2010 über Haus-
durchsuchungen bei Unternehmen und Privatwohnungen in Dessau-Roßlau, Wit-
tenberg, Kemberg und Eisleben im Zusammenhang mit Fördermittelbetrug, bat 
nach Aussage des Zeugen Pelloth das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit in ei-
ner E-Mail das Landesverwaltungsamt um die umfängliche Übermittlung von Ma-
terial, um die Vorfälle klären zu können. Nach Auffassung des Zeugen Pelloth war 
das zuständige Fachreferat des Ministeriums gehalten, die Berichte in den Medi-
en zu überprüfen und die Ergebnisse der Hausleitung mitzuteilen. Auf Nachfrage 
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erklärte der Zeuge Pelloth, dass nach seiner Erinnerung die Hausleitung keinen 
Einfluss auf den Fortgang der Ermittlungsverfahren genommen hat.366 
 
Am 25. Februar 2011 war in der Mitteldeutschen Zeitung ein Artikel erschienen, 
aus dem sich Vorwürfe gegen den damals zuständigen Referenten im Ministeri-
um, Herrn Schröder, ergaben. Hintergrund war, dass der Ehemann von Frau Dr. 
Mieth, der Mitarbeiterin im IHK-Bildungszentrum, Malerarbeiten in der Wohnung 
der Mutter des Herrn Schröder durchgeführt hatte. Der Vorwurf bestand darin, 
dass die Rechnung über diese Malerarbeiten durch den Regionalbereichsleiter 
Herrn Baumung in den Buchungskreislauf des IHK-Bildungszentrums gegeben 
worden war. In der Presse wurden Beziehungen zwischen Herrn Baumung und 
Herrn Schröder dargestellt. Die Zeugin Liebau-Foß, zum damaligen Zeitpunkt Re-
feratsleiterin Personal im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, sagte bei ihrer 
Vernehmung im Untersuchungsausschuss aus, dass daraufhin zunächst der da-
malige Abteilungsleiter 1 – Personal, Herr Schaper, der Referatsleiter Herr Beck 
sowie Herr Schröder zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert wurden. Die 
Staatsanwaltschaft gab trotz Nachfrage keine Auskunft. Nach Aussage der Zeu-
gin Liebau-Foß wurde die Angelegenheit in der Staatssekretärsrunde behandelt. 
Dem schriftlichen Vorschlag der Zeugin Liebau-Foß, Herrn Schröder sodann zu-
mindest unter Fürsorgegesichtspunkten in ein anderes Referat umzusetzen, wur-
de nicht gefolgt.367 An eine Begründung, weshalb ihrem Vorschlag nicht gefolgt 
wurde, konnte sie sich nicht erinnern. Zum damaligen Zeitpunkt, so führte die 
Zeugin auf Nachfrage weiter aus, gab es noch keinen strafrechtlichen Vorwurf 
gegen Herrn Schröder.368  
 
Aus der Stellungnahme, die Herr Schröder gegenüber dem Ministerium abgege-
ben hatte, hatte sich ergeben, dass seine Mutter die Rechnung für die Malerarbei-
ten bezahlen wollte, jedoch letztlich mangels einer Rechnungstellung eine Spen-
de an krebskranke Kinder in entsprechender Höhe getätigt hatte, so die Zeugin 
Liebau-Foß.369 
 
Auf Nachfrage sagte der Zeuge Beck aus, dass er die Korruptionsvorwürfe gegen 
Herrn Schröder erstmalig durch die Veröffentlichung in der Presse zur Kenntnis 
genommen hat.  Frau Cordes hatte seiner Erinnerung nach in dem Gespräch über 
den Abschlussbericht des Privatdetektivs Jüngling korrupte Verflechtungen eines 
Ministeriumsmitarbeiters nicht erwähnt.370 Der Zeuge Beck bestätigte, dass er 
nach Erscheinen der Presseberichte einen Vermerk angefertigt hatte, in welchem 
er ausführte, dass ihm nicht bekannt ist, dass Herr Schröder Manipulationen vor-
nimmt und dass er aufgrund der Zuständigkeitsverteilungen eine direkte Einfluss-
nahme des Herrn Schröder auf Entscheidungen in den Förderfällen aus-
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schließt.371 Nach Aussage von Herrn Beck gab es bereits im Jahr 2011 klare Re-
geln, an welcher Stelle das Ministerium Einfluss nehmen durfte. Auf Nachfrage 
erklärte der Zeuge Beck, dass er an die enge Verbindung zum Referat 302 des 
Landesverwaltungsamtes aufgrund der vormaligen Tätigkeit des Herrn Schröder 
in diesem Referat zum damaligen Zeitpunkt nicht gedacht hatte und ihm die Er-
klärung des Herrn Schröder in Bezug auf die Malerarbeiten plausibel erschien. 
Der Zeuge Beck sagte aus, dass ihm nicht bekannt war, weshalb Herr Schröder 
nicht versetzt worden war. Für ihn war der Fall mit der Abgabe seiner Stellung-
nahme erledigt.372 
 
Der Zeuge Schaper bestätigte die Einholung der unterschiedlichen Stellungnah-
men. Er war sich sicher, dass es ein Gespräch zwischen ihm und dem damaligen 
Staatssekretär Herrn Pleye zu dieser Angelegenheit gegeben hatte. Der Zeuge 
Schaper sagte aus, dass es unterschiedliche Lösungswege für die weitere dienst-
liche Verwendung des Herrn Schröder gegeben hatte.373 Er meinte, dass es nach 
seiner Erinnerung keine schriftliche Äußerung des Staatssekretärs auf den Vor-
schlag der Umsetzung gegeben hatte. 374 Unter den Gesichtspunkten der Un-
schuldsvermutung und der Fürsorge konnte man in beide Richtungen argumen-
tieren.375 Auf Nachfrage erklärte der Zeuge Schaper, dass ihm eine Reaktion des 
Ministers zu diesem Vorgang nicht bekannt geworden war. 376  
 
Auf Nachfrage erklärte der Zeuge Pleye, dass er sich an den genauen Zeitpunkt, 
wann das Ministerium Kenntnis erhielt, dass Herr Schröder in den Verfahren eine 
Rolle spielen könnte, nicht erinnern kann. Deutlich wurde das Problem jedoch als 
in der Presse im Jahr 2011 über die Malerrechnung für die Mutter des Herrn 
Schröder berichtet worden war.377 Der Zeuge Pleye hielt nach seinen Angaben 
eine Umsetzung des Herrn Schröder für sinnvoll und hatte nach seiner Erinne-
rung auch einen entsprechenden Vorschlag der Abteilung 1 abgezeichnet. Herr 
Schröder sollte aufgrund des Übergangs der Arbeitsabteilung vom Ministerium für 
Wirtschaft und Arbeit zum Ministerium für Soziales und der damit in Zusammen-
hang stehenden Umstrukturierung eine andere Aufgabe erhalten.378 
 
Der Zeuge Dr. Cramer erklärte, dass er im Februar 2011 erfuhr, dass ein Mitar-
beiter seiner Abteilung, Herr Schröder, an den Betrugsfällen beteiligt gewesen 
sein soll. Zu diesem Zeitpunkt, so der Zeuge Dr. Cramer, konnte er sich nicht vor-
stellen, welche Funktion dieser Mitarbeiter bei den Betrugsfällen gehabt haben 
soll, wenn die Entscheidungen in den Förderfällen vom Landesverwaltungsamt 

                                                 
371 Niederschrift über die 7. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. September 
2013, S. 104 (Beck) 
372 Niederschrift über die 21. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 8. Mai 2015, 
S. 24 bis 26 (Beck) 
373 Niederschrift über die 11. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 7. März 2014, 
S. 15 bis 17 und 24 (Schaper) 
374 Niederschrift über die 11. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 7. März 2014, 
S. 18 (Schaper) 
375 Niederschrift über die 11. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 7. März 2014, 
S. 24 (Schaper) 
376 Niederschrift über die 11. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 7. März 2014, 
S. 29 (Schaper) 
377 Niederschrift über die 19. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. April 2015, 
S. 90 (Pleye) 
378 Niederschrift über die 9. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 22. November 
2013, S. 53 und S. 60 (Pleye) 



 71

getroffen worden sind. Er, so Dr. Cramer, schätzte die Qualität und die Quantität 
der Arbeit des Herrn Schröder.379   
 
Der Zeuge Dr. Haseloff konnte sich erinnern, dass er durch Herrn Dr. Cramer 
über den Vorgang Schröder informiert worden war. Auf die Frage, ob sich jemand 
in der damaligen Zeit für Herrn Schröder eingesetzt hatte, antwortete er, dass die 
Personalzuständigkeit beim Personalreferat lag und er davon ausgeht, dass das 
Personalreferat immer nach geltender Informationslage ordnungsgemäß ent-
schieden hat.380 Aus welchem Grund letztlich eine Versetzung nicht stattgefunden 
hatte, konnte der Zeuge Dr. Haseloff zum Zeitpunkt seiner Vernehmung nicht 
mehr nachvollziehen. Bevor abschließende personalwirtschaftliche Entscheidun-
gen getroffen werden konnten, musste das Ermittlungsverfahren abgewartet wer-
den.381 Nähere Kontakte zu Herrn Schröder oder Herrn Baumung hatte der Zeuge 
Dr. Haseloff nach seiner Aussage nicht. 382 
 
Die Zeugin Liebau-Foß fertigte, so führte sie während ihrer Aussage aus, einen 
handschriftlichen Vermerk, wonach zumindest das Ministerium für Soziales mit 
dem Übergang der Abteilung Arbeit vom Ministerium für Wirtschaft und Arbeit an 
das Ministerium für Soziales zu Beginn der 6. Wahlperiode über den Vorgang 
Schröder unterrichtet werden sollte. Dann sind alle Vorgänge, die nicht in den 
Personalakten waren, an das Ministerium für Soziales gegangen. 383 
 
Der Zeuge Schaper sagte aus, dass er selbst in den Gesprächen mit dem Minis-
terium für Soziales in Bezug auf den Übergang der Abteilung Arbeit den Vorgang 
Schröder nicht gesondert erwähnt hatte. Vielmehr ging es um die Organisation 
des Übergangs des Querschnittspersonals. 384 Erkenntnisse, die zu einer Erstat-
tung einer Anzeige nach dem Subventionsgesetz geführt hätten, lagen zum da-
maligen Zeitpunkt in Bezug auf Herrn Schröder nicht vor. 385 
 
Die Zeugin Hofmann, Abteilungsleiterin 1 im Ministerium für Arbeit und Soziales, 
sagte aus, dass das Ministerium für Arbeit und Soziales zum Zeitpunkt des 
Wechsels der Abteilung 5 nicht über den Vorgang Schröder durch Mitarbeiter des 
Ministeriums für Wissenschaft und Arbeit informiert worden war.386 
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Der Zeuge Pleye hatte keine Erklärung dafür, warum das Ministerium für Arbeit 
und Soziales über den Sachverhalt nicht informiert worden war, da er zu diesem 
Zeitpunkt bereits als Leiter des Landesverwaltungsamtes tätig war.387  
 
Am 23. Juni 2012 erschien erneut ein Pressebericht, in welchem Herrn Schröder 
vorgeworfen wurde, 6 000 Euro in Zusammenhang mit Korruptionsvorgängen er-
halten zu haben. Die Zeugin Hofmann sagte aus, dass sowohl die Abteilung 1 als 
auch die fachlich zuständige Abteilung 5 des Ministeriums für Arbeit und Soziales 
eine Stellungnahme abgegeben haben mit der Folge, dass Herr Schröder aus 
dem Referat Berufliche Bildung herausgenommen und dem Abteilungsleiter Herrn 
Beck unterstellt wurde. Seit diesem Zeitpunkt nimmt Herr Schröder Sonderaufga-
ben auf Weisung des Abteilungsleiters wahr. Hierzu zählen Aufgaben der ESF-
Koordinierung. Herr Schröder beschäftigt sich mit Evaluierungen und Bewertun-
gen, die auf die ESF-Programmierung bezogen sind, mit Berichterstattungen und 
Controlling-Aufgaben. Seit dem Zeitpunkt seiner Umsetzung nimmt Herr Schröder 
keine Aufgaben wahr, die ihm einen direkten Kontakt mit Fördermittelempfängern 
oder einen direkten Einfluss auf Förderentscheidungen ermöglichen. 388 Der Zeu-
ge Beck bestätigte bei seiner Vernehmung, dass Herr Schröder gegenwärtig für 
allgemeine Steuerungsaufgaben im Bereich der ESF-Förderung, jedoch nicht für 
konkrete Förderfälle zuständig ist.389 Er meinte, dass Herr Schröder in diesem 
Bereich sehr viele unverzichtbare Spezialkenntnisse besitzt. Zum Zeitpunkt der 
Vernehmung des Zeugen Beck war Herr Schröder zudem im Referat 52 - Ziel-
gruppenförderung - beschäftigt. Aber auch in diesem Bereich war und ist er nicht 
mit direkten Förderfragen befasst.390 
 
Auf Nachfrage, weshalb dem Vorschlag von Frau Kirschner, Referatsleiterin Per-
sonal, und Herrn Willmer, Referatsleiter Inneres und Organisation, Herrn 
Schröder vorübergehend in einem anderen Referat oder außerhalb der Abteilung 
5 einzusetzen nicht gefolgt wurde, erklärte die Zeugin Hofmann, dass die Haus-
spitze dies entschieden habe und Herrn Schröder zur besonderen Verwendung 
dem Abteilungsleiter 5, Herrn Beck, unterstellt hat. Sie kannte die Erwägungen 
des Ministers im Detail nicht.391 Auf Nachfrage erklärte die Zeugin, mit Fürspre-
chern, die der Meinung waren, dass Herr Schröder zur besonderen Verwendung 
tätig werden soll, hatte sie nicht gesprochen. Es war ihr nicht erinnerlich, ob Herr 
Beck einen entsprechenden Vorschlag unterbreitet hatte.392 Die Zeugin Kirschner 
sagte aus, dass ihr gegenüber eine Erläuterung der Gründe der Entscheidung der 
Hausspitze nicht erfolgt war. Sie fand diese Entscheidung jedoch nachvollziehbar, 
da Herr Schröder nicht mehr in der Fachaufsicht tätig war.393 
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Im April 2013 zeigte Herr Schröder dem Ministerium für Arbeit und Soziales an, 
dass die Staatsanwaltschaft gegen ihn ermittelt. Die Zeugin Hofmann erklärte, 
dass sie die bisher erfolgte Umsetzung als ausreichend empfand. Weitere Schrit-
te wurden zu diesem Zeitpunkt nicht unternommen.394 
 
Vor dem 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschuss machte der Zeuge 
Schröder von seinem Auskunftsverweigerungsrecht Gebrauch.395 

8. Die Teilakte „Staatsanwaltschaftliche Verfolgung von Fördermittelbe-
trug“ aus der Personalakte des Herrn Schröder 

 
Mit dem dritten Aktenvorlageverlangen vom 19. April 2013 bat der Untersu-
chungsausschuss die Landesregierung unter anderem um Übersendung der 
Personalakte des Herrn Schröder. Die Teilakte mit dem Titel „Staatsanwaltschaft-
liche Verfolgung von Fördermittelbetrug“ wurde dem Untersuchungsausschuss 
zunächst nicht übermittelt. Hierzu sagte die Zeugin Hofmann aus, wenn sie sich 
recht erinnere, hatte das Personalreferat erst bei der Aktenanforderung durch 
den Untersuchungsausschuss gemerkt, dass die Personalakte des Herrn 
Schröder eine nach den Regeln der Aktenordnung nicht ordnungsgemäß beige-
heftete Teilakte beinhaltete. Deshalb wurde diese Teilakte vor der Übermittlung 
an den Untersuchungsausschuss entfernt. 396 Eine Anweisung zur Herausnahme 
gab es nicht.397 Das Aktenvorlageverlangen bezog sich allein auf die Personalak-
te. Diese wurde herausgegeben. Nur die beigeheftete Teilakte, die nicht in die 
Personalakte gehörte, wurde herausgenommen. In der Personalakte befand sich 
eine handschriftliche Verfügung mit einem Verweis auf die Existenz dieser Sach-
akte.398  
 
Auf die Frage, ob bei der Veröffentlichung des Presseartikels vom 23. Juni 2012 
die Personalakte des Herrn Schröder bereits gesichtet worden war, antwortete 
die Zeugin Hofmann, dass Personalakten anlassbezogen gesichtet werden. Inso-
fern wurde die Personalakte des Herrn Schröder einschließlich der Teilakte an-
lässlich des Presseartikels gesichtet. Die Teilakte ist sodann Grundlage für die 
Stellungnahme an die Hausspitze gewesen.399 

9. Personelle Probleme im Landesverwaltungsamt 
 
Auf der Suche nach möglichen Ursachen, wie es zu den Vorfällen gekommen 
sein könnte, wurde auch nach der Personalausstattung im Landesverwaltungs-
amt gefragt. Nach übereinstimmender Auffassung einer Reihe von Zeugen stellte 
die geringe Personalausstattung im Landesverwaltungsamt stets ein großes 
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Problem dar. Damit verbunden war, nach Aussage des damaligen Abteilungslei-
ters im Ministerium für Wirtschaft und Arbeit, des Zeugen Dr. Cramer, ein Stau in 
der Antragsbearbeitung und Verwendungsnachweisprüfung.400  
 
Nach Auffassung des damaligen Präsidenten des Landesverwaltungsamtes, dem 
Zeugen Leimbach, war die Personalausstattung im Landesverwaltungsamt be-
reits im Jahr 2003 an der unteren Grenze dessen, was man für die an diesen Be-
reich übertragenen Aufgaben benötigt hätte. Mit zunehmender Zahl von Einzel-
projekten, sogenannter Modellprojekte, zeigte sich auch eine zunehmende Über-
lastungssituation, die bis hin zu Überlastungsanzeigen von Mitarbeitern geführt 
hatte.401 Die personellen Ressourcen reichten für eine optimale Erledigung der 
Aufgaben nicht aus. Verstöße gegen haushaltsrechtliche Vorschriften wären nur 
zu vermeiden gewesen, wenn die personelle Ausstattung verbessert worden wä-
re. Das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit hatte die Berichte über die Konse-
quenzen unzureichender personeller Ressourcen zur Kenntnis genommen und 
diese zur Grundlage ihrer Ressourcenzuteilung unter Beachtung der Vorgaben 
des Haushaltsgesetzgebers gemacht.402  
 
Der Zeuge Kuras, damaliger Vizepräsident des Landesverwaltungsamtes, sagte 
ebenfalls aus, dass der Personalbestand bereits im Jahr 2003 kaum auskömmlich 
war.403 Die Probleme wurden mit den Jahren immer größer. Das Personalproblem 
wurde durch Modellprojekte verstärkt. Gegenüber dem Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit wurde berichtet, dass die Vielzahl der Fälle mit dem vorhandenen Per-
sonal kaum noch zu beherrschen war.  Durch das Personalentwicklungskonzept 
wurde weiteres Personal reduziert. Es fehlte insbesondere für den Abschluss der 
Förderperiode 2000 bis 2006 im Jahr 2007 als die Verwendungsnachweisprüfun-
gen fertig gestellt werden mussten, um eine Rückzahlung an die Europäische 
Union zu verhindern. 404 Als ungünstig sah es der Zeuge Kuras an, dass die Plan-
stellen der Beschäftigten des Landesverwaltungsamtes dem Geschäftsbereich 
des Ministeriums des Innern zugeordnet waren. Das Ministerium für Wirtschaft 
und Arbeit als Fachministerium hatte ein hohes Interesse an der Abarbeitung der 
Aufgaben, aber selbst keinen Einfluss auf die Personalstärke. 405 Die Mitarbeiter 
gerieten zum Teil in Grenzsituationen. Es wurden Überstunden geleistet. Später 
gab es auch stressbedingte Ausfälle. 406  
 
Die Referatsleiterin im Landesverwaltungsamt, die Zeugin Cordes, bestätigte die 
Aussage des Zeugen Kuras, indem sie mitteilte, dass die Personalsituation ins-
besondere zu dem Zeitpunkt, als eine Überschneidung der Prüfung von Verwen-
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dungsnachweisen aus der Förderperiode 2000 bis 2006 und der Antragsbewilli-
gung der neuen Förderperiode stattfand, sehr eng war.407  
 
Der Zeuge Dr. Haseloff stimmte zu, dass der Personaleinsatz immer in der Dis-
kussion stand.408 Das ESF-Verfahren bindet seiner Ansicht nach eine Vielzahl an 
Verwaltungskräften, da für jedes förderfähige Projekt ein eigener Verwaltungs-
vorgang angelegt werden muss. 409 Weiter sagte der Zeuge Dr. Haseloff aus, 
dass ihm Verstöße gegen haushaltsrechtliche Vorgaben nicht bekannt geworden 
sind. Das Landesverwaltungsamt war verpflichtet, alle Vorgänge ordnungsgemäß 
zu bearbeiten, auch wenn dadurch ein Rückstau entstand.410 Das Ministerium 
hatte ein Interesse daran, die Arbeitsfähigkeit im Landesverwaltungsamt zu erhal-
ten, um die Ziele des Förderungsprogramms zu erreichen.411 Das Thema Perso-
nalausstattung wurde diskutiert und in regelmäßigen Abständen wurde reagiert. 
An konkrete Reaktionen des Ministeriums, wie etwa die Reaktion auf die Weige-
rung des Referates 302 des Landesverwaltungsamtes, mangels Personal mo-
dellhafte Einzelprojekte zu machen, konnte sich der Zeuge Dr. Haseloff aufgrund 
der Vielzahl an Vorgängen in der vergangenen Zeit nicht erinnern.412 Er sagte je-
doch aus, dass im Rahmen der zur Verfügung stehenden Möglichkeiten entspre-
chend reagiert wurde. Der Stau im Bereich der Verwendungsnachweisprüfung 
war immer ein Thema, weil diese Prüfung gerade im Bereich ESF einen unwahr-
scheinlich großen Aufwand erfordert. Dieses Problem besteht in allen Mitglied-
staaten der Europäischen Union. Deshalb gibt es zurzeit Diskussionen mit der 
Europäischen Union, die Mittel besser im investiven Bereich, zum Beispiel im Be-
reich Europäische Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), einzusetzen. 413 Der 
Zeuge Dr. Haseloff sah keinen Zusammenhang zwischen der unzureichenden 
Personalausstattung und den Betrugsfällen.414 Letztlich war, so der Zeuge Dr. 
Haseloff, das Förderprogramm erfolgreich. Über 2 Milliarden Euro ESF-Mittel sind 
in das Land Sachsen-Anhalt geflossen. Durch Bildungsmaßnahmen und im An-
schluss erfolgte Einstellungen wurde die Arbeitslosenquote gesenkt. Zudem wur-
den längerfristige Ziele erreicht. So erhöhten sich durch solche Maßnahmen die 
Chancen der geschulten Arbeitnehmer am Arbeitsmarkt, auch wenn die Einstel-
lung nicht direkt im Anschluss an eine Bildungsmaßnahme erfolgte. 415 
 

                                                 
407 Niederschrift über die 6. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 14. Juni 2013, 
S. 95f. (Cordes) 
408 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 9 (Dr. Haseloff) 
409 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 12 (Dr. Haseloff) 
410 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 19 (Dr. Haseloff) 
411 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 21 (Dr. Haseloff) 
412 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 22 (Dr. Haseloff) 
413 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 23 (Dr. Haseloff) 
414 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 25 (Dr. Haseloff) 
415 Niederschrift über die 14. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 15. September 
2014, S. 29 (Dr. Haseloff) 



 76

Der damalige Staatssekretär, der Zeuge Pleye, sagte ebenfalls, dass die Perso-
nalsituation insbesondere in dem Jahr angespannt war, als sich die Strukturfond-
perioden überschnitten. 416 
 
Der Zeuge Dr. Cramer teilte mit, dass aus dem Personalproblem große Diskre-
panzen zwischen den bewilligten und abgeflossenen Mitteln resultierten. Da das 
Landesverwaltungsamt überlastet war, wurde bei den Unternehmen nicht nach-
gefragt, aus welchen Gründen sie die bereits bewilligten Fördergelder nicht abrie-
fen.417  
 
Es war teilweise schwierig, die Mittel der Europäischen Union in der zur Verfü-
gung stehenden Zeit auszugeben.418 Auch der Vizepräsident des Landesverwal-
tungsamtes, der Zeuge Kuras bestätigte, dass einerseits die Fördermittel ein un-
gewohnt großes Finanzvolumen umfassten, andererseits diese hohen Fördermit-
tel auf eine Vielzahl von Fördervorgängen aufgeteilt werden mussten.419 
 
Nach Auffassung des Zeugen Dr. Cramer war zudem Folge der geringen Perso-
nalausstattung, dass es hinsichtlich der Kontrolltätigkeiten des Landesverwal-
tungsamtes Einschränkungen gab. So haben die Vor-Ort-Kontrollen nicht in dem 
erforderlichen Umfang stattgefunden. Demgegenüber legte die Europäische 
Kommission großen Wert auf eine Erhöhung der Vor-Ort-Kontrollen, da sie diese 
gegenüber der Durchführung von Verwendungsnachweisprüfungen für zielfüh-
render hielt.420 
 
Einfach und kurzfristig konnten nach Ansicht des Zeugen Dr. Cramer, im Laufe 
der Jahre die Personalkapazitäten im Landesverwaltungsamt nicht aufgestockt 
werden.421 Herr Kuras hatte den Abteilungsleiter im Ministerium, Herrn Dr. Cra-
mer informiert, dass es aufgrund der nicht zu gewährleistenden zeitgerechten 
Verwendungsnachweisprüfungen einen dauerhaften Verstoß gegen haushalts-
rechtliche Vorschriften gegeben hatte, der nicht länger hingenommen werden 
konnte.422 Es bestand die Besorgnis, dass Rückforderungsansprüche verjähren. 
Die Probleme wurden in einer Reihe von Gesprächen zwischen Herrn Kuras und 
Herrn Dr. Cramer erörtert. Es gab auch Gespräche mit dem damaligen Staatssek-
retär Herrn Pleye. Dem Vorschlag des Landesverwaltungsamtes, die Bewilligun-
gen für die neue Strukturfondperiode für zwei Monate auszusetzen, um sich den 
Verwendungsnachweisprüfungen der alten Periode widmen zu können, wollte 
das Ministerium nicht folgen. Die Forderungen durch das Ministerium wurden, so 
der Zeuge Kuras, noch verstärkt und gipfelten in der Forderung, dass das Lan-
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desverwaltungsamt eine Zielvereinbarung unterzeichnen sollte, in der es sich zu 
bestimmten Leistungen innerhalb eines Zeitrahmens verpflichten sollte. 423  
 
In dieser Zielvereinbarung sollten die maximalen Antragsbearbeitungszeiten und 
Fristen für die Prüfung der Verwendungsnachweise geregelt werden. Der Zeuge 
Dr. Cramer teilte dem Untersuchungsausschuss mit, dass der damalige Präsident 
des Landesverwaltungsamtes, Herr Leimbach, jedoch offensichtlich befürchtete, 
die mit der Zielvereinbarung verbundenen anspruchsvollen Ziele mit den vorhan-
denen Personalkapazitäten nicht erreichen zu können und deshalb diese Zielver-
einbarung nicht unterzeichnete.424 Der Zeuge Leimbach bestätigte, dass zwar in 
der Vereinbarung auf der einen Seite viele Pflichten des Landesverwaltungsam-
tes festgeschrieben, auf der anderen Seite aber die notwendigen, insbesondere 
personellen Ressourcen nicht garantiert worden waren. Seiner Ansicht nach wäre 
es zudem notwendig gewesen, zu vereinbaren, dass das Ministerium die Zahl der 
arbeitsintensiven Modellprojekte verringert. Da die Vereinbarung nach seiner Auf-
fassung nicht ausgewogen war, hat er sie nicht unterschrieben.425 
 
Das Landesverwaltungsamt versuchte, so der Zeuge Leimbach, das Personal-
problem durch hausinterne Umsetzungen oder den Versuch der externen Beset-
zung von Stellen zu lösen. In der Spitzenzeit im Jahr 2007 wurde eine Reihe von 
weiteren Fachreferaten des Landesverwaltungsamtes zur Aufgabenerledigung für 
den Bereich der Arbeitsmarktförderung hinzugezogen. Der reguläre Personalbe-
stand des Fachreferates ist von 28 auf bis zu 38 Mitarbeiter angestiegen. Zu Spit-
zenzeiten waren es bis zu 90 Mitarbeiter. 426 Der Zeuge Kuras teilte dem Untersu-
chungsausschuss mit, dass ein regelmäßiger Informationsaustausch zwischen 
der Referatsleiterin Frau Cordes und ihm stattgefunden hat. Hinsichtlich des Per-
sonalproblems gab es eine Vielzahl an Berichten und Statistiken. Zu den Refe-
ratsleitern des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit wurde ebenfalls ständiger 
Kontakt gehalten. Die Unzufriedenheit mit der personellen Situation resultierte da-
raus, dass weder das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit noch das Landesver-
waltungsamt von sich aus in der Lage war, das Personalproblem zu lösen.427 
 
Der Zeuge Dr. Cramer meinte sich zu erinnern, dass er zur Absicherung des 
Landesverwaltungsamtes und um Zeit zu sparen, festgelegt hatte, dass die Ver-
wendungsnachweisprüfungen nicht vollständig, sondern stichprobenartig durch-
geführt werden durften.428 Der Zeuge Leimbach erklärte, dass die Prüfungen zu-
vor oft zurückgestellt worden waren, weil vorrangig Bewilligungsbescheide erstellt 
werden sollten, um den Menschen eine Arbeitsaufnahme und damit ein Erwerbs-
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einkommen zu ermöglichen.429 Auch in anderen Aufgabengebieten stockten die 
Verwendungsnachweisprüfungen. Insgesamt dauerte es ca. vier Jahre, von 2006 
bis 2010, um den Großteil der unerledigten Prüfungen nachzuholen. Auf Nachfra-
ge äußerte der Zeuge Leimbach, dass die mit der späteren Durchführung der 
Verwendungsnachweisprüfung zusammenhängende eventuelle spätere Aufde-
ckung von Missbrauchsfällen zumindest in Bezug auf die Verjährung keine Rolle 
spielte. Beachtlicher war seiner Ansicht nach das Risiko für das Land Sachsen-
Anhalt, dass es zur Rückforderung von europäischen Mitteln hätte kommen kön-
nen, wenn die Prüfvorgaben der europäischen Strukturfonds nicht erfüllt worden 
wären.430 
 
Der Zeuge Dr. Haseloff sagte aus, dass in allen Bereichen Personalbedarf be-
stand. Es mussten Schwerpunkte gesetzt werden. Zudem wurde Überhangper-
sonal eingesetzt und es gab Organisationsveränderungen. Das Problem des 
Staus bei den Verwendungsnachweisprüfungen besteht in vielen Ländern und 
Regionen. 431 Die Vergabe der vorhandenen Fördermittel sollte angesichts des 
hohen Grades an Arbeitslosigkeit nicht ungenutzt bleiben, deshalb wurde der 
Schwerpunkt auf die Erstellung von Fördermittelbescheiden gelegt. 432 Sachsen-
Anhalt musste als Binnenland selbst für Investoren sorgen und diesen qualifizier-
tes Personal anbieten.433 
 
Nach Aussage des Zeugen Pleye hatte das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit 
bereits Anfang des Jahres 2007, in dem die Überschneidung der Strukturfondpe-
rioden stattfand, Personalmaßnahmen auf den Weg gebracht. Insgesamt wurden 
vier Sachbearbeiter zusätzlich zur Verfügung gestellt. In einer Dienstberatung 
wurden Verfahrenserleichterungen vereinbart. Zudem wurde eine Projektgruppe 
im Ministerium eingerichtet, die die Vorprüfung einiger Verwendungsnachweise 
übernahm. 434 Sodann hat das Landesverwaltungsamt die abschließende Ent-
scheidung in Form einer Abschlussmitteilung oder eines Rücknahme- bezie-
hungsweise Widerrufsbescheides erteilt. Die Schlussprüfung und Schlussrech-
nung übernahm entsprechend den Vorgaben der Europäischen Union das Lan-
desverwaltungsamt. Seitens des Landesverwaltungsamtes gab es keine Vorga-
ben, welcher Mitarbeiter im Ministerium welchen Vorgang prüfen sollte.435 Die 
Fälle wurden vom Landesverwaltungsamt ausgewählt. Der Zeuge Pelloth infor-
mierte als Leiter der Projektgruppe im Ministerium den Abteilungsleiter regelmä-
ßig über den Stand der Verwendungsnachweisprüfungen.436 Der Zeuge Leim-
bach bestätigte, dass die abschließende Entscheidung beim Landesverwaltungs-
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amt lag.437 Zusätzlich ist die Investitionsbank in die Prüfaktivitäten eingebunden 
worden.438 Der Zeuge Pleye konnte nicht ausschließen, dass zu diesem Zeitpunkt 
Vor-Ort-Kontrollen kurzzeitig nicht stattfanden. Diese wurden jedoch nachge-
holt.439 
 
In der zweiten Hälfte des Jahres 2008 hatte diese Projektgruppe des Ministeriums 
im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung bei einigen Fällen, die den Unter-
suchungsausschuss beschäftigt haben, Unregelmäßigkeiten festgestellt, so der 
Zeuge Pleye.440  

10.  Die Abgabe an die Investitionsbank 
 
Im November 2008 wurde dem Landesverwaltungsamt bekannt gegeben, dass 
für die Unternehmensförderung im Bereich Bildungsmaßnahmen ab 1. Januar 
2009 die Investitionsbank zuständig sein wird, um unter anderem eine personelle 
Entlastung des Landesverwaltungsamtes zu erreichen, erklärte die Zeugin Cor-
des.441 
 
Der Zeuge Kuras sagte aus, dass die Abgabe an die Investitionsbank keine kurz-
fristige Entscheidung war. Sie hatte einen zeitlichen Vorlauf. Zum einen bestand 
die Absicht des Finanzministeriums, möglichst viele Förderprogramme in der In-
vestitionsbank zu bündeln. Da die Unternehmen bei dieser Bank Kunde sind, 
würde es einen Sinn machen, unternehmensrelevante Förderprogramme dort an-
zusiedeln. Zum anderen war es für die Investitionsbank leichter als für die Voll-
zugsbehörde, neues Personal einzustellen. Die Art und Weise der Vergabe der 
Fördermittel durch das Landesverwaltungsamt war nach seiner Erinnerung nicht 
der Grund der Abgabe an die Investitionsbank, zumal die Zahl der Missbrauchs-
fälle verglichen mit der Zahl der Fördervorgänge gering war. 442 
 
Weitere Zeugen sagten ebenfalls aus, dass die Zuständigkeitsänderung nur zufäl-
lig mit der Aufarbeitung der Unregelmäßigkeiten in Dessau-Roßlau zusammen-
fiel.443 Der Zeuge Beck bestätigte, dass das Ministerium für Wirtschaft und Arbeit 
mit der qualitativen Aufgabenerfüllung durch das Landesverwaltungsamt nicht 
unzufrieden war, sondern dass das Personal im Landesverwaltungsamt nicht 
ausreichte, um die Umsetzung aller Förderprogramme sicherzustellen. Eine Ver-
ringerung der Anforderungen an die Qualität der Prüfung konnte sich das Ministe-
rium nicht leisten, da die Kontrollbedingungen feststanden. Insofern konnte das 
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personelle Problem nur durch eine Übertragung des Förderprogramms auf die In-
vestitionsbank gelöst werden. Dadurch konnte zusätzliches Personal für die er-
forderlichen und vorgeschriebenen Kontrollen gewonnen werden.444 Ein weiterer 
Effekt der Übertragung auf die Investitionsbank bestand, nach Aussage des Zeu-
gen Dr. Haseloff, in der Konzentration der Bundesfördermöglichkeiten im Rahmen 
der Investitionsförderung in Kombination mit EFRE und ESF.445 Der Zeuge Leim-
bach vermutete, dass die Übertragung an die Investitionsbank einfacher war, als 
dem Landesverwaltungsamt zusätzliche Mitarbeiter zur Verfügung zu stellen.446  
 
Um zukünftig Betrugsfälle zu verhindern, wurde das Antrags- und Prüfverfahren 
bei der Investitionsbank aufwendiger gestaltet, erläuterte der Zeuge Beck. 447 Die 
Erhöhung der Anforderungen hatte nach Auffassung der Zeugen Beck und Gän-
sewig aber auch zur Folge, dass das Interesse der Unternehmen an einer derar-
tigen Förderung geringer wurde.448  

11.  Änderung der Förderrichtlinie 
 
Die Richtlinie zur Förderung der Qualifizierung von Beschäftigten mit Mitteln des 
Europäischen Sozialfonds wurde in Auswertung der Vorkommnisse geändert. So 
wurden insbesondere, so die Zeugen Beck und Dr. Cramer, die allgemeinen Ver-
fahrensregelungen verbessert. Nach ihren Aussagen bestätigte die Prüfgruppe 
ESF in ihrem abschließenden Bericht, dass das Verwaltungs- und Kontrollsystem 
bezogen auf diese Richtlinie derzeitig alle Anforderungen der EU-Kommission er-
füllt und keiner weiteren Verbesserung bedarf.449 
 
Als Konsequenz aus den Betrugsfällen müssen die Angebote der Bildungsträger 
detaillierter beschrieben werden, um sie besser vergleichen zu können. Gleichzei-
tig soll verhindert werden, dass ein Bildungsträger, der den Zuschlag für die Bil-
dungsmaßnahme erhalten hat, einen Unterauftragnehmer zu einem günstigeren 
Preis beauftragt. Zudem muss konkret beschrieben werden, wann und wo welche 
Maßnahme stattfindet, um unangekündigte Vor-Ort-Kontrollen durchführen zu 
können. Zu beachten ist allerdings, dass hingegen eine angekündigte Vor-Ort-
Kontrolle nach Ansicht des Zeugen Beck immer noch den Vorteil hat, dass die 
Mitarbeiter des Fördermittelempfängers vor Ort sind, weil nur sie wissen, wo die 
Buchhaltungsunterlagen zu finden sind. Nach Aussage des Zeugen Beck sind 
unangekündigte Vor-Ort-Kontrollen daher nach wie vor eher die Ausnahme. Sie 
finden insbesondere statt, wenn es Hinweise gibt, dass eine Maßnahme nicht wie 
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beantragt durchgeführt wird. Auf Nachfrage konnte der Zeuge Beck keine konkre-
te unangekündigte Vor-Ort-Kontrolle benennen.450  
 
Der Zeuge Pelloth bestätigte ebenfalls, dass die Richtlinie angepasst wurde. Er 
sagte aus, dass für die Förderung durch die Investitionsbank das vereinfachte 
Verfahren der Stichprobenprüfung bei der Verwendungsnachweisprüfung nicht 
gilt. Das Vorauszahlungsverfahren wurde auf eine nachrangige Auszahlung um-
gestellt. Der Zuwendungsempfänger muss nun zunächst nachweisen, dass die 
Zuwendung zweckentsprechend verwendet wurde, so dass ein Teil der Verwen-
dungsnachweisprüfung durchgeführt wird, wenn eine Mittelanforderung kommt. 
Mit der letzten Mittelanforderung ist die Verwendungsnachweisprüfung demnach 
erledigt.451 Die Zeugin Cordes führte aus, dass seit Ende 2009 zudem grundsätz-
lich nur Originalbelege anerkannt werden.452 
 
In der neuen Förderperiode seit 2015, gibt es das Instrument der Lohnkostener-
stattung nicht mehr. Die Vorgänge, die Gegenstand der strafrechtlichen Ermitt-
lungen und dieses Untersuchungsausschusses sind, zeigten nach Auffassung 
des Zeugen Beck, dass die kriminelle Energie Einzelner zu Schäden geführt hat-
te. 453 

IV. Vorgänge im Zusammenhang mit Spenden an Parteien 

1. Die Spendenpraxis 
 
Nach dem Einsetzungsbeschluss454 sollte der Untersuchungsausschuss auch klä-
ren, ob durch das Handeln oder Unterlassen der Landesregierung oder ihr nach-
geordneten Behörden Spendenleistungen, Provisionen oder andere finanzielle 
Zuwendungen oder Vorteile durch Fördermittelbegünstigte an Mitglieder der Lan-
desregierung oder ihr nahe stehende Personen oder Organisationen geleistet 
wurden. Hintergrund bildete die Berichterstattung in den Medien, dass zwischen 
den bekannt gewordenen Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe von Fördermitteln 
an Unternehmen im Raum Dessau und möglichen Spenden an den CDU-
Kreisverband ein Zusammenhang bestünde. Dies wurde vor allem daraus abge-
leitet, dass einige Inhaber und Geschäftsführer von Unternehmen Mitglied der 
CDU sind oder waren und in Ehrenämtern entweder im Stadtrat oder beim Sport-
verein Dessau 05 waren. 
 
Zur Spendenpraxis an den CDU-Kreisverband Dessau-Roßlau konnte der Zeuge 
Weber, Sachbearbeiter im Landesverwaltungsamt und von 2007 bis 2010 Frakti-
onsgeschäftsführer der CDU-Stadtratsfraktion Dessau-Roßlau, berichten, dass 
stets ausreichend Spenden vorhanden waren, um die Wahlkämpfe führen zu 
können. Die Unternehmer, die Mitglied der CDU waren, wurden von der Schatz-
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meisterei angesprochen. Andere wurden, so der Zeuge Weber und der stellver-
tretende Kreisvorsitzende, der Zeuge Dr. Exner, von den Mitgliedern der Fraktion 
im Stadtrat von Dessau-Roßlau um Spenden gebeten. Im Kreisverband der CDU, 
so der Zeuge Weber, war es nicht bekannt, dass Herr Baumung, ehemaliger Re-
gionalbereichsleiter des IHK-Bildungszentrums, in Zusammenhang mit dem Ab-
schluss von Fördermittelverträgen um Spenden geworben haben soll.455 Dies be-
stätigten die Zeugin Müller, im Kreisverband Dessau-Roßlau in den Jahren von 
2008 bis 2010 für die Finanzen zuständig, und der Zeuge Kolze, seit 2000 Mit-
glied des Kreisvorstandes der CDU, später stellvertretender und seit 2007 Kreis-
vorsitzender.456 An eine Spende durch Herrn Baumung konnte sich weder die 
Zeugin Müller noch der Zeuge Dr. Exner erinnern. 457 Nach Aussage des Zeugen 
Brumme, Vorsitzender eines Ortsverbandes der CDU Dessau-Roßlau, gab es 
keine Hinweise auf Zusammenhänge zwischen der Einwerbung von Spenden und 
der Fördermittelvergabe.458 Auf Nachfrage erklärte der Zeuge Brumme, ihm war 
der Referent des Ministeriums für Wirtschaft und Arbeit, Herr Schröder nicht be-
kannt.459 Auch der Zeuge Dr. Exner und der Zeuge Kolze erklärten, Herrn 
Schröder nicht zu kennen.460 
 
Der Zeuge Brumme berichtete bei seiner Vernehmung, dass ihm Herr Pohl, Mit-
geschäftsführer der Baustoff-Service GmbH sowie Geschäftsführer der STEWAK 
GmbH, und Herr Baumung angeboten haben, seine Wahlkampfkosten in Höhe 
von 7 000 bis 15 000 Euro zu übernehmen, wenn er das eine oder andere in Zu-
kunft für die beiden Herren tun würde. Eine konkrete Gegenleistung wurde nicht 
genannt.461 Der Zeuge Pohl bestritt diese Darstellung.462 Der Zeuge Baumung 
machte von seinem Auskunftsverweigerungsrecht Gebrauch.463 Auf Vorhalt äu-
ßerten der Zeuge Dr. Haseloff, als Nachfolger in dem Wahlkreis des Herrn 
Brumme, der Zeuge Weber und die Zeugin Müller, dass ihnen solche Aktivitäten, 
wie sie der Herr Brumme geschildert habe, nicht bekannt waren.464 
 
Befragt nach seiner Spendentätigkeit, teilte der Zeuge Pauly, bis Ende 2007 Vor-
standsvorsitzender und alleiniger Aktionär der Pauly Biskuit AG, dem Untersu-
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chungsausschuss mit, dass Spenden an politische Parteien nicht erfolgt sind und 
er hierzu auch nicht aufgefordert wurde.465 
 
Der Zeuge Pohl, Mitgeschäftsführer der Baustoff-Service GmbH und der Baustoff-
Service-Grundbesitz GmbH Dessau sowie Geschäftsführer der „Stadtteil- und Er-
lebniszentrum Waldsiedlung Kochstedt“ GmbH (STEWAK GmbH) sowie kurzzei-
tig Fraktionsvorsitzender der CDU-Stadtratsfraktion Dessau-Roßlau, erklärte auf 
Nachfrage, ihm sei nicht bekannt, dass Spenden, Zuwendungen oder geldwerte 
Vorteile an Mitglieder der Landesregierung oder ihr nahe stehende Personen, 
Parteien oder Organisationen im Vorfeld oder im Nachgang von Fördermittel-
vergaben durch Fördermittelbegünstigte geleistet worden sind.466 Auch hat er  
oder ein Unternehmen, in dem er Geschäftsführer war, keine Spenden an die 
CDU geleistet. Dies trifft auch auf die Firma STEWAK zu.467 
 
Der Zeuge Dr. Exner bestätigte die Aussage des Herrn Pohl. Gleichzeitig erklärte 
der Zeuge, dass es jedoch Spenden an den CDU-Kreisverband von Geschäfts-
führern der Unternehmen gab, die auch Fördermittel erhalten hatten.468 Von der 
Firma Dessauer Qualifizierungs- und Ausbildungszentrum (DQAS) GmbH kam 
laut Aussage des Zeugen Kolze im Jahr 2006 eine Spende in Höhe von 250 Eu-
ro.469 Die Firma Kaufmann & Blase GbR hat, so die Zeugen Dr. Exner und Kolze, 
im Jahr 2007 insgesamt 1 500 Euro gespendet. Von der Firma Schieck + Scheff-
ler & Co GmbH  wurden im gleichen Jahr 1 000 Euro gespendet. Die Firmen des 
Herrn Fenger spendeten im Jahr 2005 1 500 Euro und im Jahr 2006 1 000 Eu-
ro.470 Der Zeuge Scheffler, Geschäftsführer der Firma Schieck + Scheffler & Co 
GmbH, berief sich in der 11. Sitzung des parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses auf sein Auskunftsverweigerungsrecht.471 Der Zeuge Fenger sagte aus, 
dass er an unterschiedliche Kreisverbände Summen zwischen 2 500 und 5 000 
Euro pro Legislaturperiode gespendet hatte.472 
 
Die Zeugin Müller, bis 2010 Schatzmeisterin des CDU-Kreisverbandes sagte aus, 
dass es hinsichtlich der Spendenhöhen keine Auffälligkeiten gegeben hatte. Eine 
Größenordnung in Höhe von insgesamt 6 000 Euro pro Jahr war normal.473 Die 
meisten Spenden wurden im Jahr 2008 geleistet. In den Jahren danach gab es 
nach Aussage der Zeugin Müller keine hohen Spendensummen von Unterneh-
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men. 474 Der Zeuge Kloss, seit 2010 Schatzmeister, konnte hingegen nicht bestä-
tigen, dass das Spendenvolumen in den anschließenden Jahren in Größenord-
nungen weniger war. Zu den einzelnen Relationen konnte er sich jedoch nicht 
äußern.475  
 
Nach Aussage des Zeugen Dr. Exner wurden 2010 alle Spendenbeträge offen-
gelegt, um Transparenz zu gewährleisten. Durch die Rechnungsprüfer gab es 
keine Beanstandungen. Alles sei ordnungsgemäß verbucht worden. 476 

 
Die Zeugin Müller äußerte, dass sie zu dem Zeitpunkt der Presseveröffentlichung 
über mögliche Spenden von Unternehmen, die auch Fördermittel erhalten hatten, 
geprüft hatte, welche Unternehmen in Betracht kamen.477 Anfragen durch CDU-
Kreisvorstandsmitglieder oder des Vorsitzenden des CDU-Kreisvorstandes zur 
Einsichtnahme in die Spenderlisten gab es nicht. 478 Der Zeuge Kolze meinte, 
dass die Bücher des CDU-Kreisverbandes in Bezug auf die Spendeneingänge 
aufgrund einer Anfrage einer Nachrichtenagentur eingesehen worden sind. 479 
Der Zeuge Kloss sagte aus, dass es durch den Landesverband weder Bedenken 
noch Nachfragen zu Buchungen oder Spenden gegeben hat.480 

2. Die Tätigkeiten des Herrn Pohl und Herrn Baumung in der Partei 
 
Der Zeuge Weber berichtete, für ihn war überraschend gewesen, dass Herr Pohl 
bereits kurz nach seinem Eintritt in die CDU für den Fraktionsvorsitz normiert 
worden war, obwohl er vorher in der Fraktion keine große Rolle gespielt hatte. 
Auch Herr Baumung ist in dem Ortsverband sehr schnell aufgestiegen. Obwohl 
er neu in der Kommunalpolitik war, wurde Herr Baumung durch den Kreisvorsit-
zenden Herrn Kolze für den Verwaltungsrat der Sparkasse vorgeschlagen. 481 
Nach Auffassung der Zeugen Weber, Dr. Exner und der Zeugin Müller standen 
sich Herr Kolze und Herr Baumung politisch und persönlich nahe. 482 Der Zeuge 
Kolze erklärte auf Nachfrage, dass der Vorschlag für den Verwaltungsrat der 
Sparkasse nicht nur durch ihn allein, sondern durch die Fraktion unterbreitet 
wurde. Zu diesem Zeitpunkt wusste niemand, dass Herr Baumung in einen För-
dermittelskandal verwickelt sein könnte. 483 
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Zum Zeitpunkt der Entdeckung der Unregelmäßigkeiten in Zusammenhang mit 
dem IHK-Bildungszentrum wollte Herr Kolze, nach Aussage des Zeugen Brum-
me, Herrn Baumung nicht aus der politischen Verantwortung nehmen, da für ihn 
die Unschuldsvermutung galt.484 Der Zeuge Kolze und der stellvertretende CDU-
Kreisvorsitzende, der Zeuge Dr. Exner, sagten übereinstimmend aus, dass diese 
Thematik innerhalb des Kreisvorstandes der CDU Dessau-Roßlau diskutiert wor-
den war und beschlossen wurde, dass die Unschuldsvermutung gelten soll.485 
 

V. Ermittlungen der Staatsanwaltschaft und des Landeskriminalamtes 

1. Der Wechsel des Staatsanwaltes Leifermann zum Finanzgericht Sach-
sen-Anhalt 
 
Der Untersuchungsausschuss hatte den Auftrag zu untersuchen, ob die Landes-
regierung, insbesondere die Ministerien für Justiz und Gleichstellung sowie für 
Inneres und Sport, alles getan haben, um zu einer zügigen und umfassenden 
Aufklärung von möglichen Fördermittelbetrugsfällen beizutragen. In diesem Zu-
sammenhang sollte auch untersucht werden, ob die genannten Ministerien mit 
einer ausreichenden personellen Ausstattung bei der Staatsanwaltschaft und 
dem Landeskriminalamt dazu beigetragen haben, dass die Ermittlungen Erfolg 
versprechend durchgeführt und zeitnah abgeschlossen werden können.486 
 
Der Zeuge Leifermann war der seit 2008 in den möglichen Fördermittelbetrugs-
fällen ermittelnde Staatsanwalt und wechselte mit Wirkung vom 1. Juli 2012 zum 
Finanzgericht Sachsen-Anhalt. Er erklärte bei seiner Zeugenvernehmung auf 
Nachfrage, dass er sich keine mangelhafte oder unzureichende Ermittlung vor-
werfen kann.487 
 
Generalstaatsanwalt Konrad teilte mit, dass in den Jahren 2011 und 2012 die 
Sozialgerichte mehr Personal benötigten, um ihre Aufgaben erfüllen zu können. 
Außerdem waren zwei Richterstellen in der Finanzgerichtsbarkeit zu besetzen. 
Bei den Staatsanwaltschaften wurde ein Personalüberhang festgestellt. Insofern 
wurde bei den Staatsanwaltschaften nachgefragt, ob Interesse an einem Wech-
sel in die Sozialgerichtsbarkeit bestünde. 488 Nach dem angewendeten System 
zur Personalbedarfsberechnung waren die Staatsanwaltschaften nur zu 91 % 
ausgelastet.489  
 
Aus der Staatsanwaltschaft Halle wechselten vier Staatsanwälte zur Sozialge-
richtsbarkeit und Herr Leifermann zum Finanzgericht Sachsen-Anhalt. Ein Aus-
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gleich erfolgte bei der Staatsanwaltschaft Halle in den Jahren 2011 und 2012 
wegen des ermittelten Personalüberhangs nicht. Selbst nach dem Weggang der 
fünf Staatsanwälte lag die errechnete Belastung nach Aussage von General-
staatsanwalt Konrad bei ca. 95 %.490 
 
Der zuständigen Ministerin für Justiz und Gleichstellung, der Zeugin Prof. Dr. 
Kolb, war nicht bekannt, dass insgesamt fünf Staatsanwälte aus derselben Abtei-
lung der Staatsanwaltschaft Halle, aus der Abteilung Große Wirtschaft, weggin-
gen. Das Personalreferat des Ministeriums sah hierin offensichtlich kein Problem, 
da die Staatsanwaltschaft Halle nach dem Personalbedarfsberechnungssystem 
nicht überlastet war.491 Die ermittelten Belastungen der einzelnen Behörden stell-
ten eine Entscheidungsgrundlage für die Personalausstattung dar, so die Zeugin 
Dr. Sabrotzky, zum damaligen Zeitpunkt Referatsleiterin für Personalangelegen-
heiten im Ministerium für Justiz und Gleichstellung.492 Nach Aussage der Zeugin 
Prof. Dr. Kolb lag der Schwerpunkt des Weggangs vermutlich aus dem Grund bei 
der Staatsanwaltschaft Halle, da der Bedarf bei der Sozialgerichtsbarkeit eben-
falls schwerpunktmäßig in Halle lag und die Kollegen die Nähe von Wohnort und 
Arbeitsort berücksichtigt hatten. Die Konzentration des Wegganges von fünf 
Staatsanwälten aus einer Abteilung war vom Ministerium der Justiz weder beab-
sichtigt noch konnte man dies beeinflussen. Auf Nachfrage erklärte die Zeugin 
Prof. Kolb, ihr ist nicht bekannt, dass die Arbeitsbedingungen in Halle von denen 
anderer Staatsanwaltschaften verschieden waren. Sie hatte den Eindruck, dass 
dort ein gutes Arbeitsklima herrschte. 493 
 
Bezüglich seines Wechsels zum Finanzgericht sagte der Zeuge Leifermann aus, 
dass sich im Jahr 2011 bei der Staatsanwaltschaft in absehbarer Zeit keine Be-
förderungsstelle abzeichnete. Insofern wollte er durch eine Abordnung an das 
Sozialgericht sein Profil erweitern. 494 Der Leitende Oberstaatsanwalt, der Zeuge 
Wilkmann, konnte zwar die Entscheidungen der Staatsanwälte, zum Sozialge-
richt wechseln zu wollen, nicht nachvollziehen, hatte aber auch gemerkt, dass er 
seine Mitarbeiter nicht umstimmen konnte. 495 In einem Gespräch verständigten 
sich Herr Leifermann und Herr Wilkmann, dass es sinnvoller wäre, sich – für den 
Fall einer Stellenausschreibung – beim Finanzgericht zu bewerben.496 Die Stel-
len beim Finanzgericht sind nach Aussagen der Zeugen Dr. Kolb und Leifermann 
als R2-Stellen, demnach als Beförderungsstellen, eingerichtet. 497Als Herr Lei-
fermann von Herrn Wilkmann erfuhr, dass zu gegebener Zeit Stellen am Finanz-
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gericht ausgeschrieben werden, verzichtete er auf eine Abordnung zum Sozial-
gericht. Im Januar 2012 erfolgte sodann die Ausschreibung von zwei Stellen am 
Finanzgericht. 498  
 
Die Einstellung von Richtern am Finanzgericht war aufgrund der hohen Belas-
tung des Gerichts erforderlich, so der Zeuge Herr Karl, Präsident des Finanzge-
richts. 499 Nach Aussage der Zeugin Dr. Sabrotzky betrug die Belastung in der 
Finanzgerichtsbarkeit 132 %. Es wurden Personen mit Kenntnissen im Wirt-
schafts- und Steuerrecht gesucht. 500 Nach Ansicht des Zeugen Karl ist es nicht 
ungewöhnlich, dass Staatsanwälte, insbesondere aus der Wirtschaftsabteilung, 
zur Finanzgerichtsbarkeit wechseln.  Der Ausschreibungstext war seines Erach-
tens nicht speziell an Staatsanwälte gerichtet. 501  
Auf die zwei Stellen bei der Finanzgerichtsbarkeit bewarben sich, neben Herrn 
Leifermann, zwei weitere Personen. Herr Leifermann aus der Staatsanwaltschaft 
Halle hat sich erfolgreich auf eine der beiden Stellen beworben und wurde zum 
Richter am Finanzgericht ernannt. Die Zeugen Professor Dr. Kolb und Dr. 
Sabrotzky sagten aus, dass einzig Eignung, Leistung und Befähigung für die 
Auswahl entscheidend waren. Eine Rolle spielten also sowohl der Erfahrungs-
schatz, die Berufserfahrung als auch die Beurteilungen. Berufsanfänger wurden 
damals nicht eingestellt. Die Präsidialräte waren eingebunden in die Entschei-
dung zur Besetzung der beiden Stellen beim Finanzgericht.502 Von diesen Per-
sonalentscheidungen, so die Zeugin Prof. Kolb auf Nachfrage, wurden andere 
Kabinettsmitglieder nicht in Kenntnis gesetzt. Die Entscheidungskompetenz lag 
allein beim Ministerium für Justiz und Gleichstellung.503  
 
Der Zeuge Karl berichtete, dass ihn Herr Leifermann darauf hinwies, dass er sei-
nem Nachfolger einen großen Ermittlungskomplex zu übergeben hat. Herr Lei-
fermann nahm seine Tätigkeit als Richter kraft Auftrags aus diesem Grund einen 
Monat später als ursprünglich vorgesehen auf.504 
 
Mehrere Zeugen sagten aus, dass Herr Wilkmann seinerzeit Herrn Leifermann 
gebeten hatte, seine Stelle am Finanzgericht erst einen Monat später anzutreten, 
um eine bessere Übergabe des Ermittlungskomplexes zur sogenannten Dessau-
er Fördermittelaffäre an seinen Nachfolger in den Ermittlungen, Staatsanwalt 
Wetzig, zu ermöglichen. 505 Herr Wetzig hat sodann – im Gegensatz zu Herrn 
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Leifermann, der mehrere Ermittlungsverfahren betreute – ein eigenes Dezernat 
für diesen Komplex erhalten. Herr Leifermann übergab ihm Akten und Übersich-
ten. Sie sprachen über die Beschuldigten und die verschiedenen Beziehungen 
untereinander. 506 
 
Nach Ansicht des Zeugen Leifermann war das Jahr 2012 besonders geeignet für 
einen Wechsel des zuständigen Staatsanwaltes, da zu diesem Zeitpunkt einige 
Ermittlungskomplexe schon nahezu abschlussreif waren. Der neue Staatsanwalt 
war in der Lage, anhand der Ermittlungen des Landeskriminalamtes Verfahrens-
komplexe abzuschließen, Anklagen vorzubereiten, Strafbefehle zu entwerfen  
oder auch Verfahren einzustellen. 507 Es bedurfte nach Ansicht des Zeugen Lei-
fermann einer gewissen Einarbeitung, so dass es nicht real war, noch im Laufe 
des Jahres 2012 Anklagen in zwei oder drei Teilkomplexen zu erheben. Die Er-
mittlungsverfahren gegen die Hauptbeschuldigten waren seinerzeit noch nicht 
abschlussreif. 508 Die Schwierigkeit in diesem Ermittlungskomplex war, dass die 
Hauptbeschuldigten von ihrem Zeugnisverweigerungsrecht Gebrauch machten 
und insofern zeitintensiv alle Teilnehmer der Bildungsmaßnahmen vernommen 
werden mussten. Demzufolge war die Länge des Ermittlungsverfahrens nicht 
verwunderlich. 509  
 
Der Zeuge Wetzig meinte, dass aus seiner Sicht bei Übernahme des Verfahrens 
im Juli 2012 keine abschlussreifen Verfahren vorlagen. Zwar hatte sich eine An-
geschuldigte bereits im Februar 2010 geständig eingelassen. Zur Überprüfung 
der Glaubwürdigkeit mussten jedoch zunächst weitere Ermittlungsmaßnahmen 
durchgeführt werden, so dass der Strafbefehl erst im November 2012 ergehen 
konnte. Die wesentlichen Vernehmungen in den Verfahren Kaufmann, Stolle und 
Schärff fanden im Jahr 2013 statt. 510 Seiner Meinung nach wurde durch den 
Wechsel des Staatsanwalts keine einzige ermittlungsleitende Verfügung später 
getroffen als sie ohne den Wechsel erfolgt wäre, da zum Zeitpunkt der Über-
nahme der Ermittlungen die Auswertung durch das Landeskriminalamt im Vor-
dergrund stand. 511 
 
Aus Sicht der Oberstaatsanwältin, Pressesprecherin der Staatsanwaltschaft Hal-
le sowie seit 2005 Leiterin der Abteilung Große Wirtschaft, der Zeugin Geyer, tra-
ten durch den Wechsel des Herrn Leifermann zum Finanzgericht nur marginale 
Verzögerungen in der Bearbeitung des Ermittlungskomplexes ein, da bis zu die-
sem Zeitpunkt das Landeskriminalamt die Ermittlungen führte und sich auch Herr 
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Leifermann noch einmal hätte einlesen müssen.512 Auf Vorhalt bezeichnete sie 
ihre Erklärung, die sie als Pressesprecherin herausgegeben hatte, dass erste 
Anklagen im Sommer 2012 vorliegen werden, als Fehler, da niemand konkret 
vorhersagen könne, wann ein Verfahren abgeschlossen ist. 513 Die Zeugin Geyer 
meinte sich zu erinnern, dass erste Anklagen Ende 2012 erhoben worden sind. 
514  
 
Der Zeuge Wilkmann sprach von nicht messbaren Verzögerungen durch den 
Dezernentenwechsel. Herr Wetzig hatte sich seiner Ansicht nach zügig eingear-
beitet. Erst im Herbst 2012 waren die Ermittlungen durch das Landeskriminalamt 
soweit abgeschlossen, dass der Gesamtumfang des Komplexes abgeschätzt 
werden konnte. 515 Insofern konnte im Sommer 2012 noch nicht realistisch einge-
schätzt werden, wann erste Anklagen vorliegen werden.516  
 
Die Zeugin Prof. Dr. Kolb sprach ebenfalls von einem nahtlosen Übergang, so 
dass die Ermittlungen zu keiner Zeit liegen gelassen wurden. 517 Auch den re-
gelmäßigen Berichten an das Ministerium für Justiz und Gleichstellung über den 
Stand der Ermittlungen konnte sie keine Hinweise entnehmen, dass die zur Ver-
fügung stehenden Bearbeiter das Verfahren nicht bewältigen könnten. 518 
 
Der Zeuge Leifermann sagte aus, dass die Staatsanwaltschaft ständigen Kontakt 
zu der Ermittlungsgruppe „Sponsor“ des Dezernates 42 des Landeskriminalam-
tes hatte.519 Diese Ermittlungsgruppe war für die Ermittlungen zur sogenannten 
Dessauer Fördermittelaffäre zuständig. Da zum Zeitpunkt der Bildung dieser Er-
mittlungsgruppe vermutet worden war, dass einzelne Fördermittelempfänger den 
Sportverein Dessau 05 „gesponsert“ hatten, erhielt diese Ermittlungsgruppe den 
Titel „Sponsor“. 
 
Der Zeuge Wriedt, Leiter des Dezernates 42 des Landeskriminalamtes, zustän-
dig für die Bekämpfung von Wirtschafts- und Finanzkriminalität, und der Zeuge 
Swolana, der frühere Leiter der Ermittlungsgruppe „Sponsor“, bestätigten, dass 
sich Staatsanwalt Wetzig in schnellstmöglicher Zeit in den Ermittlungskomplex 
eingearbeitet hatte. 520 Dies bestätigte auch der Zeuge Asmus. Als neuer Leiter 
der Ermittlungsgruppe „Sponsor“ war für ihn der Wechsel der Staatsanwälte un-
problematisch, da zu diesem Zeitpunkt die Vernehmungen der Zeugen durch das 
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Landeskriminalamt stattfanden und insofern keine großen Absprachen erforder-
lich waren.521 Der Zeuge Schmökel, Direktor des Landeskriminalamtes, sagte 
aus, dass die Ermittlungen trotz der Einarbeitungszeit, die ein neuer Staatsan-
walt benötigt, gleichwohl weitergeführt werden konnten. 522 Auch der Zeuge 
Herrberger, ein Mitglied der Ermittlungsgruppe „Sponsor“, meinte, dass kein 
Bruch stattgefunden hatte. 523 Mit dem Wechsel war zudem ein erhöhtes Interes-
se der Öffentlichkeit verbunden. Daher wurde versucht, die Ermittlungsergebnis-
se schneller präsentieren zu können. 524 

2. Die Personalausstattung und Arbeit in der Staatsanwaltschaft 
 

Nach Ansicht des Zeugen Leifermann waren die Wirtschaftsstrafabteilungen der 
Staatsanwaltschaft Halle ausreichend personell untersetzt. 525 Zudem war es üb-
lich, dass sich nur ein Dezernent mit einem Ermittlungskomplex beschäftigt, auch 
wenn er derart umfangreich ist, wie dem hier untersuchten. 526  
 
Die Leiterin der Abteilung Große Wirtschaft, die Zeugin Geyer, meinte hingegen, 
dass sie für die Erfüllung der Aufgaben ihrer Abteilung mehr Personal gebrau-
chen könnte. Insofern bestehe eine Diskrepanz zwischen den theoretisch ermit-
telten Zahlen und dem tatsächlichen Arbeitsaufwand. Nach dem Personalbe-
darfsberechnungssystem würden die beiden Wirtschaftsabteilungen der Staats-
anwaltschaft Halle mit jeweils zwei bis vier Dezernenten auskommen. Tatsäch-
lich gibt es in beiden Bereichen acht Vollzeitstellen. Verjährungsprobleme gab es 
aus Gründen der Personalknappheit jedoch nicht. 527 
 
Die Zeugen Wilkmann und Dr. Sabrotzky sagten aus, dass sowohl Herr Leifer-
mann als auch Herr Wetzig fast ausschließlich mit dem betreffenden Ermittlungs-
komplex beschäftigt waren, dies aber in der Personalbedarfsberechnung nicht 
abgebildet wurde. Aus diesem Grund habe sich Herr Wilkmann mit Schreiben 
vom 5. Juli 2012 an die Generalstaatsanwaltschaft gewandt und darum gebeten 
den Verfahrenskomplex als sog. Großverfahren mit Berücksichtigung eines be-
sonderen personellen Einsatzes abzubilden.528 Dieser Antrag wurde zurückge-
stellt, da die Voraussetzung, dass zur Bewältigung des Verfahrens eine externe 
Einstellung erforderlich ist, nicht vorlag, so die Zeugin Prof. Dr. Kolb. 529  
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2014, S. 9 (Leifermann) 
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Der Zeuge Wilkmann war der Meinung, dass der Einsatz eines Dezernenten für 
einen derart großen Verfahrenskomplex ausreichend war, da nur eine Person al-
lein den Überblick behalten konnte. 530 Nach Aussage der Zeugin Prof. Dr. Kolb 
konnte sich Herr Wetzig im Gegensatz zu Herrn Leifermann ausschließlich mit 
diesem Ermittlungskomplex befassen, so dass ab dem Wechsel der Staatsan-
wälte tatsächlich mehr Ressourcen für die Ermittlungen zur Verfügung stan-
den.531 

3. Die Personalausstattung und Arbeit im Landeskriminalamt 

a) Die Ermittlungsgruppe „Sponsor“ 
 
Der Leiter des Dezernates 42 des Landeskriminalamtes, der Zeuge Wriedt, und 
der Leiter der innerhalb dieses Dezernates tätigen Ermittlungsgruppe „Sponsor“, 
der Zeuge Asmus, erläuterten, dass sich das Dezernat 42 grundsätzlich mit so-
genannten Umfangsverfahren, die eine Bearbeitungszeit von mehr als sechs 
Monaten haben, befasst. Auch der betreffende Ermittlungskomplex, mit dem sich 
die Ermittlungsgruppe „Sponsor“ befasste, war ein Umfangsverfahren mit ca. 600 
Aktenordnern und drei Terabyte elektronischen Daten als Beweismittel. 532  
 
Die Staatsanwaltschaft in Dessau hatte in diesem Verfahren nach Aussage meh-
rerer Zeugen einen Anfangsverdacht aufgrund der Ermittlungen des Privatdetek-
tivs Jüngling im IHK-Bildungszentrum. Da sich einer der beiden Zentralstellen für 
Wirtschaftskriminalität in Halle befindet, wurde der Vorgang zuständigkeitshalber 
an die Staatsanwaltschaft Halle abgegeben. Nachdem die Vorermittlungen durch 
die Staatsanwaltschaft Halle abgeschlossen waren, wurde auf Anforderung der 
Staatsanwaltschaft im Juli 2009 die Ermittlungsgruppe „Sponsor“ gebildet. 533 
 
Der Zeuge Asmus berichtete, dass das Landesverwaltungsamt dem Landeskri-
minalamt die betreffenden Fördermittelakten übergeben hatte.534 Der Bericht der 
Prüfgruppe ESF von November 2008 war in diesen Akten enthalten. 535 Der Zeu-
ge Swolana meinte sich zu erinnern, dass es keine Absprachen mit der Prüf-
gruppe ESF gab, sondern die Einarbeitung der Mitarbeiter der Ermittlungsgruppe 
„Sponsor“ in den Ermittlungskomplex anhand der Akten erfolgte.536 
 
Die Ermittlungen innerhalb der Ermittlungsgruppe „Sponsor“ begrenzten sich 
nach Aussage der Zeugen Wriedt und Asmus ursprünglich auf eine Person des 
IHK-Bildungszentrums und einen relativ kleinen Unternehmerkreis, so dass zu 
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Beginn von einem Schaden in Höhe von 150 000 Euro ausgegangen wurde. Bei 
der Durchsuchung der Räume der unter Verdacht stehenden Unternehmen, die 
im Februar 2010 durchgeführt wurde, wurde allerdings eine CD gefunden, aus 
welcher sich ergab, dass der Kreis der Unternehmen, die in die Fördermittelaffä-
re verstrickt sein könnten, erheblich größer war. 537 Hinzu kamen etwa Unter-
nehmen der Fenger-Gruppe, berichtete der Zeuge Gänsewig.538 Die Zeugen 
Wriedt und Asmus teilten weiterhin mit, dass der Ermittlungsgruppenleiter so-
dann festgelegt hat, welcher Sachbearbeiter für die Ermittlungen in welchem Un-
ternehmen zuständig ist. Im Zuge der Ermittlungen wurden etwa 300 Personen 
vernommen. 539 Da es immer wieder neue Erkenntnisse gab, konnte zu Beginn 
der Ermittlungen noch nicht deren zeitlicher Abschluss festgelegt werden. Hin-
sichtlich der Ermittlungskonzeption erfolgte eine ständige Absprache zwischen 
den Mitgliedern der Ermittlungsgruppe, so der Zeuge Schmökel. 540 Der Zeuge 
Herrberger sagte aus, dass im Laufe des Jahres 2010 zunächst versucht wurde, 
grundsätzlich ein System in die Problematik zu bekommen. Die elektronischen 
Daten konnten zunächst nur mit Hilfe von Experten, später im Jahr 2011 mit Hilfe 
von eigens entwickelten Programmen durch die Ermittler selbst ausgewertet 
werden. Es wurde festgestellt, dass bestimmte Taten eventuell bereits verjährt 
waren.541  
 
Die jeweiligen Leiter der Ermittlungsgruppe, Herr Swolana und später Herr As-
mus, standen in ständigem Kontakt zur Staatsanwaltschaft.542 Das Landeskrimi-
nalamt unterrichtete die vorgesetzte Behörde nur, wenn es personelle, sachliche 
oder finanzielle Unterstützung benötigte, so der Zeuge Schmökel.543 Auf Nach-
frage äußerte Herr Swolana, das vermehrte Nachfragen beim Landeskriminalamt 
durch die vorgesetzte Behörde auch nach den Hausdurchsuchungen im Jahr 
2010, welche das öffentliche Interesse weckten, nicht zu verzeichnen waren.544 
Die Zeugen Wriedt und Asmus teilten mit, dass in den Jahren 2011 und 2012 
Teilberichte erstellt wurden. Mit dem Abschlussbericht waren die Arbeiten der 
Ermittlungsgruppe „Sponsor“ im März 2014 erledigt. 545 In diesem Bericht wurden 
nach Aussage des Zeugen Schmökel 40 Fördermaßnahmen mit einer Zuwen-
dungshöhe von 8,3 Millionen Euro dargestellt.546  
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b) Die Ermittlungsgruppe „System“ und die Ermittlungsgruppe „Bildung“ 
 
Der Zeuge Herrberger sagte aus, dass im Rahmen der Ermittlungen durch die 
Ermittlungsgruppe „Sponsor“ festgestellt wurde, dass andere Bildungsträger, al-
so nicht das IHK-Bildungszentrum, ebenfalls Betrugshandlungen durchgeführt 
haben könnten. Deshalb wurde nach Einstellung der Tätigkeit der Ermittlungs-
gruppe „Sponsor“ im März 2014 die Ermittlungsgruppe „System“ gegründet.547 
Nach Bekanntwerden dieser Tatsache im Untersuchungsausschuss, wurde be-
schlossen, insbesondere den bereits mit dem 18. Beweisbeschluss benannten 
Zeugen Staatsanwalt Wetzig auch zur Ermittlungsgruppe „System“ zu verneh-
men.548 
 
Der Zeuge Staatsanwalt Wetzig widersprach den Aussagen des Zeugen Herr-
berger insofern, als seiner Ansicht nach die Ermittlungsgruppe „Sponsor“ ihre 
Arbeit nicht im März 2014 eingestellt hat. Vielmehr wertet sie weiterhin etwa Ein-
lassungen von Verteidigern aus. 549 Zudem sagte der Zeuge Wetzig aus, dass 
die Ermittlungsgruppe „System“ Ende 2012/Anfang 2013 gegründet worden ist, 
als sich bei der Auswertung der im Rahmen der Durchsuchung von Februar 2010 
sichergestellten elektronischen Daten bei der Beschuldigten Stolle und der Be-
schuldigten Kaufmann Anhaltspunkte für weitere Subventionsbetrugstaten erga-
ben, die mit den bisher bekannten Unternehmen nichts zu tun hatten.  Der zeit-
nahe Abschluss des Hauptverfahrens, bei welchem das IHK-Bildungszentrum 
Bildungsträger war, sollte nicht gefährdet werden.550  
 
Nach Aussage des Zeugen Gänsewig befasst sich die Ermittlungsgruppe „Sys-
tem“ mit 21 Fällen. 551 Derzeit sind 43 Beschuldigte erfasst, so der Zeuge Wet-
zig.552  
 
Die Zeugen Wetzig und Gänsewig teilten dem Untersuchungsausschuss auf 
Nachfrage mit, dass seit September 2013 zudem die Ermittlungsgruppe „Bildung“ 
existiert, welche in sieben Fällen ermittelt.553 Diese befasst sich mit Vorgängen, 
die ebenfalls einen anderen Bildungsträger, aber auch ein anderes Förderverfah-
ren, die Förderung durch die Agentur für Arbeit, betreffen. 554 Das einzige Binde-
glied zwischen den Ermittlungsgruppen sind die Beschuldigten Stolle und Kauf-
mann.555  
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Die Ermittlungsgruppe „Sponsor“ untersuchte nach Aussage des Zeugen Wetzig 
den Anfangsverdacht im Hinblick auf Subventionsbetrugshandlungen aus den 
Jahren 2004 bis 2007. Die Ermittlungsgruppen „System“ und „Bildung“ beziehen 
sich auf den Zeitraum 2008 und 2009. 556 Vorgänge zum Nachteil der Investiti-
onsbank werden in diesen Ermittlungsgruppen nicht geprüft. 557 

c) Die Personalausstattung der Ermittlungsgruppe „Sponsor“ 
 
Im Zusammenhang mit der Klärung der Frage, ob die beteiligten Ministerien alles 
getan haben, um zu einer zügigen und umfassenden Aufklärung von möglichen 
Fördermittelbetrugsfällen beizutragen, befasste sich der Untersuchungsaus-
schuss mit der personellen Ausstattung der Ermittlungsgruppe „Sponsor“ beim 
Landeskriminalamt. 
 
Nach Angaben des Zeugen Leifermann bestand die Ermittlungsgruppe „Sponsor“ 
zu Beginn aus zwei Personen. Als die Akten des Landesverwaltungsamtes im 
Landeskriminalamt eintrafen, wurde die Ermittlungsgruppe personell aufge-
stockt.558 Sie bestand zeitweise aus fünf oder sechs Mitarbeitern, so die Zeugen 
Leifermann und Geyer. 559 Der Zeuge Asmus und der Zeuge Swolana, die Ermitt-
lungsgruppenleiter, sowie die Zeugin Klein, welche vier Monate Mitglied der Er-
mittlungsgruppe war, sagten hingegen aus, dass die Ermittlungsgruppe gleich zu 
Beginn aus fünf Personen bestand. 560 Der Zeuge Herrberger, welcher seit 2009 
in diese Ermittlungsgruppe abgeordnet war, war der Ansicht, dass zu Beginn 
zwar vier oder fünf Beamte im Einsatz waren, sich effektiv jedoch nur drei Beam-
te mit dem Ermittlungskomplex um das IHK-Bildungszentrum befassen konnten. 
561 Der Zeuge Wriedt meinte sich zu erinnern, dass die Ermittlungsgruppe durch-
schnittlich mit sieben Personen besetzt war.562 Der Zeuge Swolana bestätigte, 
dass er im Laufe der Jahre als Ermittlungsgruppenleiter mehr Personal erhielt. 563 
Der Direktor des Landeskriminalamtes, der Zeuge Schmökel, sagte aus, dass die 
Ermittlungsgruppe von Juli 2009 bis März 2011 mit fünf bis sieben Personen be-
setzt war, von Mai 2011 bis November 2011 hat sie mit sechs bis sieben Perso-
nen gearbeitet, von Dezember 2011 bis März 2012 waren es sieben und danach 
acht Mitarbeiter. 564 
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Die Leiterin der Abteilung Große Wirtschaft der Staatsanwaltschaft Halle, die 
Zeugin Geyer, schätzte auf der einen Seite eine derartige Größe einer Ermitt-
lungsgruppe als durchaus gut ein, auf der anderen Seite meinte sie jedoch, dass 
eine weitere Erhöhung um zwei Mitarbeiter für einen derartigen Ermittlungskom-
plex wünschenswert gewesen wäre. Die Möglichkeiten des Einsatzes von Mitar-
beitern im Landeskriminalamt waren allerdings begrenzt. Wären zwei weitere 
Beamte für diesen Ermittlungskomplex eingesetzt worden, hätten sie an anderer 
Stelle gefehlt. 565 Zudem gibt es nur wenige Mitarbeiter, die für Ermittlungstätig-
keiten im Bereich Wirtschaftskriminalität geeignet sind, so der Zeuge Swolana.566 
 
Der Zeuge Schmökel bestätigte diese Einschätzung. Aufgrund der knappen per-
sonellen Kapazitäten seit dem Jahr 2008 müssen die Mitarbeiter einer Ermitt-
lungsgruppe immer mehr vernetzt, das heißt auch in anderen Bereichen, arbei-
ten. Auf Nachfrage teilte der Zeuge Schmökel dem Untersuchungsausschuss 
mit, dass von den vorhandenen personellen Ressourcen auch die Ermittlungstie-
fe abhängig ist. Letztendlich legt die Staatsanwaltschaft den Umfang, die Ermitt-
lungstiefe und -richtung fest.567  
 
Der Zeuge Wriedt bestätigte, dass die Mitarbeiter einer Ermittlungsgruppe 
grundsätzlich nur mit Aufgaben dieser betraut sind, jedoch bei Bedarf auch ande-
re Aufgaben, wie etwa eine Anzeigenaufnahme, erledigen. 568 Der Zeuge Herr-
berger teilte mit, dass einzelne Sachbearbeiter der Ermittlungsgruppe „Sponsor“ 
zusätzlich mit Nachermittlungen anderer Verfahren beschäftigt waren.569  
 
Der Zeuge Asmus und der Zeuge Wriedt meinten, dass ein ständiger Personal-
engpass vorhanden war. Es wurde versucht, die begrenzten Ressourcen so gut 
wie möglich einzusetzen.570 Die Forderung nach mehr Personal erfolgte ständig, 
schon vor dem Hintergrund, keine Mitarbeiter abgeben zu müssen, so die Zeu-
gen Asmus und Swolana. 571 Der Zeuge Schmökel sagte aus, dass sich gewöhn-
lich ein Abteilungsleiter öfter um personelle Unterstützung bemüht, Anfragen des 
leitenden Oberstaatsanwaltes in dieser Hinsicht jedoch nur in Einzelfällen erfol-
gen. Bezogen auf die Ermittlungsgruppe „Sponsor“ hat sich der leitende Ober-
staatsanwalt Wilkmann allerdings im Juni 2011 mit der Bitte um den Einsatz von 
zusätzlichem Personal an das Landeskriminalamt gewandt. Dies hatte der Zeuge 
Schmökel zum Anlass genommen, in den Behörden um Ermittlungskräfte zu 
werben. Das führte dann im Verlauf – von November 2011 bis zum Abschluss 
der Ermittlungen – dazu, dass ein Mitarbeiter aus der Polizeidirektion Ost dauer-
haft abgeordnet worden ist, dass die Polizeidirektion Nord mehr oder weniger 
dauerhaft zwei Kräfte abordnete und dass aus der Abteilung 5 des Landeskrimi-
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nalamtes auch eine Kraft in die Ermittlungsgruppe gegeben werden konnte.572 
Zukünftig soll nach Aussage des Zeugen Wriedt der Bereich der Wirtschaftskri-
minalität mehr zentralisiert werden, um Ressourcen zu bündeln. 573  
 
Der Zeuge Leifermann äußerte, dass Personalknappheit in jedem Ermittlungs-
verfahren besteht. Lösen konnte man dieses Problem in dem zu untersuchenden 
Ermittlungskomplex nur, indem man bei den Ermittlungen Schwerpunkte setzte 
und nicht jedem Tatvorwurf bis ins Detail nachging.574  

d) Das Verfahren in Bezug auf einen Abgeordneten 
 
Bei den Ermittlungen im Zusammenhang mit den Unregelmäßigkeiten im IHK-
Bildungszentrum wurde auch bekannt, dass ein Mitglied des Landtages von 
Sachsen-Anhalt als Dozent in Existenzgründerlehrgängen tätig war. Zudem hat-
ten Geldflüsse zwischen ihm und einem Beschuldigten stattgefunden. Die Ermitt-
lungen zu diesem Sachverhalt sind nicht weiterverfolgt worden. 
 
Der Zeuge Kolze bestätigte, dass er in den Jahren 2006 und 2007 sechs Lehr-
aufträge für Existenzgründer im Fach Arbeits- und Tarifrecht durch das IHK-
Bildungszentrum erhalten hatte. Er hatte das Konzept zusammen mit dem Zeu-
gen Dr. Exner, Fachanwalt für Arbeit-und Tarifrecht, erarbeitet. Pro Lehrauftrag 
waren es ca. 16 Stunden. Für jede Stunde erhielt er 17,50 Euro.575 
 
Der Zeuge Weber sagte aus, dass Herr Baumung Herrn Kolze die Dozententä-
tigkeiten ermöglicht hatte. 576 Der Zeuge Kolze war der Ansicht, dass er es für 
nicht unwahrscheinlich hält, dass die Vertragsanbahnung über Herrn Baumung 
lief. 577 Aufgrund des geringen Stundenverdienstes kann, so der Zeuge Kolze, je-
doch davon ausgegangen werden, dass es keine Gefälligkeit des Herrn Bau-
mung gewesen ist, ihm die Dozententätigkeiten zu ermöglichen.578 
 
Der Zeuge Herrberger bestätigte, dass es sich in dem Ermittlungsfall um eine 
Dozententätigkeit in einem Existenzgründerlehrgang gehandelt hatte. Seiner An-
sicht nach wurde dieser Ermittlungsansatz nicht weiter verfolgt, weil es sich um 
einen Existenzgründerlehrgang und nicht wie bei den anderen Fällen um Mitar-
beiterschulungen gehandelt hatte und es hinsichtlich der Fördersumme wesent-
lich größere Verfahren gab, die bearbeitet werden mussten. 579 Objektiv gesehen 
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ist ein derartiges Vorgehen seiner Meinung nach ermittlungstaktisch nachvoll-
ziehbar.580 
 
Der Zeuge Schmökel sagte aus, dass es in diesem Fall keinen Ansatzpunkt für 
weitere kriminalistische Ermittlungen gab. Zum einen deuteten die Geldflüsse 
zwischen dem Abgeordneten und einem Beschuldigten nur auf die Rückzahlung 
eines Darlehens hin. Zum anderen dürfte das aus den anderen Vorgängen be-
kannte Motiv der Lehrgangsteilnehmer, aus Angst vor dem Verlust des Arbeits-
platzes trotz Nichtdurchführung eines Lehrganges auf der Anwesenheitsliste eine 
Unterschrift zu leisten, bei Existenzgründern nicht greifen. Ein Gespräch mit dem 
Ministerium für Wirtschaft und Arbeit zu diesem Sachverhalt gab es nicht. 581  
 
Der Zeuge Wriedt sagte aus, dass in derartigen Fällen letztendlich die Staatsan-
waltschaft als Herrin des Verfahrens entscheidet, welche konkreten Ermittlungs-
ansätze weiterverfolgt werden und welche nicht. 582 Im konkreten Fall musste 
demnach die Staatsanwaltschaft entscheiden, ob ein derart starker Anfangsver-
dacht gegeben ist, der zur Aufhebung der Immunität führen könnte. Der Zeuge 
Wriedt meinte sich zu erinnern, dass im Ergebnis einer Diskussion kein Anfangs-
verdacht gesehen wurde.583 Dies bestätigte auch der Zeuge Asmus, welcher 
meinte, dass auch das Landeskriminalamt wohl keinen Straftatbestand sah.584 
 
Nach Aussage des Staatsanwalts, des Zeugen Wetzig, gab es aus Sicht des 
Staatsanwalts Leifermann und seiner Sicht keinen Anfangsverdacht. Allein die 
Abrechnung von Dozentenleistungen sowie finanzielle Beziehungen zu einem 
Beschuldigten reichten nicht, einen solchen zu begründen. 585 

e) Das Verfahren in Bezug auf den zuständigen Referenten des Ministeri-
ums für Wirtschaft und Arbeit 
 
Nach übereinstimmender Aussage der Zeugen Schmökel und Swolana wird das 
Verfahren in Bezug auf den Mitarbeiter des Ministeriums Herrn Schröder ge-
trennt geführt und war zum Zeitpunkt der Zeugenvernehmungen nicht abge-
schlossen. Besondere Berichtspflichten gab es in diesem Verfahren nicht. 586 Der 
Zeuge Herrberger sagte aus, dass der Ermittlungskomplex gegen Herrn 
Schröder von der Staatsanwaltschaft abgefordert wurde und ca. zwei Jahre lang 
beim Wirtschaftsprüfdienst der Staatsanwaltschaft, der betriebswirtschaftliche 
Unterlagen aufarbeitet, lag. Da die Akte somit im Landeskriminalamt nicht vor-
handen war, konnten einzelne Ermittlungsergebnisse nicht in dieses Verfahren 
eingefügt werden. Hierbei handelte es sich um Zahlungsflüsse mit den Firmen 

                                                 
580 Niederschrift über die 19. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. April 2015, 
S. 41 bis 43 (Herrberger) 
581 Niederschrift über die 17. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 16. Januar 2015, 
S. 88f. (Schmökel) 
582 Niederschrift über die 17. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 16. Januar 2015, 
S. 9 und S. 22 (Wriedt) 
583 Niederschrift über die 17. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 16. Januar 2015, 
S. 22 bis 24 (Wriedt) 
584 Niederschrift über die 17. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 16. Januar 2015, 
S. 37 bis 39 (Asmus) 
585 Niederschrift über die 21. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 8. Mai 2015, 
S. 80 bis 82 (Wetzig) 
586 Niederschrift über die 17. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 16. Januar 2015, 
S. 60 (Swolana) und S. 93 (Schmökel) 
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Pauly Biskuit AG, Dessauer Qualifizierungs- und Ausbildungszentrum (DQAS) 
GmbH, Baustoff-Service GmbH und Baustoff-Grundbesitz GmbH. Entsprechende 
Zahlungen haben der Verjährung unterlegen. Die Anfangsermittlungen wurden 
sodann im Jahr 2013 durchgeführt und der Komplex an ein anderes Dezernat, 
welches sich mit Korruption und Betrug beschäftigt, abgegeben. 587 
 
Der Zeuge Staatsanwalt Wetzig sagte in diesem Zusammenhang aus, dass die 
Wirtschaftsprüfgruppe Kontobewegungen überprüft hatte. Ein zur Anklage be-
rechtigter Tatverdacht hatte sich nicht ergeben, aber es bestanden weitere Er-
mittlungsmöglichkeiten. In den nächsten Wochen, so der Zeuge, soll ein Rechner 
ausgewertet werden. Auf Nachfrage erklärte der Zeuge, nach seiner Kenntnis 
war der Vorgang Schröder nicht in der Bearbeitung des Herrn Herrberger. Auf 
Vorhalt der Aussage des Zeugen Herrberger, keinen Zugang zu der Akte gehabt 
zu haben, verwies er darauf, dass das Landeskriminalamt jederzeit die Möglich-
keit gehabt hätte, die Akte anzufordern. An eine derartige Anforderung konnte 
sich der Zeuge Wetzig jedoch nicht erinnern. Es ist nicht zu befürchten, dass das 
Verfahren aufgrund von Verjährung nicht mehr zum Abschluss geführt werden 
kann.588 Bis zum Zeitpunkt der Zeugenvernehmung gab es nach Aussage des 
Zeugen Wetzig einen Vorgang, der verjährt ist, da der Beweismittelordner nicht 
entsprechend gekennzeichnet war. 589 

f) Einflussnahme auf die Ermittlungstätigkeit 
 
Auf Nachfrage erklärte der Zeuge Leifermann, dass weder die Generalstaatsan-
waltschaft noch das Ministerium für Justiz und Gleichstellung Einfluss auf Inhalt 
oder Führung der Ermittlungsverfahren nahmen.590 Der Zeuge Herrberger erklär-
te, dass es zu keiner Zeit ungewöhnliche Anfragen von Abgeordneten, Bürger-
meistern oder dem Stadtrat der Stadt Dessau-Roßlau zu dem zu untersuchen-
den Komplex gab und dass eine Einflussnahme, in eine bestimmte Richtung zu 
ermitteln, nicht erfolgt ist. Im Rahmen seiner Ermittlungstätigkeit gab es keine 
Ansatzpunkte, dass das Landesverwaltungsamt oder Teile der Landesregierung 
versuchten, Einfluss zu nehmen.591 

                                                 
587 Niederschrift über die 19. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. April 2015, 
S. 19f., S. 27f., S. 31f. und S. 41 (Herrberger) 
588 Niederschrift über die 21. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 8. Mai 2015, 
S. 69 bis 71 (Wetzig) 
589 Niederschrift über die 21. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 8. Mai 2015, 
S. 79 (Wetzig) 
590 Niederschrift über die 15. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 21. November 
2014, S. 21 (Leifermann) 
591 Niederschrift über die 19. Sitzung des 13. Parlamentarischen Untersuchungsausschusses am 20. April 2015, 
S. 40 (Herrberger) 
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